CD 

1259 

D3B3 

1912 

C.l 

ROBA 


MITTEILUNGEN 


DER 


K.  PREUSSISCHEN  ARCHIWERWALTUNG. 


HEFT  21. 


LEIPZIG 

VERLAG  VON  S.  HIRZEL 

1912. 


DAS 

K.  STAATSARCHIV  ZU  DAMIG, 

SEINE  BEGRÜNDUNG,  SEINE  EINRICHTUNGEN  UND 

SEINE  BESTÄNDE. 


TON 

DR.  MAX  BÄR 

GEH.  AECmVRAT,  AECHJLVDIEEKTOß  IN  DANZIG. 

MIT  2  ABBILDUNGEN. 


LEIPZIG 

VERLAG  VON  S.  HIRZEL 

1912. 


.UN 

«anno 

.  j  j  j 

■■ 


Inhaltsangabe. 

Seite 

1.  Die  westpreußischen  Archive  und  Registraturen  zur  Zeit  der  Besitznahme 

durch  Preußen  und  his  zur  Begründung  eines  Staatsarchive  in  Banzig  1 
Versiegelung  der  Archive.  Ständeakten.  Akten  der  Grodgerichte, 
der  Landgerichte,  der  Marienburger  Ökonomie,  des  Ökonomischen  Ober- 
gerichts und  Vogteigerichts.  Starosteiakten.  Klosterarchive.  Kommunale 
und  Stadtarchive.  Schöffenakten.  Übergang  der  Akten  an  die  Gerichts- 
behörden und  die  Kammer  und  Abgabe  an  das  Staatsarchiv  in  Königs- 
berg; dessen  Zuständigkeit  für  Westpreußen. 

2.  Bie  Begründung  eines  Staatsarchives  für  "Westpreußen 7 

Bildung  der  Provinz  "Westpreußen.  Gründe  und  Erwägungen  zur 
Einrichtung  eines  Staatsarchives  für  Westpreußen.  Die  Bedeutung  des 
Danzjger  Stadtarchives  und  dessen  Vereinigung  mit  dem  Staatsarchive. 
Das  Kommissorium  des  Archivrates  Meinardus.  Üb  ernahme  der  Verwal- 
tung des  Stadtarchives.  Weitere  Aufgaben.  Beamtenwechsel  und  Be- 
amtenvermehrung. 

3.  Bie  Staatsarchivgebäude 14 

Der  Bau  im  allgemeinen.    Das  Verwaltungsgebäude.    Die  Magazine. 

4.  Bie  Eröffnung  des  Staatsarchives  und  die  Aufnahme  der  Akten  ....       19 

Umzug  des  Danziger  Stadtarchives  in  die  neuen  Gebäude.  Ausein- 
andersetzung mit  dem  Staatsarchive  in  Königsberg.  Das  Territorialitäts- 
prinzip  als  Grundlage  für  Aktenscheidungen  zwischen  Archiven.  Miß- 
bräuchliche Anwendung  des  .  Provenienzprinzips.  Die  grundsätzliche 
Vereinbarung  über  die  Aktenabgabe  des  Königsberger  Staatsarchives. 
Die  Abgabe  der  Akten  von  Königsberg.  Die  Aktenabgabe  westpreußischer 
Behörden  im  allgemeinen  und  im  einzelnen.  Art  der  Verpackung  und 
Versendung.  Die  Archive  und  Eegistraturen  der  Städte  und  ihr  Zustand. 
Einwirkung  auf  die  Aufsichtsbehörden.  Deponierung  von  Stadtarchiven. 
Die  größeren  Stadtarchive.  Die  Aussichten  der  nicht  deponierten  Eegi- 
straturen kleiner  Städte.  Kirchen-,  Dorf-  und  Gutsarchive.  Archive  geist- 
licher und  weltlicher  Genossenschaften.  Besichtigungen  des  Staatsarchives 
durch  den  Kgl.  Oberpräsidenten  und  die  Spitzen  der  Behörden. 

5.  Bie  Ordnungsarbeiten 34 

Die  Ordnung  nach  dem  Grundsatze  der  Provenienz.  Der  Plan  für  die 
Aufstellung  der  Bestände.  Eeihenfolge  der  Aktenordnung.  Einrichtung 
des  Ordnungsverfahrens  und  seine  Beschleunigung.  Gemeinschaftliche 
Arbeiten.  Andere  Maßnahmen  zur  Förderung  der  Ordnungsarbeiten.  Der 
Erfolg.  Ordnungsarbeiten  einzelner  Gruppen.  Die  Aktenverzeichnisse. 
Das  Danziger  Stadtarchiv  und  seine  Ordnung. 

6.  Bie  Anfertigung  der  Hilfsverzeichnisse  und  anderer  archivalischer  Hilfsmittel      49 

Hilfsverzeichnisse  im  allgemeinen.  Hilfsverzeichnisse  zu  den  Vasallen- 
listen, Danziger  Biirgerbüchern,  Herzoglich  Warschauischen  Behörden, 
Missivbüchern,  Kontributionskatastern,  Besitzurkunden,  Gerichtsbüchern, 


VI  Inhaltsangabe. 

Seite 
Grund-  und  Hypothekenbüchern.    Übersicht  über  die  Hilfsverzeichnisse. 
Die  Eegestensarnnilung  und  das  Zettelregister  des  Staatsarchives.    Das 
Orts-,  Personen-  und  Sachverzeichnis  auf  Zetteln.  Die  Verzeichnisse  über 
Westpreußische  Archive  und  über  fremde  Archive. 

7.  Die  Benutzungen "1 

Die  Erteilung  der  Benutzungserlaubnis.  Erlaubnis  zur  Benutzung 
der  Deposita.  Die  amtlichen  Benutzungen.  Aktenausgabe.  Auskunft- 
erteilungen an  Behörden  und  dafür  maßgebende  Grundsätze.  Außeramt- 
liche Benutzungen.  Persönliche  Benutzer  und  Vorschriften  für  sie. 
Schriftliche  Benutzungen  und  deren  Behandlung.  Nichtwissenschaftliche 
Benutzungen.  Genealogische  nnd  besitzrechtliche  Anfragen.  Wissen- 
schaftliche Benutzungen  und  deren  Behandlung.  Benutzungen  durch  die 
Archivbeamten.  Das  Historisch-geographische  Ortslexikon  der  Provinz 
Westpreußen. 

8.  Übersicht  über  die  Aufstellung  der  Bestände  im  K.  Staatsarchive  zu  Danzig  73 

Ordens-  und  polnische  Zeit 73 

Preußische  und  Ostpreußische  Behörden,  welche  für  ganz  "Westpreußen 

oder  einzelne  Teile  in  Betracht  kommen 74 

Katholische  Kirchenbehörden  und  Kirchen 76 

Evangelische  Kirchenbehörden  und  Kirchen 77 

Justizverwaltung 77 

"Westpreußische,  vor  1815  begründete  Verwaltungsbehörden  ....  79 

"Westpreußische  Verwaltungsbehörden  des  19.  und  20.  Jahrhunderts    .  81 

Ständische  Behörden  und  Anstalten 86 

Das  Archiv  der  Stadt  Danzig 87 

Städte  außer  Danzig,  Dorfgemeinden  und  Gutsverwaltungen  ....  90 
Stifter   und  Klöster;    Religiöse    Genossenschaften,   Milde   Stiftungen; 

"Weltliche    Verbände,    Genossenschaften    und   Vereine,    Gewerke; 

Private;  Nachlässe;  Handschriften,  Karten  und  Sammlungen    .     .  91 


1. 

Die  westpreussischen  Archive  und  Registraturen  zur  Zeit 

der  Besitznahme  durch  Preussen  und  bis  zur  Begründung 

eines  Staatsarchives  in  Danzig. 

Bei  der  Besitznahme  von  Westpreußen  im  Jahre  1772  war  den 
preußischen  Kommissaren  der  Auftrag  erteilt  worden,  auch  die  im  Lande 
vorhandenen  Archive  und  Registraturen  zu  berücksichtigen  und  zu  ver- 
siegeln. Die  Kommissare  haben  aber  bei  der  Eile,  mit  der  die  Besitznahme 
durchgeführt  werden  mußte,  jene  Registraturen  und  Archive  nur  ganz 
oberflächlich  ihrem  Umfange  oder  Inhalte  nach  festzustellen  vermocht 
und  bis  zur  Wiedereröffnung  der  zunächst  geschlossenen  Verwaltungs- 
und Gerichtstätigkeit  versiegelt. 

Archive  staatlicher  Verwaltungsbehörden  polnischer  Zeit  wurden 
nicht  vorgefunden,  weil  es  eine  zentralisierte  polnische  Provinzialverwal- 
tung  nicht  gegeben  hat.  Die  geringe  Verwaltungstätigkeit  der  Woiwoden, 
welche  als  eine  solche  allenfalls  angesprochen  werden  könnte,  hat  schrift- 
liche Niederschläge  nicht  hinterlassen.  Nur  die  Akten  der  Woiwodschafts- 
gerichte, der  sogenannten  Grodgerichte,  wurden  auf  den  Starosteisitzen  der 
Woiwoden  vorgefunden. 

Auch  ein  Archiv  der  preußischen  Stände  ist  damals  nicht  über- 
nommen worden.  Die  durch  die  ständischen  Beratungen  erwachsenen 
Akten  und  Protokolle  wurden  von  den  Vertretern  der  Stadt  Thorn  geführt 
und  vom  Rate  der  Stadt  aufbewahrt.  Die  Protokolle  wurden  übrigens  in 
mehrfachen  Abschriften  hergestellt  und  den  drei  großen  Städten  Thorn, 
Danzig  und  Elbing  und  später  auch  den  drei  Grodgerichten,  letzteren  zur 
Eintragung  in  die  Grodakten,  mitgeteilt.  Da  die  in  Thorn  verwahrten 
Landesakten  im  Jahre  1703  infolge  des  schwedischen  Bombardements  ver- 
brannt sind,  so  müssen  in  Ermangelung  eines  eigenen  ständischen  Archives 
die  Zeugnisse  der  ständischen  Beratungen  in  den  städtischen  Archiven  und 
seit  1703  auch  in  den  Grodakten  gesucht  werden. 
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Dagegen  sind  bei  der  Besitznahme  die  Gerichtsakten  polnischer  Zeit, 
vor  allem  die  Akten  der  Grodgerichte  und  zum  Teil  auch  die  Akten 
der  Landgerichte  übernommen  worden.  Die  Gerichtsakten  polnischer 
Zeit  sind  nicht  nur  für  ihren  besonderen  Zweck,  sondern  darüber  hinaus 
von  allgemeiner  Bedeutung.  Zu  erwähnen  ist  im  voraus,  daß  in  Polnisch- 
Preußen,  abweichend  vom  übrigen  Polen,  die  drei  Woiwoden  von  Kulm, 
Marionburg  und  Pomerellen  zugleich  die  Inhaber  der  Grodstarostei  ihrer 
Woiwodschaft  waren,  also  dem  Namen  nach  die  Vorsitzenden  der  Grod- 
gerichte. In  Polen  wurden  die  Grodgerichte  unabhängig  von  den  Woiwoden 
durch  Starosten  verwaltet,  also  für  den  heute  zu  Westpreußen  gehörigen 
Teil  des  vormals  polnischen  Netzebezirkes  durch  den  Grodstarosten  von 
Deutsch-Krone.  Die  preußisch-polnischen  Grodbücher  (Acta  castrensia 
palatinatuum)  waren  nun  aber  nicht  nur  zur  Aufnahme  der  eigenen  Ver- 
handlungsprotokolle, der  Klagen,  Zeugenverhöre,  Beweise,  Käufe  und  Ver- 
käufe bestimmt,  sondern  auch  zur  Eintragung  solcher  Verträge,  welche 
vor  anderen  Gerichten  abgeschlossen  waren  und  die  durch  diese  Ein- 
tragung eine  besser  beglaubigte  und  dauernde  Rechtskraft  erlangen 
sollten.  In  dieser  Rücksicht  ließ  man  wohl  auch  ältere  Urkunden  in  jene 
Bücher  aufnehmen,  um  für  den  Fall  des  Verlustes  ein  beglaubigtes  und 
gleichwertiges  Duplikat  erreichbar  zu  besitzen.  Daß  dadurch  auch  ge- 
fälschta  Urkunden  in  die  Grodakten  oder  in  andere  Gerichtsbücher  gelangt 
sind,  sei  nur  nebenbei  erwähnt.  Weiter  wurden  aber  auch  öffentlich- 
rechtliche Urkunden,  Königliche  Erlasse,  Landtagsbeschlüsse,  Landboten- 
instruktionen u.  a.  m.,  zur  Erlangung  dauernder  Beurkundung  in  die  Grod- 
bücher eingetragen  und  in  den  unter  mehrfachem  Verschluß  stehenden 
Grodarchiven  aufbewahrt.  Den  Wert  einer  dauernden  Beurkundung  hatten 
übrigens  auch  die  Eintragungen  in  die  Bücher  der  Landgerichte  und  schließ- 
lich auch  die  in  die  Bücher  der  städtischen  Schöffengerichte. 

Von  diesen  historisch  ungemein  wertvollen  Gerichtsbüchern  wurden 
nun  bei  der  Besitznahme  die  Akten  der  drei  preußischen  Grodgerichte 
Christburg,  Schönsee  und  Schöneck  und  die  des  Grodgerichtes  zu  Deutsch- 
Krone  übernommen,  die  auf  den  genannten  Schlössern  in  gewölbten 
Räumen  verwahrt  waren.  Die  Räume  wurden,  ohne  daß  zuvor  eine  Be- 
standaufnahme voraufgegangen  war,  versiegelt.  Nur  bei  der  Übernahme 
der  Grodakten  im  Schloßgewölbe  von  Schönsee  (Kowalewo)  machte  die 
Besitznahmekommission  als  Bücher  der  jurisdictio  voluntaria  die  Proto- 
colla  seu  Libri  recognitionum,  die  Libri  relationum  und  die  Libri  oblationum 
und  als  Bücher  der  jurisdictio  contcntiosa  die  Decretalia  vel  Libri  decre- 
tales  und  die  Regcsta  partium  im  allgemeinen  namhaft.  Die  Grodbücher 
und  übrigens  auch  die  Landgerichtsakten  sind  dann  alsbald  bei  den  ersten 
Anfängen  der  Einrichtung  der  Grund-  und  Hypothekenbücher  verwandt 
worden  und  wurden  zu  dem  Zwecke  den  Landvogteigerichten  und  nach 
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deren  Aufhebung  im  Jahre  1782  den  an  ihre  Stelle  tretenden  Kreisjustiz- 
kommissionen  zur  Aufbewahrung  überwiesen. 

Von  den  Gerichtsakten  wurden  ferner  bei  der  Besitznahme  über- 
nommen die  Landgerichtsakten  von  Stuhm,  welche  sich  im  Schlosse  zu 
Christburg  befanden,  und  die  Landgerichtsakten  von  Schönsee  (Kowalewo), 
Schlochau,  Putzig,  Tuchel  und  Schwetz,  welche  in  den  dortigen  Pfarr- 
bezw.  Klosterkirchen,  und  die  von  Dirschau,  welche  in  der  Pfarrkirche  zu 
Preufiisch-Stargard  niedergelegt  waren.  Die  Stuhmer  Landgerichtsakten 
sind  auch  heute  noch  erhalten. 

Vollkommen  erhalten  war  bei  der  Besitznahme  das  Archiv  der  großen 
Königlichen  Marienburger  Ökonom iever waltung  und  die 
Registraturen  des  Marienburger  Ökonomieobergerichtes  und  des 
Marienburger  Vogteigeric htes.  Dagegen  waren  die  aus  den  zahl- 
reichen Starosteien  vorgefundenen  Wirtschafts-  und  Gerichtsakten  nur  von 
ganz  geringem  Umfange,  oder  es  waren  solche  überhaupt  nicht  vorhanden. 
Das  erklärt,  sich  durch  die  Angaben,  die  den  Besitznahmekommissaren  ge- 
macht wurden,  daß  nämlich  die  Inhaber  der  Starosteien  oder  deren  Familien 
und  selbst  die  Pächter  beim  Fortgange  die  Wirtschaftspapiere  mitnahmen 
und  daß  die  Rechtsprechung  vielfach  nur  mündlich  abgemacht  wurde,  so 
nachweisbar  in  Strasburg,  Kauernik,  Lautenburg,  Lonkorek  und  Hammer- 
stein. Das  Fehlen  gerichtlicher  Akten  in  Strasburg  erklärte  die  Kommission 
durch  die  ihr  gewordene  Auskunft,  daß  „über  die  Streitigkeiten  der  Unter- 
tanen keine  schriftlichen  Akten  aufgenommen  und  alles  nur  mündlich  bei- 
gelegt, alle  Actus  voluntariae  jurisdictionis  aber  vom  Magistrate  der  Stadt 
vollzogen  worden  seien".  Da  überdies  die  preußischen  Gerichte  —  die  un- 
mittelbaren Nachfolger  dieser  Starosteigerichte  waren  die  Domänenjustiz- 
ämter  —  polnischer  Vorakten  nicht  notwendig  bedurften,  so  sind  nur  ge- 
ringe Reste  der  Überlieferung  starosteilicher  Gerichtsbarkeit  auf  uns 
gekommen.  Und  die  Reste  staatlicher  Akten  über  die  Beaufsichtigung  und 
Veranschlagung  der  Starosteien  beschränken  sich  auf  die  weniger  in  den 
Starostei-,  als  in  den  Grodarchiven  vorgefundenen  sogenannten  Starostei- 
lustrationen,  welche  sich  als  genaue  durch  Königliche  Kommissionen  ver- 
faßte Beschreibungen  des  Umfanges  und  der  Einkünfte  dieser  Staatsgüter 
darstellen. 

Die  Archive  der  Klöster  wurden  gleichfalls  bei  der  Besitz- 
nahme zum  Teil  versiegelt,  dann  aber  den  Klöstern,  da  sie  für  die  vom 
Staate  übernommene  Verwaltung  der  Klostergüter  ohne  erhebliche  Be- 
deutung waren,  belassen.  Die  Nachrichten,  die  sich  in  den  Akten  der 
Besitznahmekommissarien  über  diese  Archive  vorfinden,  sind  sehr  dürftig. 
Des  Olivaer  Archives  geschieht  in  ihnen  überhaupt  keine  Erwähnung. 
Vom  Archive  des  Zisterzienserklosters  Pelplin  erfahren  wir,  daß  es 
wegen  der  Konföderationsunruhen  nach  Danzig  in   Sicherheit  gebracht 
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worden  war.  Und  das  für  die  Besitzgeschichte  des  Klosters  wichtige 
Karthäuser  Archiv  war  aus  dem  gleichen  Grunde  vermauert  worden. 
Der  Besitznahmebericht  läßt  sich  darüber  wie  folgt  aus:  „Was  das  Archiv 
des  Klosters  anlangt,  so  führet  der  Prior  die  Kommission  durch  ein 
neben  der  Treppe  belegenes  Zimmer  in  ein  Naturalienkabinett  und  zeiget 
allda  zwei  nach  der  Symmetrie  gewölbte,  mit  allerlei  Naturalien  be- 
hangene  Nischen  an  und  referieret,  wie  hinter  der  Nische  linker  Hand 
ein  Kamin  befindlich,  in  welchem  sie  bei  den  vorgewesenen  Unruhen  das 
ganze  Archiv  des  Klosters  zusammengebracht  und  solches  noch  allda  bis 
jetzt  vermauret  befindlich  sei,  weshalb  die  Kommission  in  der  Mitte  dieser 
Mauer  einen  papiernen  Band,  an  beiden  Enden  mit  dem  Insiegel  bedrucket, 
anbringet."  Die  klösterlichen  Archive  sind  erst  später  durch  die  in  den 
dreißiger  Jahren  des  19.  Jahrhunderts  erfolgte  Aufhebung  der  Klöster, 
freilich  nicht  unversehrt,  in  den  Besitz  des  Staates  gelangt. 

tiberall  wurden  bei  der  Besitznahme  die  Registraturen  der  damaligen 
kommunalen  Verwaltung  vorgefunden  und  versiegelt,  namentlich  die  um- 
fangreichen Archive  der  beiden  Deichkommunen  des  Großen  und  des 
Kleinen  Marienburger  Werders  und  die  der  Städte.  Sie  wurden  den 
Eigentümern  nach  Wiedereröffnung  der  Verwaltung  zu  eigenem  Verwahr 
überlassen.  Die  städtischen  Akten  fanden  sich  in  der  Regel  in  den  Rat- 
häusern untergebracht,  in  einigen,  so  in  Löbau,  Hammerstein  und  Schlochau, 
in  den  Behausungen  des  Bürgermeisters  oder  des  Richters.  In  den  Städten 
des  Netzebezirkes,  die  heute  zu  Westpreußen  gehören,  war  das,  mit  Aus- 
nahme von  Deutsch-Krone,  sogar  die  Regel,  und  in  Tütz  war  ein  Bäcker  der 
Verwahrer  der  Stadtakten.  In  mehreren  Städten,  in  Schönsee,  Gollub, 
Briesen,  Rehden,  Lessen  und  Tuchel,  wurden  die  städtischen  Akten  der 
größeren  Sicherheit  wegen  in  den  Kirchen  verwahrt  und  zum  Teil  von  den 
Besitznahmekommissaren  aus  dem  gleichen  Grunde  dort  niedergelegt.  Im 
übrigen  waren  die  Stadtarchive,  wenn  man  sie  so  nennen  kann,  von  sehr 
verschiedenem  Werte  und  Umfange.  Baldenburg  und  Tolkemit  waren 
1705  und  1767  ganz  oder  zum  Teil  verbrannt,  andere  wiesen  bei  der  Klein- 
heit der  meisten  dieser  Gemeinwesen  nur  wenige  Akten,  in  der  Regel  aber 
einige  oder  mehrere  Gerichtsbücher  auf  und  treten  stark  zurück  gegenüber 
den  reicheren  Archiven  der  Städte  Konitz,  Kulm,  Marienburg  und  Elbing. 

Die  städtischen  Registraturen  besaßen  und  besitzen  durch  eine  be- 
stimmte Gruppe  ihrer  Akten  eine  über  ihren  eigentlichen  Wert  als  Quellen 
der  Stadtgeschichte  hinausgehende  Bedeutung,  und  zwar  durch  die  städti- 
schen Schöffenbücher.  Die  Grodgerichte  und  Landgerichte  nämlich  waren 
keine  ständigen  und  stets  geöffneten  und  zugänglichen  Gerichte.  Die 
Landgerichte  tagten  überhaupt  nur  einige  Male  im  Jahre,  und  auch  die- 
Grodgerichte  waren  häufig  geschlossen.  Überdies  waren  die  Sitze  dieser 
Gerichte  für  viele,  die  ihre  Rechtsgeschäfte  vor  ihnen  erledigen  wollten, 
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zu  weit  entlegen.  Es  war  daher  schon  seit  dem  16.  Jahrhundert  Übung 
geworden  und  seit  dem  17.  Jahrhundert  verfassungsmäßig  bestimmt 
worden,  daß  dem  Adel  erlaubt  sein  solle,  seine  Rechtsgeschäfte  und  Ver- 
lautbarungen darüber  mit  gleicher  Wirkung  auch  in  die  Akten  der 
städtischen  Schöffenbücher  eintragen  zu  lassen.  Von  diesem  Rechte  ist 
dann  seit  dem  16.  Jahrhundert  in  steigendem  Maße  Gebrauch  gemacht 
worden.  Einige  Städte  haben  infolge  der  erhöhten  Inanspruchnahme  neben 
den  die  Rechtsgeschäfte  der  Stadtbürger  enthaltenden  Akten  der  Schöffen- 
gerichte eigene  Acta  nobilitaria  oder  Acta  transactionum  nobilium  an- 
gelegt und  in  der  Altstadt  Danzig,  deren  Schöffengericht  für  diese  Ge- 
schäfte des  Adels  und  des  adligen  Grundbesitzes  des  dortigen  Bezirkes 
zuständig  war,  sprachen  die  alten  Archivbezeichnungen  geradezu  von 
Grodakten.  Durch  diesen  Gebrauch  sind  also  die  städtischen  Schöffen- 
bücher zu  wichtigen  Quellen  für  die  Rechts-  und  Besitzgeschichte  des 
umliegenden  Landes  und  besonders  des  adligen  Grundbesitzes  geworden. 

Während  die  Archive  und  Registraturen  der  klösterlichen  und  der 
kommunalen  Verwaltungen,  zu  welchen  letzteren  1793  noch  die  großen 
Archive  \on  Danzig  und  Thorn  hinzukamen,  im  Verwahr  der  Städte  und 
'der  Klöster  blieben,  gelangten  die  Akten  der  polnischen  Grod-  und  Land- 
gerichte und  die  des  Marienburger  ükonomie-Obergerichtes  unter  die  Ver- 
waltung der  neuerrichteten  preußischen  Justizbehörden,  der  für  den  Adel 
zuständigen  Landvogteigerichte  und  der  Westpreußischen  Regierung  als 
des  obersten  Landes justizkollegs.  Auch  ein  Teil  der  städtischen  Schöffen- 
bücher, namentlich  soweit  hier  sogenannte  Acta  nobilitaria  geführt  worden 
wraren,  ist  damals  den  Landvogteigerichten  überwiesen  wrorden.  Nach 
deren  Aufhebung  im  Jahre  1782  wurden  die  Gerichtsakten  den  an  die  Stelle 
der  Landvogteigerichte  tretenden  Kreis  Justizkommissionen  bezirksweise 
übergeben,  die  Gerichtsakten  aus  dem  Bereiche  der  Marienburger  Woiwod- 
schaft aber  bei  der  Westpreußischen  Regierung  selbst  aufbewahrt.  Die 
Überweisung  an  die  Kreisjustizkommissionen  geschah  infolge  des  Raum- 
mangels bei  der  Regierung  mit  ausdrücklicher  Bewilligung  des  Chefs  der 
Justiz1).  Bedauerlicherweise  war  diese  Aufbewahrung  keine  glückliche. 
Denn  es  sind  von  den  polnisch-preußischen  Gerichtsakten  nur  die  der 
Woiwodschaft  Marienburg,  nämlich  die  Christburger  Grodakten,  die 
Stuhmer  Landgerichtsakten  und  die  Akten  der  Marienburger  Ökonomie- 
gerichte erhalten  geblieben.  Dagegen  sind  die  in  Stargard  im  dortigen  Rat- 
hause verwahrten  Schönecker  Grodakten  und  ein  Teil  der  pomerellischen 
Landgerichtsakten  bei  der  die  ganze  Stadt  heimsuchenden  Feuersbrunst 


1)  Bericht  der  Westpreußischen  Regierung  vom  28.  2.  1794  in  Geh.  St.  A. 
R.  7  B  Nr.  5. 
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im  Jahre  1792  zugrunde  gegangen,  und  der  Verbleib  der  noch  1793  bei  der 
Justizkommission  zu  Konitz  verwahrten  übrigen  pomerellischen  Land- 
gerichtsakten von  Schweiz,  Schlochau  und  Tuchel  und  ferner  der  Verbleib 
der  Grod-  und  Landgerichtsakten  der  Kulmer  Woiwodschaft  konnte  bisher 
nicht  ermittelt  werden. 

Die  Gerichtsakten  des  Netzebezirkes  waren  gleichfalls  zunächst  bei 
den  dortigen  Landvogteigerichten,  dann  bei  dem  1782  eingerichteten  Hof- 
gericht zu  Bromberg  und  bei  der  Justizkommission  zu  Schneidemühl  ver- 
wahrt. Am  letzteren  Orte  lagerten  namentlich  die  Akten  des  Deutsch- 
Kroner  Grodgerichts,  die  vom  Landvogteigericht  in  der  dortigen  Pfarrkirche, 
und  zwar,  wie  die  Justizkommission  1793  berichtete  1),  in  einem  jedermann 
ohne  viel  Beschwerde  zugänglichen  Chor  untergebracht  waren.  Außer  den 
Deutsch-Kroner  Grodakten  befanden  sich  dort  auch  Grod-  und  Land- 
gerichtsakten des  Exiner  und  Nakeler  Bezirks.  Im  Hofgericht  zu  Brom- 
berg selbst  aber  wurden  die  entsprechenden  Akten  der  Bezirke  Bromberg, 
Inowrazlaw  und  Kruschwitz  verwahrt. 

Von  den  Archiven  polnischer  Zeit  hat  die  1772  errichtete  preußische 
Finanzbehörde,  die  Kriegs-  und  Domänenkammer  zu  Marienwerder,  nur 
die  in  ganz  geringem  Umfange  ermittelten  Starosteiakten  und  die  auf  die 
Starosteien  bezüglichen  Lustrationen  der  Königlich  Polnischen  Kommis- 
sarien übernommen.  Auch  wurden  der  Kammer  aus  den  Grodarchiven 
diejenigen  wenigen  Akten  und  Nachrichten  verabfolgt,  welche  die  Tarifo 
und  Abgaben  der  adligen  Güter  und  die  dem  Verwaltungsbereiche  der 
Kammer  angehörigen  Gegenstände  betrafen. 

Von  den  Nachfolgern  der  beiden  obersten  Landesbehörden,  von  dem 
1809  eingerichteten  Oberlandesgericht  zu  Marienwerder  und  von  der  gleich- 
falls 1809  eingerichteten  Regierung  zu  Marienwerder  wurden  jene  Akten 
polnischer  Zeit  zusammen  mit  den  inzwischen  für  den  Dienst  schon  ent- 
behrlich gewordenen,  bei  der  Kammer  und  der  vormaligen  Justizregierung 
entstandenen  Akten  an  das  Königliche  Staatsarchiv  in  Königsberg  zur 
dauernden  Aufbewahrung  abgegeben.  Dorthin  waren  schon  vorher  einzelne 
Teile  der  Archive  der  säkularisierten  westpreußischen  Klöster  gekommen, 
soweit  diese  Archive  überhaupt  unversehrt  in  die  Hand  des  Staates  gelangt 
waren  und  soweit  sie  nicht,  wie  namentlich  die  Handschriften,  an  Biblio- 
theken oder  an  die  geistliche  Hand  selbst  wieder  abgegeben  worden  sind. 
Im  Staatsarchive  in  Königsberg  befanden  sich  aber  auch  bereits  die  auf 
Westpreußen  bezüglichen  Akten  des  Deutschen  Ordens  und  die  in  west- 
preußischen  Komtureien  erwachsenen  Akten  der  Ordensbeamten  und 
außerdem  und  noch  älter  die  Trümmer  eines  Archives  der  pomerellischen 
Herzöge. 


1)  Bericht  der  Westpreußischen  Regierung  vom  28.  2.  1794  in  Geh.  St.  A. 
R.  7  B  Nr.  5. 
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Das  Staatsarchiv  in  Königsberg  ist  fast  so  alt  wie  die  Ordensver- 
waltung selbst,  denn  seine  Entstehung  und  Entwicklung  führt  zurück  auf 
die  hochmeisterliche  Briefkammer  in  der  Marienburg  und  dann  zu  Königs- 
berg. Es  hat  zu  herzoglicher  Zeit  die  Bezeichnung  Geheimes  Archiv  ge- 
führt, behielt  diesen  Namen  auch  als  Archiv  der  Regierung  des  König- 
reichs Preußen  bei  und  wurde  erst  1828  trotz  leisem  Sträuben  amtlich  als 
Provinzialarchiv  bezeichnet.  Im  Jahre  18G7  erhielt  es  gelegentlich  der 
Neuregelung  des  preußischen  Archivwesens  die  Bezeichnung  als  König- 
liches Staatsarchiv.  Für  Westpreußen  wurde  das  Königsberger  Archiv  erst 
durch  die  Vereinigung  der  Provinzen  Westpreußen  und  Ostpreußen  zu- 
ständig. Auf  Grund  der  Verordnung  vom  30.  April  1815  war  aus  den 
Regierungsbezirken  Königsberg  und  Gumbinnen  die  Provinz  Ostpreußen, 
aus  den  Regierungsbezirken  Danzig  und  Marienwerder  die  Provinz  West- 
preußen gebildet  worden.  Beide  Provinzen  behielten  ihre  Selbständigkeit 
in  administrativer  und  ständischer  Beziehung,  bis  das  Gesetz  wegen  An- 
ordnung der  Provinzialstände  für  das  Königreich  Preußen  vom  1.  Juli  1823 
sie  kommunal  zu  einem  „Ständischen  Verbände  des  Königreichs  Preußen" 
vereinigte.  Dieser  Maßregel  auf  kommunalem  Gebiete  folgte  alsbald  die 
Vereinigung  der  bisherigen  staatlichen  Verwaltungsbezirke  Ost-  und  West- 
preußen, indem  durch  die  Kabinettsorder  vom  13.  April  1824  mit  der  Ver- 
setzung des  damaligen  Oberpräsidenten  von  Ostpreußen  in  den  Ruhestand 
ein  Oberpräsident  für  beide  Provinzen  mit  Anweisung  seines  Wohnsitzes 
in  Königsberg  ernannt  und  dann  auch  durch  die  Kabinettsorder  vom 
3.  Dezember  1829  die  Einteilung  in  zwei  gesonderte  Provinzen  ausdrück- 
lich aufgehoben  wurde.  Mit  diesem  Zeitpunkte  der  Vereinigung  der  beiden 
Landesteile  zu  einer  Provinz  ist  das  Königsberger  Provinzialarchiv  auch 
für  den  westpreußischen  Landesteil  zuständig  geworden  und  bis  zur  Be- 
gründung eines  eigenen  Staatsarchives  für  die  durch  Trennung  von  Ost- 
preußen im  Jahre  1878  wiederhergestellte  Provinz  Westpreußen,  also  bis 
zum  Jahre  1902,  zuständig  geblieben. 


2. 

Die  Begründung  eines  Staatsarchives  für  Westpreussen. 

Der  durch  das  Gesetz  vom  1.  Juli  1823  begründete  Provinzialverband 
des  Königreichs  Preußen  vereinigte  zwei  Landesteile,  welche  seit  1466,  in 
Wirklichkeit  noch  einige  Jahrzehnte  länger,  eine  durchaus  verschiedene 
historische  Entwicklung  erfahren  hatten.  Die  durch  die  Vereinigung  be- 
absichtigte Vereinheitlichung  der  kommunalen  Angelegenheiten  von  Ost- 
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und  Westpreußen  ist  in  der  Folge  nicht  eingetreten.  Nach  einem  halben 
Jahrhundert  wurde  auf  Drängen  der  westpreußischen  Stände  eine  Trennung 
wieder  herbeigeführt  und  durch  das  Gesetz  vom  19.  März  1877  die  bis- 
herige Provinz  Preußen  aufgehoben,  um  aus  ihr  die  beiden  Provinzen 
Wesipreußen  und  Ostpreußen  zu  bilden. 

Mit  dem  1.  April  1878  ist  die  Bildung  der  nunmehrigen  Provinz  West- 
preußen aus  den  Kreisen  der  Regierungsbezirke  Danzig  und  Marienwerder 
vollzogen  worden.  Die  Entstehung  der  neuen  Provinz  machte  die  Ein- 
richtung neuer  staatlicher  Provinzialbehörden  in  der  Provinzialhauptstadt 
erforderlich.  Mit  dem  13.  April  1878  trat  das  Oberpräsidium  in  Wirksam- 
keit, an  demselben  Tage  das  Provinzialschulkollegium,  und  schon  am 
6.  April  war  das  neue  Medizinalkollegium  eröffnet  worden.  Einige  andere 
Behörden  blieben  zunächst  oder  dauernd  beiden  Provinzen  gemeinsam- 
Dauernd,  also  noch  heute  für  Westpreußen  mitzuständig  sind  die  Wissen- 
schaftliche Prüfungskommission  für  die  Kandidaten  des  höheren  Schulamts, 
die  Rentenbank  und  die  Eichungsinspektion.  Vorübergehend  bis  zur  Er- 
richtung eigener  Behörden  blieben  von  den  Königsberger  Behörden  noch 
für  Westpreußen  zuständig  die  Verwaltung  der  Landesmeliorations- 
angelegenheiten bis  1880,  das  Königliche  Konsistorium  bis  1886,  die 
Fabrikeninspektion  bis  1893  und  endlich  das  Königliche  Staatsarchiv 
bis  1902. 

Hiernach  kann  die  Begründung  eines  eigenen  Staatsarchives  für 
Westpreußen  in  Danzig  rein  äußerlich  als  eine  natürliche  Folge  der  Teilung 
der  bisherigen  Gesamtprovinz  gelten.  Aber  auch  innere  und  zwingende 
Gründe  waren  dafür  maßgebend. 

Schon  die  Größe  der  vormaligen  Provinz  Preußen  mit  62500  Quadrat- 
kilometern mußte  eine  Teilung  in  zwei  Archivsprengel  nahelegen.  Solange 
die  Archive  in  erster  Linie  als  Quellen  der  gelehrten  und  nebenbei  der 
orts-  und  familiengeschichtlichen  Forschung  galten,  mochte  der  Umfang 
ihres  Bezirkes  weniger  von  Belang  sein.  Seitdem  aber  die  Archive  durch 
die  Aufnahme  von  Akten,  die  der  heutigen  Verwaltung  und  Rechtsprechung 
zeitlich  und  stofflich  näher  liegen,  auch  den  heutigen  Verwaltungs-  und 
Gerichtsbehörden  durch  Auskunfterteilung  in  steigendem  Maße  nutzbar 
geworden  sind,  muß  ein  übergroßer  Bezirk  die  für  eine  erfolgreiche  Tätig- 
keit der  Archive  unbedingt  nötige  genaue  Kenntnis  der  Landesgeschichte 
und  der  Verfassung  und  der  Aktenüberlicferung  erschweren.  Und  auch 
von  denen,  welche  die  Archive  benutzen,  von  Behörden  und  namentlich 
von  Privaten,  pflegt  eine  weite  Entfernung  als  hinderlich  empfunden  zu 
werden. 

Dieser  letztere  Grund  hatte  neben  anderen  Erwägungen  seit  lange  in 
Westpreußen,  namentlich  in  wissenschaftlichen  Kreisen,  den  Wunsch  rege 
werden  lassGn,  wie  in  anderen  Provinzen,  so  auch  hier  die  schriftlichen 
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Denkmäler  der  historischen  Vergangenheit  einheitlich  an  einem  Orte  inner- 
halb der  Provinz  vereinigt  zu  sehen.    Der  berechtigte  Wunsch  fand  eine 
willige  Förderung  bei  dem  damaligen  Oberpräsidenten  von  Goßler.    Von 
einem  noch  höheren  Gesichtspunkte  aus  gelangte  er  dazu,  den  Gedanken 
amtlich  zuerst  anzuregen  und  dann  stetig  zu  verfolgen.    Er  strebte  an,  die 
neue  Provinz  zu  einer   organischen   Einheit   auszubilden.     Weniger  als 
irgendwo  waren  die   Vorbedingungen   hierfür   in  Westpreußen   gegeben. 
Denn  die  Landesteile  dieser  Provinz  haben  nie  ein  selbständiges  politisches 
Ganzes  gebildet  und  haben  nie  einen  allgemein  maßgebenden  Mittelpunkt 
für  ihre  politische,  administrative  und  kulturelle  Entwicklung   gehabt. 
Der  Oberpräsident  von  Goßler  hat  einmal  anläßlich  der  Erwägungen  über 
die  Begründung  eines  Staatsarchives  für  Westpreußen  in  einer  Denkschrift 
geäußert,  wie  man  keinesfalls  in  einer  neu  geschaffenen  Provinz  nur  ein 
künstliches  Verwaltungsgebilde  etwa  nach  der  Weise  dos  französischen 
Präfektursystems  sehen  dürfe.  Es  gelte  vielmehr,  die  Einwohner  mit  einem 
Gefühl  der  Gemeinsamkeit,  mit  einem  Provinzialgeist  zu  erfüllen  und  zu 
diesem  Zwecke  die  Provinz,  wie  auf  den  Gebieten  des  staatlichen  und  des 
wirtschaftlichen,  so  auch  auf  dem  Gebiete  des  geistigen  Lebens  zu  einer 
lebendigen  und  selbständigen  Einheit  auszugestalten.     Ein  Glied  in  der 
Kette  dieser  seiner  Bestrebungen  war  z.  B.  die  Gründung  der  Danziger 
Hochschule,  ein  anderes  der  von  ihm  schon  lange  gehegte  Gedanke  an 
eine   Sammlung   des  historischen   Quellenstoffes   innerhalb    der   Provinz, 
damit  an  diesen  Mittelpunkt  die  historischen  Studien  sich  anzulehnen  ver- 
möchten. Aus  seinem  anfänglichen  Gedanken,  das  Hochschloß  der  Marien- 
burg zu  einer  solchen  Sammelstätte  zu  machen,   erwuchs   dann  durch 
Verständigung  zwischen  den  zuständigen  Verwaltungsstellen  der  Plan  der 
Begründung  eines  eigenen  Staatsarchives  für  die  Provinz  Westpreußen  zum 
Zwecke  einer  ordnungsmäßigen  und  feuersicheren  Verwahrung  der  Archive 
und  der  älteren  Registraturen  innerhalb  der  Provinz.    Bei  einem  Besuche, 
den  der  jetzige  Generaldirektor  der  Staatsarchive  alsbald  nach  seinem 
Amtsantritt  dem  Oberpräsidenten  in  Danzig  abstattete  (im  September  1890), 
wurden  die  in  Betracht  kommenden  Fragen  eingehend  erörtert.    Der  Plan 
erhielt  feste  Gestalt,  als  der  Finanzminister  von  Miquel  mit  seiner  Er- 
nennung zum  Vizepräsidenten  des  Staatsministeriums  Chef  der  Archiv- 
verwaltung wurde.  Die  endliche  Entscheidung  wurde  übrigens  beschleunigt 
und  ergab  sich  geradezu  als  eine  Notwendigkeit,  als  eine  Feuersbrunst  im 
Regierungsgebäude  zu  Marienwerder  im  Januar  1899  die  Aktenverlustc 
vermehrte,  die  frühere  Brände  in  derselben  Behörde  und  ein  Schadenfeuer 
im  Regierungsgebäude  zu  Danzig  verursacht  hatten. 

Durch  das  Staatshaushaltgesetz  für  1900  wurden  die  Mittel  zur  Er- 
richtung eines  Staatsarchives  und  für  den  Bau  der  erforderlichen  Räume 
bereit   gestellt.     Inzwischen    war    der    Ausführung    des    Plans    in    will- 
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kommenster  Weise  vorgearbeitet  und  zugleich  der  neuen  Schöpfung  eine 
erheblich  erhöhte  Bedeutung  gesichert  worden,  indem  der  Magistrat  der 
Stadt  Danzig  unter  Leitung  seines  damaligen  Oberbürgermeisters,  des 
späteren  Oberpräsidenten  und  Staatsministers  Delbrück,  in  einheitlichem 
Zusammenwirken  mit  den  staatlichen  Behörden  beschlossen  hatte,  das 
Archiv  der  Stadt  Danzig  mit  dem  Staatsarchive  zu  vereinigen  und  durch 
einen  Niederlegungsvertrag  der  staatlichen  Verwaltung  zu  unterstellen, 
auch  einen  Bauplatz  für  das  Staatsarchiv  unentgeltlich  zu  überlassen. 

Es  ist  nicht  zu  viel  gesagt:  das  Archiv  der  Stadt  Danzig  ist  für  die 
politische  Geschichte  das  Archiv  von  Westpreußen,  mehr  noch:  von  Polen 
und  vom  europäischen  Osten.  Es  ist,  von  einigen  schweren,  aber  nur  auf 
die  Stadtgeschichte  bezüglichen  Verlusten  *)  abgesehen,  gut  erhalten.  Bei 
der  einstigen,  zwar  nicht  staatsrechtlichen,  aber  doch  tatsächlichen  Selb- 
ständigkeit der  Stadt  und  ihren  weitverzweigten  politischen  Beziehungen 
ragt  es  weit  hinaus  über  den  Rahmen  eines  gewöhnlichen  Stadtarchives 
und  erhält  durch  dieses  Hinausragen  seine  europäische  Bedeutung.  Denn 
nicht  nur  für  die  Geschichte  der  eigenen  Stadt  und  der  Provinz  und  des 
Deutschen  Oidens  ist  das  x\rchiv  von  der  allergrößten  Wichtigkeit,  es  läßt 
uns  die  Wege  der  hansischen  Politik  und  der  europäischen  Staaten- 
geschichte verfolgen  und  ist  eine  nie  zu  umgehende  Quelle  für  die  Er- 
forschung der  polnischen  Geschichte  aller  Zeiten  und  auf  allen  Gebieten. 
Das  wertvolle  Archiv,  an  dessen  Bedeutung  nur  ganz  wenige  deutsche 
Stadtarchive  heranreichen,  war  bis  dahin  sehr  mangelhaft  untergebracht 
und  während  des  19.  Jahrhunderts  meist  nur  im  Nebenamte  verwaltet 
worden.  Die  Ordnungsarbeiten,  die  während  dieser  Zeit  geleistet  worden 
sind,  waren  infolge  davon  zum  größten  Teile  unfachmännisch  und  un- 
systematisch und  haben  vielfach  nur  den  Spezialstudien  und  Arbeiten 
seiner  Verwalter  dienen  sollen. 

Der  von  kleinlichen  Bedenken  freie  und  daher  hochherzige  Entschluß 
des  Danziger  Magistrats,  das  Archiv  der  Verwaltung  des  Staatsarchivs  zu 
unterstellen,  entsprach  daher  zwar  auch  dem  städtischen  Interesse,  er  hat 
aber  in  noch  höherem  Maße  dem  allgemeinen  Interesse  dienen  wollen  und, 
wie  die  Erfahrung  schon  jetzt  gezeigt  hat,  in  dauernd  dankenswerter  Weise 
die  historische  Forschung  gefördert.  Denn  erst  durch  die  Vereinigung 
dieses  für  die  politische  Geschichte  hochbedeutenden  Archives  mit  den 
staatlichen  Verwaltungsakten  konnte  eine  umfassende,  breite  und  einheit- 


1)  Ein  erheblicher  Teil  der  Akten,  die  die  Stadt  bei  der  preußischen  Besitz- 
nahme an  das  Land-  und  Stadtgericht  abgeben  mußte,  ist  leider  nicht  mehr  vor- 
handen. Auch  erhebliche  Teile  des  Archives  der  Altstadt  Danzig,  das  als  im  Alt- 
städtischen Kathause  befindlich  im  Verwahr  der  Gerichtsbehörde  war,  ist  bedauer- 
licherweise vernichtet  worden. 
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liehe  Grundlage  gewonnen  werden  für  die  Pflege  der  allgemeinen  und 
provinzialgeschichtlichcn  Studien. 

Der  Vertrag  wegen  der  Niederlegung  des  Stadtarchives  in  dem  zu 
begründenden  Staatsarchive  ist  dann  unterm  1.  Dezember  1899  zwischen 
der  Staatsregierung  und  der  Stadt  Danzig  abgeschlossen  worden.  Der  Bau 
auf  dem  von  der  Stadt  zur  Verfügung  gestellten  Grundstück  begann  im 
Frühjahr  1900.  Und  mit  dem  Schlüsse  des  Jahres  1901  wurde  auch  bereits 
die  Verwaltung  des  Stadtarchives  durch  die  Staatsbehörde  in  den  bis- 
herigen Archivräumen  des  Rathauses  angetreten. 

Zu  dem  Zwecke  war  ein  königlicher  Archivar,  der  Archivrat 
Dr.  Meinardus  in  Wiesbaden,  als  Kommissar  vom  1.  Juli  1900  ab  nach 
Danzig  versetzt  worden,  um  das  Danziger  Archiv  von  der  Stadtverwaltung 
und  dem  bisherigen  Verweser,  dem  Stadtbibliothekar  und  Stadtarchivar 
Dr.  Günther,  zu  übernehmen.  Der  Übernahme  mußte  eine  Verzeichnung 
der  Bestände  des  Stadtarchives  vorausgehen.  Sie  wurde  von  beiden,  dem 
staatlichen  und  dem  städtischen  Archivbeamten,  gemeinschaftlich  im  Laufe 
der  nächsten  Monate  bewirkt.  Wenngleich  die  Aufnahme  des  Bestandes 
zum  Teil  nur  flüchtig  und  nach  summarischen  Verzeichnissen  stattfinden 
konnte,  nahm  sie  bei  dem  Umfange  des  städtischen  Archives  doch  eine 
erhebliche  Zeit  in  Anspruch  und  konnte  erst  gegen  Schluß  des  Jahres 
beendigt  werden.  Um  im  Rathause  Platz  zu  gewinnen  zur  Aufnahme  des 
Bestandes,  zur  Vornahme  weiterer  Ordnungsarbeiten  und  zur  Führung  der 
Verwaltungsgeschäfte  mußte  ein  Teil  der  überfüllten  Archivräume  durch 
Verbringung  der  Akten  in  den  Stockturm  frei  gemacht  werden.  Am 
29.  Dezember  1900  hat  dann  die  Übergabe  des  Stadtarchives  an  den  staat- 
lichen Archivbeamten  stattgefunden,  so  daß  vom  1.  Januar  1901  an  die 
Verwaltung  des  Danziger  Stadtarchives  durch  die  Staatsarchivverwaltung 
ihren  Anfang  nahm.  Zur  Unterstützung  des  kommissarischen  Verwalters 
wurde  im  Juni  1901  der  Archivhilfsarbeiter  Dr.  Knetsch  aus  Königsberg 
nach  Danzig  versetzt.  Schon  vorher  war  die  nötige  Schreibhilfe  unter 
mehrfachem  Beamtenwechsel  beschafft  worden,  seit  Anfang  Mai  1901  in 
der  Person  des  seit  dem  1.  April  1905  als  Kanzleisekretär  etatsmäßig  an- 
gestellten Hermann  Groth. 

Neben  der  Verwaltung  des  Stadtarchives  war  dem  Archivrat 
Dr.  Meinardus  der  Auftrag  geworden,  zur  Vorbereitung  der  Begründung 
eines  Staatsarchives  die  in  der  Provinz  bei  den  staatlichen  Behörden  und 
bei  den  Stadtverwaltungen  vorhandenen,  zur  Aufnahme  in  das  künftige 
Staatsarchiv  geeigneten  älteren  Registraturen  zu  besichtigen,  um  für  die 
Bemessung  des  Neubaues  einen  Überblick  zu  gewinnen  über  den  Umfang 
der  durch  Abgabe  oder  Deponierung  in  das  künftige  Staatsarchiv  auf- 
zunehmenden Akten.  Meinardus  hat  damals  den  ganzen  Regierungsbezirk 
Danzig  und  den  Regierungsbezirk  Marienwerder  rechts  der  Weichsel  be- 
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reist  —  die  Bereisung  der  Städte  links  der  Weichsel  erfolgte  durch  seinen 
Nachfolger  —  und  dadurch  festgestellt,  daß  das  in  der  Provinz  lagernde 
und  zur  Aufnahme  in  das  Staatsarchiv  geeignete  Aktenmaterial  den  bei 
der  Bemessung  des  Baues  vorerst  zugrunde  gelegten  Maßstab  so  weit  über- 
schreite, daß  sofort  dem  bereits  im  Bau  befindlichen  Magazingebäude  ein 
zweites,  noch  größeres  angegliedert  werden  mußte. 

Mit  dem  1.  Oktober  1901  erreichte  das  Kommissorium  des  Archiv- 
rates Meinardus  sein  Ende  durch  Antritt  des  ihm  übertragenen  Amtes  als 
Direktor  des  Königlichen  Staatsarchives  in  Breslau.  Schon  einige  Wochen 
vorher,  zum  15.  August  1901,  war  der  bisherige  Vorstand  des  Osnabrücker 
Staatsarchives,  der  Staatsarchivar  Archivrat  Dr.  Bär,  nach  Danzig  versetzt 
worden  und  ihm  die  durch  das  Staat&haushaltgesetz  von  1901  geschaffene 
Stelle  eines  Danziger  Staatsarchivars  (seit  dem  1.  April  1905  Archiv- 
direktorstelle)  übertragen.  Als  eine  weitere  Hilfskraft  wurde  für  kurze 
Zeit,  vom  1.  Mai  bis  zum  31.  Juli  1902,  der  Archivassistent  Dr.  Melle 
Klinkenborg  vom  Geheimen  Staatsarchiv  in  Berlin,  dann  mit  dem  1.  Juli 
1902  der  Archivhilfsarbeiter  Dr.  Otto  Grotefend  aus  Marburg  hierher 
überwiesen. 

Neben  der  Verwaltung  des  Danziger  Stadtarchives  lagen  nunmehr 
zwei  Aufgaben  vor.  Die  Vorbereitung  des  Umzuges  des  Stadtarchives  in 
die  neuen  Staatsarchivgebäude,  mit  der  mancherlei  sehr  dringende  Arbeiten 
äußerer  Ordnung  verbunden  waren.  Vor  allem  aber  die  der  Begründung 
und  Einrichtung  des  Staatsarchives  notwendig  voraufgehenden  vorberei- 
tenden Arbeilen  des  Sichtens  der  von  allen  Behörden  einlangenden  Akten- 
verzeichnisse und  der  Ausarbeitung  eines  Planes  über  die  Aufstellung  und 
Gliederung  aller  sofort  oder  künftig  in  das  Staatsarchiv  aufzunehmenden 
Urkunden  und  Akten.  Zur  Ausarbeitung  dieses  Planes  über  die  Aufstellung 
der  künftigen  Bestände  war  die  Erwerbung  einer  zureichenden  Kenntnis 
der  Verfassungs-  und  Verwaltungsgeschichte  der  Provinz  ein  dringendes 
Erfordernis 1).  Diese  Arbeiten  zur  Vorbereitung  des  Umzuges  und  zur 
Vorbereitung  der  Begründung  und  Einrichtung  des  Staatsarchives  sind  bis 
zu  den  dafür  in  Aussicht  genommenen  Zeitpunkten  rechtzeitig  erledigt 
worden.  Anfang  Dezember  1902  konnte  der  Umzug  des  Stadtarchives  aus 
dem  Rathauso  in  die  neuen  Gebäude  stattfinden,  und  mit  dem  frühesten 
Frühjahr  1903  begannen  die  Aktenabgaben  des  Staatsarchives  zu  Königs- 
berg und  der  Behörden  der  Provinz  dem  neuen  Staatsarchive  zuzufließen. 

Für  die  Wahrnehmung  der  Verwaltungs-  und  der  nun  in  weitem  Um- 
fange einsetzenden  Ordnungsarbeiten  wurden  dem  neuen  Staatsarchive 


1)  Als  Ergebnis  dieser  in  den  folgenden  Jahren  erweiterten  und  vertieften 
Studien  liegt  vor:  Bär,  Die  Behördenverfassung  in  Westpreußen  seit  der  Ordenszeit. 
Danzig  1912.    Verlag  von  A.  W.  Kafemann.    XI  u.  399  S. 
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zunächst  ein  zweiter,  dann  ein  dritter  Archivar  und  dauernd  einige  Assi- 
stenten und  Hilfsarbeiter  zugewiesen 1). 


1)  Die  Beamten  des  Staatsarchives  seit  seiner  Eröffnung  im  neuen  Gebäude 
waren  bezw.  sind  folgende: 

Archivdirektor,  Geheimer  Archivrat  Dr.  Mas  Bär  seit  dem  15.  August  1901. 

Archivassistent  Dr.  Karl  Knetsch  vom  10.  Juni  1901  bis  zum  27.  März  1903; 
jetzt  Archivar  in  Marburg. 

Archivassistent  Dr.  Otto  Grotefend  vom  1.  Juli  1902  bis  26.  Juni  1903;  jetzt 
Archivar  in  Stettin. 

Archivvolontär,  später  Archivassistent  und  Archivar  Dr.  Walter  Stephan  vom 
6.  Februar  1903  bis  1.  April  1904  und  seit  dem  1.  September  1905. 

Archivar,  Archivrat  Dr.  Joseph  Kaufmann  seit  dem  1.  April  1903. 

Archivar  Dr.  Max  Foltz  vom  1.  Mai  1903  bis  30.  September  1909;  jetzt 
Archivar  in  Düsseldorf. 

Archivhilfsarbeiter  Dr.  Ernst  Salzer  vom  1.  Oktober  1903  bis  29.  September 
1904;  jetzt  Archivar  in  Berlin. 

Archivhilfsarbeiter  Dr.  Arnold  Peters  vom  2.  April  1904  bis  30.  September 
1906;  jetzt  Archivar  in  Hannover. 

Archivhilfsarbeiter  Dr.  Eduard  Reibstein  vom  1.  Mai  1904  bis  30.  Mai  1905; 
jetzt  Archivassistent  in  Breslau. 

Archivar  Dr.  Joseph  Paczkowski  vom  1.  Mai  1904  bis  30.  September  1905; 
jetzt  Archivrat  in  Berlin. 

Archivassistent  Dr.  Adolf  Brennecke  vom  1.  Oktober  1905  bis  30.  September 
1908;  jetzt  Archivar  in  Hannover. 

Archivar  Dr.  Kurt  Schottmüller  seit  dem  1.  Oktober  1906. 

Archivassistent  Dr.  Erich  Zechlin  vom  1.  März  1909  bis  28.  April  1911  und 
seit  dem  1.  Oktober  1911. 

Archivvolontär  Dr.  Max  Hein  vom  1.  September  1909  bis  30.  April  1910; 
jetzt  Archivassistent  in  Berlin. 

Archivhilfsarbeiter  Dr.  Rudolf  Brieger  vom  1.  April  1910  bis  31.  Dezember 
1910;  jetzt  Archivassistent  in  Breslau. 

Archivvolontär  Dr.  Hans  Walter  vom  1.  April  bis  31.  Dezember  1911. 

Archiv  Volontär  Dr.  Walter  Schotte  vom  1.  April  1911  bis  Ende  April  1912. 
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3. 

Die  Staatsarchivgebäude l). 

Der  Bau  des  Staatsarchives  wurde  in  der  Zeit  von  Juli  1900  bis 
Dezember  1902  ausgeführt.  Die  Pläne  waren  im  Ministerium  der  öffent- 
lichen Arbeiten  entworfen  und  von  dem  Königlichen  Kreisbauinspektor, 
Geh.  Baurat  Muttray,  in  Danzig  ausgearbeitet  worden.  Das  Gebäude,  in 
deutscher  Renaissanceform  gehalten,  ist  aus  Ziegeln  unter  Mitverwendung 
von  schlesischem  Sandstein  hergestellt  und  hegt  auf  einem,  wie  erwähnt, 
von  der  Stadt  Danzig  unentgeltlich  hergegebenen  Platze,  einem  Teile  des 
nach  Niederlegung  der  nordwestlichen  Stadtbefestigungen  gewonnenen  Ge- 
ländes, das  auch  für  die  neue  städtische  Oberrealschule  von  St.  Petri  und 
die  Stadtbibliothek  ausersehen  war.  Der  Bauplatz  grenzt  nach  Westen  an 
den  Hansaplatz,  nach  Südosten  und  Nordosten  an  Straßen  und  an  der 
vierten  Seite  an  den  Garten  und  Hof  der  genannten  Petrischule  mit  rund 
10  Meter  Entfernung  von  diesem  Grundstücke.    Auf  dieser  sowie  der  süd- 


(Mit  Genehmigung  der  Verlagshandlung  von  Ernst  und  Sohn  in  Berlin  aus  dem  Werke 

„Danzig  und  seine  Bauten".) 


östlichen  Straßenseite  ist  das  Haus  von  einem  Hofe  und  Gartenanlagen  um- 
geben und  von  einer  Mauer,  beziehungsweise  einem  schmiedeeisernen 
Gitter  abgeschlossen,  steht  also  ganz  frei  und  ohne  Verbindung  mit  einem 
Nebenhause. 

Dem  ursprünglichen  Plane  entsprechend  sollte  außer  dem  Verwal- 
tungsgebäude nur  e  i  n  Magazinhaus  für  Aufbewahrung  der  Akten  ge- 


1)  Dieser,  die  Gebäudebeschreibung  enthaltende  Abschnitt  ist  vom  Archivrat 
Dr.  Kaufmann  verfaßt. 
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schaffen  werden.  Es  stellte  sich  aber,  wie  oben  angeführt,  schon  im  An- 
fange heraus,  daß  der  damit  gewonnene  Raum  für  die  zu  erwartenden 
Aktenbestände  nicht  ausreichen  würde,  und  man  entschloß  sich  daher  zum 
Anbau  eines  weiteren  Flügels,  der  unter  spitzem  Winkel  auf  das  ursprüng- 
liche Magazin  stoßen  sollte.  Das  Haus  setzt  sich  mithin  nunmehr  aus  fol- 
genden Teilen  zusammen: 

1.  aus  dem  2stöckigen  Verwaltungsgebäude, 

2.  aus  dem  6stöckigen  Magazin  Nr.  2  nebst  einem  Ausbau, 

3.  aus  dem  neuhinzugefügten  östöckigen  Magazin  Nr.  1, 

4.  aus  dem  Treppenhaus,  das  die  einzelnen  Stockwerke  beider  Maga- 
zine untereinander  verbindet, 

5.  aus  dem  5,50  m  langen  und  3,20  m  breiten  Zwischenbaue,  der 
neben  dem  Treppenhause  die  Magazine  von  dem  Verwaltungs- 
gebäude trennt,  im  Untergeschosse  den  Zugang  von  der  Straße 
aus,  im  Oberstocke  den  Verbindungsgang  nach  dem  Treppen- 
hause der  Magazine  und  nach  dem  Dachgeschosse  bildet. 


(Mit  Genehmigung  der  Verlagshandlung  von  Ernst  und  Sohn  in  Berlin  aus  dem  Werke 

„Danzig  und  seine  Bauten".) 

Die  Eigenart  des  Platzes  erforderte  eine  künstliche  Fundamentierung, 
die  durch  eine  80  cm  dicke  Betonplatte  gewonnen  wurde. 

Das  Verwaltungsgebäude  hat  eine  Länge  von  16,50,  eine  Tiefe  von 
13,20  m,  der  Verbindungsgang  und  das  Treppenhaus  eine  Länge  von  9,80  m, 
das  Magazin  2  eine  Länge  von  14,80,  eine  Tiefe  von  9,42  m,  der  Ausbau 
von  8,00  bezw.  4,90  m,  das  Magazin  1  von  17,82  bezw.  10,52  m. 

Sämtliche  Gebäude  sind  unterkellert.  In  dem  Keller  des  Verwaltungs- 
gebäudes befindet  sich  die  Feuerung  der  Zentralheizung  für  das  Verwal- 
tungsgebäude, Treppenhaus  und  die  Magazine,   die   dazu   erforderlichen 
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Vorratsräume  sowie  eine  Waschküche.  Alle  Keller  sind  überwölbt,  die 
Fußböden  mit  Zementestrich  ausgestattet. 

Das  Dach  des  Verwaltungshauses  und  der  Magazine  ist  mit  Schiefer 
gedeckt,  der  Verbindungsgang  mit  Holzzement,  die  Dachstühle  sind  aus 
Holz  hergestellt,  der  Dachboden  mit  Gipsestrich  versehen. 

Das  Verwaltungsgebäude.  Der  Haupteingang  zum  Staats- 
archive befindet  sich  am  Hansaplatze,  und  zwar  in  dem  oben  erwähnten 
Zwischenbaue.  Ein  durch  die  geringere  Tiefe  dieses  Baues  gegenüber  den 
beiden  Hauptgebäuden  entstandener  Vorraum  wird  an  der  Straßenfront 
durch  ein  schmiedeeisernes  Gitter  mit  Tor  nach  altdanziger  Muster  von 
der  Straße  abgeschlossen,  eine  sechsstufige  Freitreppe  führt  innerhalb  des 
Vorraums  zu  der  Haupteingangstüre.  Zwei  große  Kugeln  aus  Granit,  wie 
sie  früher  die  beiden  Seiten  der  Treppen  zu  den  Beischlägen  der  Danziger 
Häuser  begrenzten,  bilden  auch  für  diese  Freitreppe  einen  wirkungsvollen 
Seitenabschluß.  Innerhalb  des  Hauses  befindet  sich  links  vom  Eingange 
die  Haupttreppe  zu  den  oberen  Stockwerken  und  ein  Gang  zu  den  Räumen 
zu  ebener  Erde,  rechts  eine  verschlossene  Türe  zu  den  Magazinen.  Der 
Gang  ist  mit  gemalten  Laubgewinden  und  den  Wappen  von  4  Städten  West- 
preußens geschmückt,  und  der  Raum  über  der  Türe  zu  den  Magazinen  zeigt 
ein  farbenreiches  Ölbild  des  Danziger  Rathauses  und  Langenmarktes. 

Das  Stockwerk  zu  ebener  Erde  enthält  die  Dienstwohnung  (3  Zimmer) 
des  Hauswarts  (Archivdieners),  die  einen  eigenen  Zugang  von  der  Hofseite 
aus  besitzt  und  mit  dem  Verwaltungsgebäude  in  Verbindung  steht,  ferner 
ein  Zimmer  für  einen  Archivbeamten  und  einen  Packraum.  Letzterer 
mußte,  da  die  über  Erwarten  rasch  wachsenden  Dienstgeschäfte  eine  Ver- 
mehrung des  Personals  erforderten,  geteilt  werden,  wodurch  ein  neues 
kleines  Zimmer  für  eine  wissenschaftliche  Hilfskraft  gewonnen  wurde. 

Die  Haupttreppe  ist  aus  Kunststein  hergestellt  und  an  der  einen  Seite 
in  die  Mauer  eingelassen,  auf  der  anderen  von  Eisenträgern  unterstützt. 
Sie  ist  mit  Linoleum  belegt. 

Im  ersten  Stockwerk  liegen  um  einen  gleich  dem  obengenannten 
Gange  mit  Laubgewinden  und  Städtewappen  geschmückten  Flur  das 
Zimmer  des  Archivdirektors,  die  Registratur,  das  Benutzerzimmer,  in  dem 
zwei  Beamte  die  Aufsicht  führen,  daneben  die  Handbücherei,  ein  Beamten- 
zimmer und  die  Aborte,  die  durch  einen  Vorraum  von  dem  Flure  ge- 
trennt sind. 

Die  Handbücherei  ist  durch  eine  Galerie  in  eine  obere  und  untere 
Hälfte  geteilt.  Die  Bücher  sind  in  eisernen,  von  der  Firma  Lipmann  in 
Straßburg  i.  E.  gelieferten  Gestellen  untergebracht.  Der  Raum  ist  aber 
leider  für  die  gesteigerten  Bedürfnisse  des  Staatsarchives  nicht  entfernt 
mehr  ausreichend,  so  daß  ein  Teil  der  Bücher  im  Benutzerzimmer,  ein 
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anderer  im  Verbindungsgange  und  ein  dritter  sogar  in  den  Magazinen  auf- 
gestellt werden  mußten1). 

Einige  Stufen  führen  vom  Flure  zu  dem  Verbindungsgange,  der,  wie 
schon  erwähnt,  den  Zugang  zu  den  Magazinen  und  auf  einer  wie  die  Haupt- 
treppe angelegten  Treppe  zu  dem  Dachgeschosse  vermittelt.  In  diesem  sind 
zwei  ursprünglich  nur  zu  Dachkammern  bestimmte  Räume  aus  dem  schon 
berührten  Grunde  der  Vermehrung  des  Personals  nachträglich  zu  Arbeits- 
zimmern für  zwei  Beamte  eingerichtet  worden,  wobei  freilich  gewisse 
Nachteile,  die  ihren  Grund  in  der  zu  anderen  Zwecken  bestimmten  Anlage 
haben,  nicht  gehoben  werden  konnten. 

Auf  dem  Flure  des  Dachgeschosses  ist  für  den  Fall  eines  Brandes  ein 
Hydrant  mit  Schlauch  angebracht. 

Ihren  Höhenverhältnissen  nach  gliedern  sich  die  drei  Stockwerke  in 
der  Weise,  daß  die  Räume  zu  ebener  Erde  3,90  m,  die  des  ersten  Stock- 
werkes 4,50,  die  des  Dachgeschosses  dagegen  nur  2,78  m  hoch  sind. 

Flur,  Gänge  und  das  Beamtenzimmer  zu  ebener  Erde  sind  mit 
Terrazzofußboden  versehen,  die  übrigen  Zimmer  mit  Zementestrich,  der  zur 
Schalldämpfung  und  Erhaltung  der  Wärme  auf  einer  Schlackenbeton- 
unterlage ruht  und  mit  Linoleum  gedeckt  ist.  Alle  Räume  sind  mit  elek- 
trischem Licht,  Wasserleitung  und  Zentralheizung  versehen.  Nur  die  Woh- 
nung des  Hauswarts  wird  durch  Kachelöfen  geheizt. 

Die  Magazine  und  das  Treppenhaus.  Die  Magazine 
stehen,  wie  schon  bemerkt,  untereinander  und  mit  dem  Verwaltungs- 
gebäude durch  ein  Treppenhaus  in  Verbindung.  Zu  den  Treppenstufen  sind 
wie  bei  der  Haupttreppe  Kunststeine,  zu  den  Fußböden  Zementestrich  ver- 
wendet. In  jedem  Stockwerk  befindet  sich  ein  Heizkörper,  eine  Wasch- 
gelegenheit und  für  den  Fall  eines  Brandes  ein  Hydrant  mit  Schlauch.  Die 
gleiche  Einrichtung  der  Hydranten  ist  für  die  zwei  Böden  der  Magazine 
getroffen.  Die  Decken  sind  wie  in  den  Magazinen  mit  Koenenschen  Vouten- 
decken  versehen. 

Auf  dem  Flure  des  3.  Stockwerks  im  Treppenhaus  wurde  nachträg- 
lich den  Bedürfnissen  des  Staatsarchivs  entsprechend  eine  Dunkelkammer 
für  photographische  Arbeiten  eingerichtet. 

Die  einzelnen  Magazinstockwerke  haben  eine  Höhe  von  2,35  m. 

Für  die  Aufstellung  der  Aktengestelle  war  die  Lage  der  Fenster  maß- 
gebend. Da  diese  in  Magazin  2  in  der  Breit-,  in  Magazin  1  in  der  Längsseite 
angebracht  sind,  so  wurden  dementsprechend  die  Gestelle  eingerichtet,  und 


1)  Das  Zimmer  der  Handbücherei  ist  in  allerjüngster  Zeit  nach  Entfernung 
der  Galerie  als  Arbeitszimmer  für  den  zweiten  Beamten  eingerichtet,  die  Bücher- 
gestelle in  dem  Treppenhause  der  Magazine  aufgestellt  worden. 
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daraus  ergab  sich,  daß  in  Magazin  2  die  Gestelle  zweiseitig  (je  3  Doppel-  und 
2  Wandgestelle)  mit  einem  Mittelgange  (1,55  m),  in  Magazin  1  einseitig 
(7  Doppel-  und  2  Wandgestelle)  mit  einem  Seitengange  (1,60  m)  aufgestellt 
werden  mußten.  Demgemäß  haben  die  Gestelle  in  beiden  Magazinen  auch 
verschiedene  Länge,  und  zwar  die  im  zweiten  Magazin  5,30,  im  ersten 
Magazin  6,00  m.  Alle  Aktengestelle  sind  aus  Holz  angefertigt.  Die 
Zwischenräume  zwischen  den  Gestellen  betragen  1,11  bis  1,15  m.  Diese 
sowie  die  Gänge  in  den  Magazinen  sind  zur  Verminderung  der  Staubent- 
wickelung mit  Linoleum  belegt. 

Jedes  Magazin  besitzt  außer  dem  genannten  gemeinsamen  Treppen- 
hause ein  besonderes,  das  die  einzelnen  Stockwerke  unter  sich  verbindet. 
Die  Treppenstufen  sind  hier  aus  Eichenholz  und  ruhen  auf  eisernen 
Trägern.  In  dem  Magazin  2  befindet  sich  diese  Treppe  in  dem  schon  er- 
wähnten Ausbau.  Rechts  und  links  von  ihr  sind  kleine  Nebenräume  übrig 
geblieben,  in  denen  zum  Teil  die  Handbücherei  untergebracht  ist. 

Die  Teilung  des  Archives  in  zwei  voneinander  getrennte  Flügel  war 
auch  der  räumlichen  Trennung  der  verschiedenen  nicht  zueinander  ge- 
hörigen Teile  der  Archivbestände  insofern  günstig,  als  sie  ermöglichte,  in 
dem  ersten  Magazin  die  eigentlichen  Bestände  des  Staatsarchivs,  die  Ab- 
gaben der  staatlichen  Behörden,  im  zweiten  Magazin  die  sämtlichen  als 
Deposita  hinterlegten  Archive  von  Städten,  Dörfern,  Gütern  und  Herr- 
schaften, religiösen  und  weltlichen  Genossenschaften,  Vereinen  und  Pri- 
vaten aufzustellen.  Den  ersten  Platz  in  der  Reihe  der  Deposita  nimmt,  wie 
sich  versteht,  das  überaus  wertvolle  Urkunden-  und  Aktenarchiv  der  Stadt 
Danzig  ein,  für  das  allein  drei  Stockwerke  erforderlich  sind. 

Der  Bau  als  solcher  entspricht  seinen  Zwecken  und  ist  auch  äußer- 
lich eine  Zierde  des  um  ihn  herum  neu  entstandenen  Stadtviertels.  Aller- 
dings ist  nicht  zu  leugnen,  daß  die  Räume  schon  heute  nicht  ganz  mehr  den 
Bedürfnissen  genügen,  ein  Mangel,  der  sich  aber  aus  der  öfters  betonten, 
zwar  erfreulichen,  aber  doch  ganz  unerwarteten  Steigerung  des  Geschäfts- 
betriebes zur  Genüge  erklärt. 
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Die  Eröffnung  des  Staatsarchiyes  und  die  Aufnahme  der 

Akten. 

Im  Spätherbst  1902  waren  die  neuen  Baulichkeiten  fertiggestellt. 
Ihre  Übergabe  seitens  der  Bauverwaltung  fand  am  1.  Dezember  statt.  Und 
die  Eröffnung  des  Staatsarchives  erfolgte  gewissermaßen  und  zunächst 
durch  die  Einbringung  der  Akten  des  Danziger  Stadtarchives  in  die  neuen 
Räume.  Am  3.  und  4.  Dezember  fand  der  Umzug  statt,  entgegen  der  bis- 
herigen Gepflogenheit,  solche  Umzüge  in  die  wärmere  Jahreszeit  zu  ver- 
legen. Hier  aber  drängte  zum  sofortigen  Beziehen  des  Neubaues  die  Enge 
und  Ungunst  und  häßliche  Unwirtlichkeit  der  drei  Wendeltreppen  hoch 
belegenen  Archivräume  im  Rathause.  Der  Umzug,  der  mit  geschlossenen 
Möbelwagen  unter  Begleitung  von  Beamten  bewirkt  wurde,  ist  ohne  Schaden 
verlaufen.  Und  dank  der  eingehenden  Vorbereitungen,  und  zumal  der  ge- 
nauen Bezeichnung  der  Urkundenkasten  und  Aktenpakete  stand  das  Archiv 
schon  am  5.  Dezember  in  repertorienmäßiger  Reihenfolge  und  weit  besser 
und  übersichtlicher  jeder  Benutzung  zur  Verfügung,  als  das  in  den  ver- 
schiedenen Räumen  des  Rathauses  der  Fall  gewesen  war. 

Dem  Umzüge  und  der  Nachprüfung  des  Stadtarchives  auf  seine  Voll- 
ständigkeit und  richtige  Aufstellung  folgten  die  Vorbereitungen  zur  Auf- 
nahme der  Aktenabgaben  von  seiten  des  Staatsarchives  in  Königsberg  und 
der  Behörden  in  der  Provinz.  Der  Auseinandersetzung  mit  dem  Königs- 
berger Staatsarchive  und  der  Aufstellung  der  dafür  maßgebenden  Gesichts- 
punkte mußten  hier  gewisse  grundsätzliche  Erwägungen  über  Aktenschei- 
dungen zwischen  Staatsarchiven  voraufgehen. 

Für  die  Bestimmung  der  Akten,  die  in  das  Staatsarchiv  eines  be- 
stimmten Bezirkes  gehören,  ist  hier  von  vornherein  als  allein  maßgebend 
das  sogenannte  Pertinenz-  oder  Territorialitätsprinzip  angesehen  worden. 
Das  ist  derselbe  Grundsatz,  der  immer  maßgebend  gewesen  ist  für  die  Ab- 
gabe von  Akten  an  einen  anderen  Staat  bei  Abtretung  eines  Landesteiles 
und  der  noch  heute  maßgebend  ist  bei  Scheidung  eines  Landesteiles  in 
zwei  Verwaltungsgebiete,  also  z.  B.  bei  einer  Teilung  einer  Provinz  in  zwei 
Provinzen.  Die  Aufstellung  dieses  Grundsatzes  war  für  das  hiesige  Staats- 
archiv ungemein  zwingend,  weil  er  sich  aus  der  Entwickelung  der  Provinz 
und  ihrer  Teilung  ganz  von  selbst  ergab.  Ein  dieser  Entwickelung  ent- 
nommenes Beispiel  mag  das  erläutern. 

Ost-  und  Westpreußen  waren  bis  1878  unter  einem  Oberpräsidenten 
als  eine  Provinz  vereinigt.  Die  Folge  der  Trennung  und  der  Einrichtung 
Westpreußens  als  eine  eigene  Provinz  mit  besonderem  Behördenorganismus 
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war,  daß  der  Oberpräsident  von  Ostpreußen  die  Oberpräsidialregistratur 
teilte  und  den  auf  Westpreußen  bezüglichen  Teil  an  den  neuen  westpreußi- 
schen Oberpräsidenten  abgab.  Untrennbare  Generalakten  verblieben  in 
Königsberg  und  wurden,  soweit  nötig,  abschriftlich  nach  Danzig  mitgeteilt. 
Man  verfuhr  also,  wie  oben  gesagt,  genau  ebenso,  wie  man  von  jeher  bei 
Teilung  von  Behörden,  bei  Angliederung  von  Landesteilen  an  eine  andere 
Provinz  und  bei  Abtretung  von  Landesteilen  seitens  eines  Staates  an  einen 
anderen  verfahren  ist.  Das  gleiche  geschah  bei  der  Einrichtung  anderer 
westpreußischer  Provinzialbehörden,  des  Provinzialschulkollegiums,  des 
Konsistoriums  u.  a.  Auch  hier  gaben  die  älteren,  für  die  vormalige  Gesamt- 
provinz zuständigen  Behörden  ihre  auf  Westpreußen  bezüglichen  Akten  an 
die  neuen  westpreußischen  Behörden  ab. 

Es  war  auch  nicht  das  erste  Mal,  daß  Königsberger  Behörden  Teile 
ihrer  Registraturen  nach  Westpreußen  abgaben.  Als  Friedrich  der  Große 
1772  die  altpreußischen  Ämter  Marienwerder,  Riesenburg,  Schönberg  und 
Deutsch-Eylau  (insgesamt  den  nachmaligen  landrätlichen  Kreis  Marien- 
werder) mit  seiner  neuen  Erwerbung  und  im  besonderen  mit  dem  Kammer- 
bezirke Marienwerder  vereinigte,  gab  die  Kriegs-  und  Domänenkammer  in 
Königsberg  ihre  auf  jenen  bisherigen  Teil  ihres  Verwaltungsgebietes  be- 
züglichen Akten  an  die  Marien werdersche  Kammer  ab.  Das  gleiche 
geschah  seitens  aller  übrigen  in  Betracht  kommenden  Behörden.  Es  waren 
also  sowohl  im  18.  Jahrhundert  wie  1878  erhebliche  Teile  der  Registraturen 
ostpreußischer  Behörden  als  für  die  Verwaltung  unentbehrlich  in  die 
Registraturen  westpreußischer  Behörden  gelangt. 

Durch  die  Aktenabgaben  der  westpreußischen  Behörden,  namentlich 
des  Oberpräsidiums  und  der  Regierung  und  des  Oberlandesgerichts  zu 
Marienwerder,  gelangten  also  außer  den  bei  diesen  Behörden  selbst  ent- 
standenen Akten  auch  jene  älteren  Akten  vormaliger  oder  noch  bestehender 
Königsberger  Behörden  in  das  westpreußische  Staatsarchiv.  Sie  gehören 
in  das  Staatsarchiv  für  Westpreußen,  weil  sie  seinen  Bezirk  angehen,  von 
den  westpreußischen  Behörden  als  Vorakten  geführt  worden  und  weiterhin 
benutzt  werden,  und  weil  sie  dem  Staatsarchiv  zur  Wahrnehmung  seines 
Dienstes  und  zu  einer  erschöpfenden  Erledigung  der  auf  seinen  Amtsbezirk 
bezüglichen  amtlichen  Benutzungen  und  Anfragen  unentbehrlich  sind. 
Tatsächlich  wird  jedes  Archiv,  dessen  Sprengel  durch  einen  Teil  eines 
früher  größeren  Verwaltungsbezirkes  gebildet  wird  oder  Anteile  eines 
solchen  mitumfaßt,  ganz  selbstverständlich  auch  die  entsprechenden  Teile 
der  Registraturen  jenes  früheren  Verwaltungsbezirkes  aufnehmen  müssen, 
weil  das  Archiv  diese  Akten  älterer  Behörden  in  der  Regel  nach  und  nach 
von  den  modernen  Behörden  seines  Sprengeis,  welche  die  Nachfolgerinnen 
der  alten  Behörden  geworden  sind,  empfängt  und  als  territorial  in  das 
Archiv  gehörige  Teilregistraturen  aufstellen  muß. 
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So  wurde  das  Staatsarchiv  schon  durch  die  Zusammensetzung  der 
Registraturen  der  westpreußischen  Behörden  darauf  geführt,  auch  vom 
Staatsarchiv  in  Königsberg  die  Abgabe  aller  auf  die  Verwaltung  von  West- 
preußen bezüglichen  Akten  in  Anspruch  zu  nehmen,  gleichviel  ob  sie  bei 
Behörden  entstanden  waren,  die  in  Westpreußen  selbst  ihren  Sitz  gehabt, 
oder  ob  sie  bei  ostpreußischen  Behörden  entstanden  waren.  Auf  diese 
Weise  mußten  die  durch  die  Abgaben  westpreußischer  Behörden  in  das 
Staatsarchiv  gelangenden  Akten  ostpreußischer  Entstehung  durch  die  Ab- 
gabe noch  älterer  gleichartiger  Akten  seitens  des  Königsberger  Staats- 
archives erheblich  vermehrt  werden  und  eine  ganze  Anzahl  Teilregistra- 
turen altpreußischer  und  ostpreußischer  Behörden  in  das  westpreußische 
Staatsarchiv  gelangen. 

Die  Forderung  einer  solchen  Aktenscheidung  entspricht  der  geschicht- 
lichen Entwicklung  und  den  Bedürfnissen  der  Behörden.  Denn  die  Be- 
hörden einer  Provinz  wollen  die  von  ihnen  als  Vorakten  geführten  oder 
überhaupt  noch  erhaltenen  und  durch  die  Verwaltung  der  Provinz  oder 
einzelner  Landesteile  entstandenen  Akten  älterer  Behörden  im  Staatsarchiv 
ihrer  Provinz  vereinigt  wissen. 

Seit  dem  Jahre  1896  ist  den  Staatsarchiven  in  den  preußischen 
Provinzen  für  ihre  Ordnungsarbeiten  die  Beachtung  des  sogenannten 
Provenienzprinzips  empfohlen  worden,  nach  welchem  die  Akten  jedes 
Archives  in  dem  Rahmen  der  alten  Registraturen,  d.  h.  so  wie  die  einzelnen 
Stücke  „zu  den  Akten"  gelangt  sind,  Aufstellung  zu  finden  haben.  Für 
das  Geheime  Staatsarchiv  in  Berlin  bestand  dieser  Grundsatz  der  Akten- 
ordnung nach  der  Provenienz  schon  länger  als  Vorschrift.  Und  hier  war 
eine  solche  Aktenordnung  auch  im  weitesten  Umfange,  also  durch  Wieder- 
herstellung aller  alten  Registraturen  ohne  jede  Trennung  und  Teilung, 
durchaus  möglich.  Denn  das  Geheime  Staatsarchiv  enthält  die  Akten  der 
Zentralbehörden,  und  sein  Bezirk  umfaßt  somit  das  ganze  Staatsgebiet. 
Die  Frage,  ob  diese  Zentralakten  ihrer  territorialen  Beziehung  nach  einem 
anderen  Archive  zuzuwenden  seien,  konnte  hier  überhaupt  nicht  entstehen. 
Das  sogenannte  Provenienz-  oder  Registraturprinzip  ließ  sich  also  für  das 
Geheime  Staatsarchiv  als  Zentralarchiv  rein  und  ohne  jede  Schwierigkeit 
durchführen. 

In  seiner  Anwendung  auf  die  Staatsarchive  in  den  Provinzen  will 
nun  das  Provenienzprinzip  nicht  mißverstanden  und  überspannt  werden. 
Es  läßt  sich  ohne  weiteres  durchführen,  soweit  es  die  gesonderte  Auf- 
stellung und  die  innere  Ordnung  der  in  ein  Archiv  ihrer  territorialen  Be- 
ziehung nach  gehörigen  Registraturteile  gilt,  aber  das  Prinzip  würde  auf 
Abwege  führen,  sollte  jede  ehemalige  Registratur  schlechthin  und  an 
einem  und  demselben  Orte  wiederhergestellt  werden.  Die  Anwendung  des 
Provenienzprinzips  in  der  Ausdehnung,  daß  es  auch  für  die  Frage  der 
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Zuweisung  von  Akten  an  die  einzelnen  Archive  maßgebend  sein  müßte, 
würde  zur  Folge  haben,  daß  in  jedem  Archive  die  Registraturen  derjenigen 
Behörden,  die  einmal  in  seinem  Sprengel  ihren  Sitz  gehabt  haben,  ohne 
Rücksicht  auf  inzwischen  eingetretene  Veränderungen  in  der  Ausdehnung 
ihrer  Bezirke,  ohne  Rücksicht  auf  Teilungen  und  Zusammenlegungen, 
wiederhergestellt  würden,  daß  bei  den  zahlreichen  Teilungen  von  Behörden 
und  von  Amtsbezirken,  bei  den  zahlreichen  Grenzveränderungen  und  bei 
den  zahlreichen  Veränderungen  der  behördlichen  Zuständigkeit  fast  jedes 
Archiv  Akten  verwahren  würde,  die  auf  einen  oder  mehrere  andere  Sprengel 
Bezug  haben.  Der  Erfolg  einer  unter  diesem  Gesichtspunkte  erfolgten 
Aktenscheidung  zwischen  den  Archiven,  durchgeführt  für  vergangene  und 
künftige  Jahrhunderte,  würde  nichts  als  eine  große  Verwirrung  sein.  Alle 
Behörden  müßten  bei  der  Benutzung  älterer  Akten  oder  bei  Anfragen  um 
Auskunft  über  frühere  Verhältnisse  sich  an  verschiedene  Archive  wenden, 
ohne  daß  sie  bei  dem  oft  vorhandenen  Mangel  einer  zureichenden  Kenntnis 
der  älteren  Behördenorganisationen  zu  übersehen  vermöchten,  in  welchem 
der  in  Betracht  kommenden  Archive  die  ihnen  dienlichen  Nachrichten  zu 
suchen  sein  dürften.  Die  Archive  aber  würden  Anfragen  in  sehr  vielen 
Fällen  nicht  vollkommen  und  erschöpfend  beantworten  können,  sondern 
an  andere  Archive  weitergeben  müssen,  die  unter  erschwerenden  Um- 
ständen arbeiten,  weil  sie  die  Verhältnisse  der  Nachbarprovinz  nur  un- 
zulänglich übersehen.  Auch  die  Erschwerung,  welche  die  wissenschaft- 
liche und  private  Forschung  durch  solche  Aktenscheidung  zwischen 
benachbarten  Archiven  und  durch  solche  gekünstelte  Anpassung  des  Be- 
reichs der  Archivsprengel  an  die  Grenzen  der  Bezirke  vormaliger  Behörden 
erfahren  müßte,  ist,  obwohl  nicht  ausschlaggebend,  immerhin  von  Bedeu- 
tung, und  ihre  Bedeutung  würde  sich  fortschreitend  fühlbar  geltend  machen. 
In  den  neuesten  Bestimmungen  über  die  archivalische  Praxis  für 
die  Scheidung  und  Verteilung  der  Akten  auf  verschiedene  Archive  ist  den 
im  Vorstehenden  entwickelten  Gesichtspunkten  Rechnung  getragen1). 
Nach  der  Feststellung,  daß  Akten  ihrer  territorialen  und  administrativen 
Beziehung  nach  in  ein  Staatsarchiv  gehören,  bleibt  dann  für  diese  Akten 
dem  Grundsatze  der  Provenienz  sein  Recht,  insofern  nach  diesem 
Ordnungsgrundsatzc  die  dem  Archiv  entsprechend  seinem  Bezirke  und 
gemäß  dem  Geschäftsgange  der  entsprechenden  Behörden  überwiesenen 
Akten  nach  Registraturen,  d.  h.  nach  der  Provenienz,  aufgestellt  werden, 
wenn  auch  gegebenenfalls  nur  als  Teilregistraturen. 

Bei  der  Auseinandersetzung  mit  dem  Königlichen  Staatsarchive  in 
Königsberg  ist  bereits  nach  dem  oben  entwickelten  Grundsatze  mit  Ge- 


1)  Mitteilungen  der  K.  Preußischen  Archivverwaltung  Heft  10,  S.  22. 
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nehmigung  des  Direktoriums  der  Staatsarchive  verfahren  worden.  Die 
für  die  Auseinandersetzung  maßgebenden  Gesichtspunkte  sind  hier  im 
November  1902  zusammengestellt  und  dem  Staatsarchive  in  Königsberg 
als  Vorschläge  für  die  Aktenabgabe  mitgeteilt  worden.  Sie  haben  die 
uneingeschränkte  Zustimmung  des  Königsberger  Staatsarchives  gefunden. 
Danach  hatte  das  Staatsarchiv  in  Königsberg  drei  Gruppen  von  Akten 
hierher  abzugeben: 

1.  Alle  Akten,  welche  bei  Behörden  erwachsen  sind,  die  im  heutigen 
Westpreußen  ihren  Sitz  gehabt  haben  oder  noch  haben,  also  beispielsweise 
die  Akten  der  Marienwerderschen  Kriegs-  und  Domänenkammer,  die 
Handfestenbücher  westpreußischer  Ordenskomtureien,  die  wertvollen  Akten 
polnischer  Gerichtsbarkeit  usw. 

2.  Alle  diejenigen  Spezialakten  ostpreußischer  oder  für  ganz  Preußen 
zuständiger  Behörden,  welche  sich  auf  jetzt  westpreußische  Orte  und 
Verhältnisse  beziehen.  Hierzu  waren  zu  rechnen  auf  Westpreußen  bezüg- 
liche und  übrigens  zum  Teil  schon  an  die  hiesigen  Behörden  bei  deren 
Gründung  abgegebene  Akten  des  Königsberger  Oberpräsidiums,  des  Kon- 
sistoriums, des  Provinzialschulkollegiums  oder  von  den  älteren  Behörden 
die  Spezialakten,  welche  sich  auf  den  vormals  zum  Herzoglichen  Preußen 
gehörigen  und  erst  später  zu  Westpreußen  geschlagenen  Kreis  Marien- 
werder bezogen. 

3.  Von  älteren  Urkunden  und  Akten  alle  die,  welche  sich  als  west- 
preußische Archive  oder  Teile  von  solchen  kennzeichnen,  also  Archive 
westpreußischer  Klöster,  Gemeinden,  Güter,  Privatpersonen,  und  auch  die 
geringen  Reste  des  Archives  pomereilischer  Herzöge. 

Die  unteilbaren,  auf  beide  Provinzen  bezüglichen  Generalakten  sind 
im  Gebiete  ihrer  Entstehung,  also  in  Königsberg,  geblieben.  Wesentlich 
von  diesem  Grundsatz  aus  ist  auch  das  Zentralarchiv  und  politische  Archiv 
des  Deutschen  Ordens,  das  in  der  Marienburg,  als  dem  ersten  Sitze  der 
Ordensregierung,  begonnen  und  in  Königsberg,  als  dem  folgenden  Sitze  der 
Ordensregierung,  fortgeführt  ist,  dem  Staatsarchive  in  Königsberg  belassen 
worden.  Nur  die  in  westpreußischen  Komtureien  geführten  oder  aus  deren 
Archiven  stammenden  Akten  sind  hierher  gelangt. 

Bei  so  genauer  Fassung  der  für  die  Aktenabgabe  maßgebenden 
Grundsätze  konnte  eine  Meinungsverschiedenheit  zwischen  beiden  Archiven 
kaum  hervortreten1).     Im   übrigen   geht  aus  den  obigen  Abgabegrund- 


1)  Nur  einmal  sind  wir  zweifelhaft  geworden  hinsichtlich  der  Behandlung  der 
auf  Pomerellen  bezüglichen  älteren  Überlieferung.  Es  kam  in  Frage,  wo  die  dem 
Orden  über  die  Erwerbung  Pomerellens  ausgestellten  Urkunden  aufzubewahren 
seien,  namentlich  aber  die  Urkunden  über  die  mit  dem  Bischof  von  Leslau  ge- 
troffenen Vereinbarungen  über  diesen  Teil  seines  Kirchensprengels  und  dessen  Ver- 
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Sätzen  hervor,  daß  für  gewisse  Urkunden  und  Akten,  namentlich  für  die 
Akten  der  Zontralregierung  des  Ordens  und  für  die  Generalakten  späterer 
und  neuerer  Behörden  noch  heute  das  Staatsarchiv  in  Königsberg  bei 
Forschungen  auf  dem  Gebiete  der  westpreußischen  Landesgeschichte  und 
bei  Ermittelungen  auf  dem  Felde  westpreußischer  Verwaltungsfragen  in 
Betracht  gezogen  werden  muß. 

Die  Abgabe  der  Akten  seitens  des  Staatsarchives  in  Königsberg  be- 
gann im  Januar  1903  und  setzte  sich  in  Abständen  einige  Monate  hindurch 
fort,  da  nicht  sofort  und  auf  einmal  alle  Akten  versandfähig  gemacht 
werden  konnten  und  überdies  die  Aktenverzeichnisse  einiger  Bestände  erst 
durchgearbeitet  werden  mußten,  um  zu  ermitteln,  ob  und  welche  Akten 
nach  Danzig  abzugeben  sein  würden.  Für  eine  Anzahl  von  Beständen  hat 
an  diesen  Ermittelungen  ein  Beamter  des  Danziger  Staatsarchives  in  zwei- 
maliger Anwesenheit  in  Königsberg  teilgenommen. 

Der  Umfang  der  abzugebenden  Archivalien  war  sehr  erheblich. 
Gering  war  darunter  die  Zahl  der  Originalurkunden,  die  sich  nur  auf  etwa 
1400  belief;  umfangreicher  die  der  sogenannten  Westpreußischen  Folianten, 
deren  Zusammensetzung  unten  erläutert  werden  soll,  ferner  die  Zahl  der 
Folianten  und  Quartanten  der  Ordenszeit  und  der  Handschriften  archi- 
valischen  und  nichtarchivalischen  Ursprungs.  Von  den  Karten  und  Rissen 
und  Plänen  abgesehen  umfaßte  die  Hauptmasse  die  bereits  von  den 
heutigen  westpreußischen  Behörden  nach  Königsberg  abgegebenen  eigenen 
Akten  und  die  Akten  älterer  westpreußischer  Behörden,  ferner  die  Akten 
ostpreußischer  Behörden,  sowohl  solcher,  die  für  Ost-  und  Westpreußen 
gemeinsam  waren,  als  auch  solcher  ostpreußischer  Behörden,  zu  deren 
Verwaltungsbezirk  Teile  von  Westpreußen  gehört  haben.  Besonders  diese 
letzteren  beiden  Aktenarten  waren  durch  einen  Danziger  Archivbeamten 
unter  Durcharbeitung  der  Königsberger  Aktenverzeichnisse  ermittelt 
worden.  Mit  dem  Sommer  1903  waren  die  Königsberger  Ablieferungen  im 
allgemeinen  abgeschlossen. 


waltung.  Der  Königsberger  Herr  Archivdirektor  regte  selbst  und  zuerst  eine  Abgabe 
aller  Urkunden  dieser  letzteren  Art  an.  Und  tatsächlich  würden  ja  auch  für  das 
politische  Archiv  des  Ordens  streng  genommen  nur  die  Urkunden  über  den  Akt  der 
Abtretung  pomerellischer  Gebiete  durch  die  Herzöge  als  untrennbarer  Bestandteil 
anzusehen  sein,  während  die  folgenden  Verwaltungsabkommen  hier  in  Westpreußen 
gesucht  und  benutzt  werden  würden.  Für  den  Archivar  kommt  auch  in  Betracht, 
daß  jene  auf  die  Verwaltung  Pomerellens  bezüglichen  Urkunden  eigentlich  1466 
an  Polen  hätten  abgegeben  und  1773  von  Polen  an  den  Erwerber  von  Westpreußen 
hätten  zurückgeliefert  werden  müssen,  so  daß  sie  auch  unter  dem  völkerrechtlichen 
Gesichtspunkt  überhaupt  nicht  mehr  in  dem  Ordensarchiv  zu  suchen  sein  würden. 
Immerhin  lag  aber  keine  zwingende  Veranlassung  vor,  das  bei  den  Staatsverträgen 
von  1466  und  1773  in  dieser  Beziehung  Unterbliebene  nunmehr  noch  nachzuholen, 
und  die  Abgabe  nach  Danzig  ist  dann  aus  anderem  Grunde  unterblieben. 
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Von  anderen  benachbarten  Staatsarchiven  sind  Akten  nicht  hierher 
abgegeben.  Es  kam  dafür  auch  nur  das  Staatsarchiv  in  Posen  in  Betracht. 
Hier  war  aber  die  Scheidung  der  bei  der  Bromberger  Kriegs-  und  Domänen- 
kammerdeputation  und  beim  Bromberger  Hofgericht  erwachsenen  und  auf 
jetzt  zu  Westpreußen  gehörige  Kreise  bezüglichen  Akten  schon  früher 
durch  Abgabe  an  die  westpreußischen  Behörden  erfolgt  *). 

Gleichzeitig  mit  der  ersten  Königsberger  Abgabe  begannen  auch  die 
Aktensendungen  der  westpreußischen  Behörden  im  Staatsarchive  ein- 
zutreffen. Diese  Ablieferungen  waren  bereits  während  des  Jahres  1902 
im  einzelnen  dadurch  vorbereitet  worden,  daß  auf  Veranlassung  des  Ober- 
präsidenten die  sämtlichen  Verwaltungsbehörden  und  durch  den  Ober- 
landesgerichtspräsidenten und  den  Oberstaatsanwalt  auch  die  Gerichts- 
behörden und  die  Staatsanwaltschaften  angewiesen  worden  waren,  Ver- 
zeichnisse aller  in  ihrem  Verwahr  befindlichen  Akten,  die  für  den 
laufenden  Dienst  ihrer  Verwaltung  entbehrlich,  also  abgabefähig  er- 
schienen, an  das  Staatsarchiv  einzusenden.  In  diesen  flüchtig  auf- 
gestellten Verzeichnissen  wurden  während  des  Jahres  1902  nach  und  nach 
die  Titel  derjenigen  Akten  mit  Farbstift  kenntlich  gemacht,  welche  nach 
Anschauung  der  Archiwerwaltung  zur  dauernden  Aufbewahrung  geeignet 
waren.  Da  in  den  Verzeichnissen  die  Aktentitel  vielfach  gekürzt  waren, 
mußte  die  Wahl  der  aufzunehmenden  Akten  eher  zu  weit,  als  zu  eng  ge- 
griffen werden  und  die  Ausscheidung  nicht  aufbewahrenswerter  Akten 
späterer  Prüfung  nach  ihrem  Eingang  und  bei  der  endgültigen  Ordnung 
vorbehalten  bleiben. 

Die  Abgaben  der  Behörden  waren  ihrem  Umfange  nach  sehr  ver- 
schieden. Weitaus  am  größten  war  die  Abgabe  der  Marienwerderschen 
Regierung.  Von  einigen  an  Ort  und  Stelle  noch  vielfach  benutzten  Akten 
der  Domänenabteilung  —  den  Domänengrundbüchern  und  den  Prästations- 
tabellen —  abgesehen,  sind  von  dort  alle  älteren  Akten  abgegeben  worden. 
Geringer  an  Umfang  war  zunächst  die  Abgabe  der  Danziger  Regierung, 
obwohl  der  Verbleib  der  Akten  an  demselben  Orte  etwaige  Bedenken,  die 
sich  aus  der  Notwendigkeit  weiterer  Benutzungen  ergeben  konnten,  ver- 
mindern mußte.  Erst  einige  Jahre  später  haben  dann  die  Kirchen-  und 
Schulabteilung  und  die  Abteilung  für  Steuern,  Domänen  und  Forsten 
Akten  in  größerem  Umfange  abgegeben,  nachdem  die  leichte  Zugänglich- 
keit abgegebener  Akten  und  die  schnelle  Erledigung  einschlägiger  An- 
fragen sich  herausgestellt  hatte.    Von  bedeutendem  Umfange  waren  auch 


1)  Die  nach  den  obigen  Grundsätzen  für  die  Abgabe  nach  Danzig  in  Betracht 
kommenden  Deutsch-Kroner  Grodakten  sind  vorläufig  noch  im  Staatsarchive  zu 
Posen  verblieben. 
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die  Akten  einiger  Landratsämter,  deren  reponierte  Registraturen  zugleich 
die  Akten  der  vormaligen  Domänenämter  enthielten.  Bei  anderen  Land- 
ratsämtern war  die  Abgabe  gering.  Ein  Landratsamt  wünschte  dio 
reponierte  Registratur  selbst  für  die  Zwecke  der  eigenen  Verwaltung  und 
des  eigenen  Studiums  über  die  Vergangenheit  des  Kreises  zu  behalten. 
So  erfreulich  ein  solches  selten  begegnendes  Interesse  an  sich  ist,  bei  der 
Frage  der  dauernden  Verwahrung  im  Staatsarchive  kann  der  Verzicht  der 
Behörde  auf  den  Besitz  für  die  Akten  von  größerem  Vorteil  sein,  weil  das 
Maß  der  Fürsorge  für  gute  Aufbewahrung  bei  den  Behörden  mit  dem 
Wechsel  der  Beamten  dem  Wechsel  unterworfen  ist. 

Von  sehr  verschiedenem  Umfange  waren  auch  die  Abgaben  der  Ge- 
richtsbehörden. An  Orten,  an  denen  früher  größere  Land-  und  Stadtgerichte 
oder  Kreisgerichte  bestanden  hatten,  konnten  am  ehesten  ältere  Registra- 
turen vermutet  werden.    Aber  auch  hier  war  die  Zahl  der  erhaltenen  Akten 
sehr  gering.    Am  umfangreichsten  war  die  Ablieferung  des  Danziger  Amts- 
gerichts, mit  der  Teile   der  wertvollen  Registratur   des   alten   Danziger 
Schöffengerichtes  ins  Staatsarchiv  gelangten.    Und  doch  sind  gerade  bei 
den  staatlichen  Danziger  Gerichtsbehörden  wichtige  im  altstädtischen  Rat- 
hause, als  dem  nachmaligen  Gerichtsgebäude,  verwahrte  Teile  des  Dan- 
ziger Stadtarchivs  nachweisbar  verloren  gegangen,  also  vermutlich  ver- 
nichtet worden.    Eine  bewußte  Scheidung  zu  vernichtender  oder  dauernd 
zu  verwahrender  Akten  war  vor  achtzig  bis  hundert  Iahren  wenig  üblich. 
Und  bis  in  unsere  Tage  hinein  war  überdies  die  Vernichtung  von  Akten 
dadurch  geradezu  mit  einer  Prämie  bedacht,  daß  ein  Teil  des  Erlöses  den 
bei  der  Ausscheidung  und  Verzeichnung  beteiligten  Beamten  zufloß.    In 
der  Regel  war  früher  vor  Einrichtung  einer  einheitlichen  Staatsarchiv- 
verwaltung für  die  Behörden  bei  der  Frage  der  Vernichtung  oder  Erhaltung 
von  Akten  nur  die  Rücksicht  auf  die  eigenen  Bedürfnisse  maßgebend. 
Und   diese  eigenen  Bedürfnisse  nach   älterer  Aktenüberlieferung  waren 
zwar  bei  den  Verwaltungsbehörden  vorhanden,  bei  den  Gerichtsbehörden 
und  namentlich  bei  den  Untergerichten  waren  sie,  von  dem  Grundbuch- 
wesen abgesehen,  sehr  gering.    Die  Akten  der  eigenen  Rechtsprechung  und 
der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  und  die  etwa  übernommenen  Akten  älterer 
Gerichtsbehörden  sind  so  in  der  Regel  der  Vernichtung  zum  Opfer  ge- 
fallen.    Von  den  vormaligen  Landvogteigerichten,  den  Kreispatrimonial- 
gerichten,  den  Kreisjustitiariaten,  selbst  von  den  Land-  und  Stadtgerichten 
und  den  Kreisgerichten  sind  Akten  teils  überhaupt  nicht,  teils  nur  in  ganz 
geringem  Umfange   auf   uns   gekommen.     Und   auch   Akten   städtischer 
Schöffengerichte  polnischer  Zeit,  die  etwa  an  die  Gerichtsbehörden  ab- 
gegeben waren,  sind  mehrfach  zugrunde  gegangen.    Ist  doch  die  Mehrzahl 
der   wichtigen,    für    die    ländliche    Besitzgeschichte    überaus    wertvollen 
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Berenter  Schöffenakten  vom  16.  bis  18.  Jahrhundert  aus  dem  Besitze  der 
verwahrenden  Gerichtsbehörde  in  Privathände  und  dann  ins  Ausland  ge- 
langt1)- 

Von  den  Amtsgerichten  sind  in  einer  gewissen  Übereinstimmung,  aber 
an  Umfang  ganz  ungleichmäßig,  die  im  18.  Jahrhundert  zu  Friderizianischer 
Zeit  begonnenen  ältesten  Bände  der  Beilageakten  zu  den  Grund-  und  Hypo- 
thekenbüchern abgegeben  worden.  Durch  den  oben  erwähnten  Verlust  von 
Grod-   und  Landgerichtsakten   sind   diese   mit   beglaubigten   Abschriften 
älterer  Besitzurkunden,  Testamente,  Teilungs-  und  Eheverträge  gefüllten 
Akten  für  das  hiesige  Staatsarchiv  von  ganz  besonderem  Werte.    Nach 
justizministerieller  Bestimmung  werden  aber  erst  diejenigen  Bände  dieser 
Akten  an  die  Archive  abgegeben,  welche  seit  80  Jahren  weggelegt  sind. 
Immerhin  konnte  schon  danach  die  Abgabe  aller  ersten  Bände  als  vor  und 
mit  dem  Jahre  1820  weggelegt  erwartet  werden.    Das  ist  aber  nicht  ge- 
schehen. Vielmehr  ist  bei  der  Abgabe  eine  große  Ungleichmäßigkeit  hervor- 
getreten, indem  festgestellt  werden  konnte,  daß  bei  verschiedenen,  also 
vermutlich  bei  allen  Amtsgerichten  die  Gepflogenheit  herrscht,  auch  in 
bereits  abgeschlossene   und  weggelegte   Aktenstücke   nachträglich   noch 
Schreiben  neueren  Datums  einzuheften,  z.  B.  Requisitionen  von  Behörden 
oder  Privaten  wegen  Benutzung  eben  jener  Aktenstücke.    Diese  Gepflogen- 
heit geht  soweit,  daß  ein  Amtsgericht  der  Provinz  bei  Benutzung  eines 
von  ihm  selbst  früher  an  das  Staatsarchiv  abgegebenen  Heftes  bei  der 
Rückgabe  in  dieses  ihm  nicht  mehr  gehörige  Aktenstück  sogar  den  durch 
die  Benutzung  entstandenen  Schriftwechsel  eingeheftet  hatte.    Jedenfalls 
muß  eine  solche  widersinnige  Behandlung  dazu  führen,  daß  selbst  seit 
hundert  und  mehr  Jahren  tatsächlich  geschlossene  und  weggelegte  Akten- 
bände  durch  Einheften  von  neueren   und  neuesten   Schriftstücken   die 
Grenze  achtzigjähriger  Reponierung  überhaupt  nie  erreichen  können.    Die 
dadurch  herbeigeführte  ungleichmäßige  Abgabe  der  Beilageakten  kann 
demnach   nur   durch   eine   bezügliche   Änderung   der   registraturmäßigen 
Behandlung  und  durch  eine  noch  einmal  vorzunehmende  Prüfung  der  in 
Rede  stehenden  Akten  auf  die  Zeit  ihrer  tatsächlichen  Weglegung  aus- 
geglichen werden. 

Den  nach  Umfang  und  Bedeutung  erheblichsten  Aktenzugang  lie- 
ferte unter  den  Justizbehörden  naturgemäß  das  Königliche  Oberlandes- 
gericht in  Marienwerder,  in  dessen  reponierten  Beständen  sich,  soweit  sie 
nicht  schon  vorher  an  das  Staatsarchiv  in  Königsberg  abgegeben  und  von 
dort  hierher  gelangt  waren,  die  bei  der  vormaligen  Westpreußischen  Regie- 
rung, dem  älteren  Oberlandesgericht  und  dem  Appellationsgericht  erwach- 


1)  Vgl.  den  Aufsatz  von  Schuch  über  die  Gerichtsbücher  der  Stadt  Berent  in 
Zeitschi.  d.  Westpr.  Gesch.  Ver.  Heft  13  S.  177. 
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senen  Justizakten  vorfanden.  Die  bei  der  vormaligen  Westpreußischen 
Regierung  aus  der  Verwaltung  der  Hoheitsachen  und  der  Kirchen-  und 
Schulsachen  entstandenen  Registraturen  waren  bereits  1809  infolge  der 
Reform  der  Verwaltungsbehörden  an  die  neue  Regierung  zu  Marienwerder 
bezw.  1816  an  die  Regierung  zu  Danzig  gelangt.  Unter  den  vom  Ober- 
landesgericht an  das  Staatsarchiv  abgegebenen  Akten  waren  die  wich- 
tigsten die  durch  die  Justizaufsicht  entstandenen  Verwaltungs-  und  Ein- 
richtungsakten und  die  Grund-  und  Hypothekenbücher  der  adligen  Güter, 
für  deren  Inhalt  die  obengenannten  Beilageakten  die  urkundlichen  Nach- 
weisungen enthalten.  Von  erheblicher  Bedeutung  waren  ferner  die  durch 
die  Verwaltung  der  Vasallensachen  und  der  Testamentsachen  erwachsenen 
Registraturen,  von  denen  die  letzte  übrigens  erst  einige  Jahre  später  in  das 
Staatsarchiv  gelangt  ist. 

Die  Aktenabgaben  sowohl  der  staatlichen  Verwaltungsbehörden  wie 
die  der  Gerichte,  welche  sämtlich  im  Laufe  des  Jahres  1903  dem  Staats- 
archiv zugeführt  sind,  wurden  in  der  einfachsten  Form  als  Eisenbahn- 
frachtgut befördert.  Man  pflegte  früher  zur  Beförderung  von  Akten  Kisten 
oder  Säcke  zu  verwenden.  Von  einer  solchen  vorherigen  Verpackung  ist 
hier  gänzlich  abgesehen  worden.  Das  Königliche  Staatsarchiv  in  Königs- 
berg und  die  übrigen  abgebenden  Behörden  wurden  ersucht,  die  zu  be- 
fördernden Akten  nach  der  Reihe,  wie  sie  in  den  Verzeichnissen  aufgeführt, 
in  Pakete  zusammenzulegen  und  zu  verschnüren,  die  in  ihrer  Größe  der 
Aktenfachhöhe  des  Staatsarchives  genau  entsprachen.  Alle  Pakete  einer 
Behörde  wurden  mit  fortlaufenden  Nummern  versehen,  die  auf  weiße  mit 
eingeschnürte  Auflageblätter  geschrieben  wurden.  Die  mit  starkem  Bind- 
faden verschnürten  Pakete  sind  von  den  Behörden  den  Spediteuren  ab- 
gezählt zur  Beförderung  als  einfaches  Frachtgut  übergeben  worden  und 
hier  ohne  jede  Ausnahme  in  gutem  Zustande  angekommen.  Die  Archi- 
valien des  Königsberger  Staatsarchives  sind  bei  ihrer  größeren  Menge  in 
geschlossenen  Möbelwagen  hierher  überführt  worden.  Soweit  die  Akten 
auf  Grund  von  Verzeichnissen  zur  Abgabe  gelangten,  wurden  auch  in 
diesen  die  Paketnummern  am  Rande  vermerkt.  Da  auch  die  für  jede  Be- 
hörde bereitgehaltenen  Aktenfächer  vorher  mit  weißer  Kreide  beziffert 
waren,  konnten  die  vom  Wagen  des  Spediteurs  in  bunter  Reihenfolge  ab- 
getragenen Pakete  sofort  von  den  Trägern  selbst  in  die  mit  der  Paket- 
nummer bezeichneten  Fächer  gelegt  werden.  Die  Akten  lagen  also  un- 
mittelbar nach  der  Einlieferung  in  derselben  Reihenfolge,  in  der  sie  in  den 
Abgabeverzeichnissen  aufgeführt  waren,  und  blieben  für  die  Benutzung 
der  abliefernden  Behörde  auch  bis  zur  späteren  endgültigen  Ordnung  und 
Verzeichnung  ohne  Umstände  sofort  auffindbar. 


4.  Die  Eröffnung  des  Staatsarchives  und  die  Aufnahme  der  Akten.  29 

Mit  der  Aufnahme  des  Danziger  Stadtarchives,  der  Königsberger 
Archivalien  und  der  Aktenabgaben  der  staatlichen  Verwaltungsbehörden 
und  der  Gerichte  war  die  Einrichtung  und  Begründung  des  Staatsarchives, 
sozusagen  im  Rohzustande,  abgeschlossen,  soweit  es  sich  um  die  Erfüllung 
des  mit  der  Stadt  Danzig  abgeschlossenen  Vertrages  und  um  die  dem 
Staatsarchive  eigentümlich  gehörenden  Akten  handelte.  Es  war  aber  von 
vornherein  schon  bei  den  Vorbereitungen  zur  Begründung  des  Staats- 
archives darauf  Bedacht  genommen  worden,  auch  die  Archive  der  west- 
preußischen Städte,  soweit  die  städtischen  Behörden  dazu  geneigt  sein 
würden,  als  Deposita  und  unter  Vorbehalt  des  städtischen  Eigentums  auf- 
zunehmen, zu  ordnen  und  für  die  Eigentümer  zu  verwahren  und  zu  ver- 
walten. 

Der  Wunsch,  durch  Zusammenbringung  alles  historischen  Quellen- 
stoffes an  einer  Stelle  einen  Mittelpunkt  zu  schaffen  für  die  landesgeschicht- 
lichen Studien,  legte  diese  Erweiterung  von  selbst  nahe.  Veranlassung 
im  besonderen  aber  bot  die  in  allen  Provinzen  vielfach  gemachte  Erfah- 
rung, daß  in  vielen  kleinen  und  kleinsten  Städten  die  städtischen  Archive 
und  reponierten  Registraturen  durch  Mangel  an  Interesse  und  Unkenntnis 
ihrer  Bedeutung,  Bequemlichkeit  oder  Mittellosigkeit  vernachlässigt,  ver- 
streut, vermodert  oder  ganz  zugrunde  gegangen  sind.  Und  selbst  in  mitt- 
leren Städten  pflegt  oft  die  Art  der  Aufbewahrung  oder  die  Art  der  Ord- 
nung oder  auch  beides  mangelhaft  zu  sein.  Ähnliche  Zustände  waren  nach 
vorliegenden  Bestandübersichten  und  einem  Reiseberichte  aus  den  Jahren 
1859  und  1893  auch  in  Westpreußen  zu  vermuten.  Der  mit  den  vor- 
bereitenden Maßnahmen  zur  künftigen  Archivgründung  betraute  Archivar 
Dr.  Meinardus  erhielt  daher  gleich  beim  Antritt  seines  Kommissoriums  den 
Auftrag,  eine  Besichtigung  der  westpreußischen  Stadtarchive  mit  Bezug 
auf  ihre  Bestände  und  ihre  Unterbringung  vorzunehmen.  Die  durch  ihn 
und  nach  seinem  Fortgange  durch  den  Vorstand  des  neuen  Staatsarchivs 
ausgeführte  Bereisung  der  Städte  hat  dann  vollauf  die  Vermutung  be- 
stätigt, daß  die  städtischen  Archive  und  Registraturen  teils  ganz  zugrunde 
gegangen,  teils  starke  Verluste  erlitten  und  daß  die  noch  vorhandenen  auf- 
bewahrenswerten  Akten  vielfach  ungeordnet  und  schlecht  verwahrt  dem 
gleichen  Schicksal  verfallen  sein  würden. 

Bei  einer  Zusammenfassung  der  Einzelergebnisse  der  damaligen  Be- 
reisungen zu  einem  Gesamtbilde  von  dem  Zustande  und  der  Aufbewahrung 
der  städtischen  Archive  und  Registraturen  bleiben  die  Städte  Elbing, 
Thorn,  Graudenz  und  natürlich  auch  Danzig  unberücksichtigt.  Jene  drei 
Städte  besitzen  große  und  geordnete  Archive,  die  unter  besonderer,  wenn 
auch  nicht  fachmännischer  Verwaltung  stehen.  Leider  war  nach  dem 
Reisebericht  das  Archiv  von  Elbing  nicht  in  feuersicheren  Räumen  unter- 
gebracht, und  auch  die  Unterbringung  des  Thorner  Archives  und  besonders 
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der   reponierten   Registratur    gewährleistete    keine    vollkommene    Feuer- 
sicherheit. 

Im  übrigen  ergaben  die  Bereisungen,  daß  es  mit  der  Fürsorge  der 
Städte  für  ihr  ältestes  archivalisches  Material  sehr  schlecht  bestellt  war. 
Von  den  in  Betracht  kommenden  53  Städten  hatten  sehr  viele  ihre  Archi- 
valien durch  die  leidigen  Umzüge,  durch  Nachlässigkeit  und  Unverstand, 
eine  große  Zahl  auch  durch  Brand  verloren.  Von  den  20  Städten  des 
Regierungsbezirkes  Marienwerder  links  der  Weichsel  hat  genau  die  Hälfte 
ihre  Archive  durch  Feuer  eingebüßt.  Gleichwohl  waren  noch  in  23  von 
den  obigen  53  Städten  Archivalien  aus  der  Zeit  vor  1772  in  erheblichem 
Umfange  oder  von  besonderer  Wichtigkeit  vorhanden,  in  19  Städten  aber 
wurden  Materialien  aus  derselben  Zeit  nur  in  sehr  geringer  Menge  verwahrt, 
und  in  12  Städten  war  alles  ältere  Material  verloren.  Verständigerweise 
hatten  7  Städte  ihre  Archive  ganz  oder  teilweise  im  Staatsarchive  in 
Königsberg  und  5  Städte  im  Stadtarchive  in  Thorn  deponiert.  In  den 
übrigen  Städten  wurden  die  wenigen  schriftlichen  Überreste  der  Ver- 
gangenheit meist  im  Zimmer  des  Bürgermeisters  oder  in  der  Registratur 
aufbewahrt,  aber  in  der  Regel  unverzeichnet  und  nicht  inventarisiert. 
Ihre  Erhaltung  war  daher  in  keiner  Weise  gesichert. 

Weit  schlimmer  stand  es  vielfach  mit  der  Fürsorge  der  Städte  für 
ihre  reponierten  Registraturen,  bei  denen  nicht  bedacht  zu  werden  pflegt, 
daß  sie  die  künftigen  Archive  darstellen.  Von  jenen  obigen  53  Städten  be- 
saßen 49  reponierte  Registraturen,  die  meist  mit  der  Friderizianischen  Zeit 
beginnend  vielfach  nicht  nur  historisch  sehr  wichtiges,  sondern  gerade 
auch  für  die  städtischen  Verwaltungen  bedeutsames  Material  enthalten. 
Aber  nur  in  18  Städten  war  es  der  Mühe  für  wert  erachtet  worden,  diese 
reponierten  Akten  gut  oder  weniger  vollkommen  zu  ordnen  und  zu  ver- 
zeichnen, für  zwei  Städte  fehlen  die  Angaben,  und  in  29  Städten  lagen  die 
Akten  gänzlich  ungeordnet,  und  kein  Verzeichnis  gab  über  ihr  Vorhanden- 
sein, geschweige  denn  über  ihren  Inhalt  Auskunft.  Die  Nichtverzeichnung 
aber  und  die  damit  verbundene  Nichtachtung  pflegen  ganz  notwendig  die 
Vernichtung  solcher  Registraturen  herbeizuführen.  Die  unzweifelhafte 
Wahrheit  dieses  Satzes  erwies  der  damalige  Zustand  der  Verwahrung  oder 
richtiger  der  Vernachlässigung,  in  welchem  sich  jene  nicht  geachteten 
reponierten  Registraturen  befanden.  Für  8  Städte  von  den  obigen 
49  Städten,  welche  reponierte  Akten  besaßen,  ist  die  Art  der  Aufbewahrung 
aus  den  Berichten  nicht  ersichtlich.  Nur  8  bis  10  Städte  hatten  jene  Akten 
in  Zimmern  des  Rathauses  oder  in  einer  Registraturstube  ihrer  gemieteten 
Verwaltungsräume  ganz  oder  zum  Teil  untergebracht.  In  den  übrigen  31 
bis  33  Städten  lagen  jene  Akten  in  Dachstuben,  in  einem  Spritzenhause, 
in  den  weitaus  meisten  Fällen  aber  unmittelbar  unter  dem  Dache  des  Rat- 
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hauses  oder  einer  Schule  oder  gemieteter  Privathäuser  und  in  den  obigen 
29  Fällen  ungeordnet  in  wüstem  Durcheinander. 

Sollte  nun  die  stattgehabte  Besichtigung  des  Zustandes  der  städti- 
schen Archive  und  Registraturen  den  beabsichtigten  Zweck  erfüllen  und 
verhindert  werden,  daß  nach  Verlauf  einiger  Jahrzehnte  wiederum  Brände 
und  Nachlässigkeit  und  Unverstand  zur  Vernichtung  der  jetzigen  älteren 
Registraturen  führen,  so  war  es  beim  Fehlen  eines  Archivgesetzes  und  bei 
dem  dadurch  bestehenden  Unvermögen  der  Archivverwaltung,  unmittelbar 
Aufsicht  und  Einfluß  auszuüben,  erforderlich,  mit  der  den  Städten  vor- 
gesetzten Aufsichtsbehörde  wegen  besserer  Verwahrung  und  Erhaltung 
dieses  städtischen  Besitzes  in  Verbindung  zu  treten.  Die  gesetzlichen  Be- 
stimmungen1) setzen  die  Regierungen  vollauf  in  den  Stand,  denjenigen 
Städten,  welche  ihre  alten  Akten  der  gesetzlichen  Bestimmung  zuwider 
verkommen  lassen,  die  Anweisung  zu  erteilen,  ihr  älteres  Aktenmaterial 
entweder  zu  ordnen  und  feuersicher  zu  verwahren,  oder  im  Staatsarchive 
unter  Vorbehalt  des  Eigentumsrechtes  zu  deponieren. 

Infolge  einer  Anregung  der  Archiwerwaltung  ergingen  dann  seitens 
der  Aufsichtsbehörden  die  nötigen  Eröffnungen  an  die  Städte.  Zugleich 
hat  das  Staatsarchiv  selbst  unter  dem  11.  August  1902  gewisse  „Be- 
merkungen über  die  Ordnung  der  Registraturen  in  den  kleinen  Städten  und 
über  ihre  Deponierung  im  Staatsarchive  zu  Danzig"  zusammengestellt,  die 
durch  die  Aufsichtsbehörden  den  Stadtverwaltungen  mitgeteilt  und  durch 
die  Amtsblätter  veröffentlicht  worden  sind2). 

Die  Folge  ist  dann  gewesen,  daß  sich  alsbald  oder  in  den  aller- 
nächsten Jahren  über  die  Hälfte  der  in  Betracht  kommenden  Städte  und 
von  den  Städten  mit  ganz  ungeordneten  Registraturen  die  weit  über- 
wiegende Mehrzal  zur  Deponierung  ihrer  für  die  heutige  Verwaltung  ent- 
behrlichen Akten  entschlossen  haben.  In  der  mit  den  einzelnen  Stadt- 
verwaltungen darüber  getroffenen  Übereinkunft  ist  ihnen  die  kostenlose 
Übernahme  der  Akten,  deren  Ordnung  und  Verzeichnung  und  deren  Ver- 
waltung, d.  h.  die  Erteilung  jeder  gewünschten  Auskunft  auf  Grund  des 
deponierten  Archives  und  des  sonst  im  Staatsarchiv  vorhandenen  Quellen- 
stoffes und  auf  Wunsch  die  gleichfalls  kostenlose  Zusendung  etwa  ge- 
wünschter Akten  zugesichert  worden.     Unter  den  deponierten  Archiven 


1)  Städteordnung  vom  30.  Mai  1853,  §  20,  2;  Reskript  des  Ministeriums  des 
Innern  vom  30.  Juni  1827  (v.  Kamptz,  Annalen  XI  S.  435);  Zirkularerlasse  vom 
3.  März  1832,  vom  5.  November  1854  und  vom  17.  Februar  1859  (v.  Kamptz, 
Annalen  XVI,  666  und  Min.  Bl.  f.  d.  i.  V.  1855,  S.  2  und  1859,  S.  89). 

2)  Amtsblatt  der  Regierung  zu  Danzig  1902  Nr.  41  und  Amtsblatt  der 
Regierung  zu  Marienwerder  1902  Nr.  43;  die  „Bemerkungen"  sind  auch  abgedruckt 
in  den  Bestimmungen  aus  dem  Geschäftsbereich  der  K.  Preuß.  Archivverwaltung, 
A.  u.  d.  T.  Mitteilungen  des  K.  Preuß.  Archivverw.  Heft  10,  34. 
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befinden  sich  einige  sehr  umfangreiche,  für  die  Landesgeschichte  hoch- 
wichtige Archive,  die  von  Marienburg  und  Kulm,  andere  mit  den  für  die 
Geschichte  des  Adels  und  des  adligen  Grundbesitzes  wertvollen  Schöffen- 
büchern, wie  die  Archive  von  Konitz,  Berent,  Schöneck  u.  a.  In  erster 
Linie  dem  Besten  der  städtischen  Verwaltungen  und  der  Geschichte  de" 
einzelnen  Städte  dienend,  erweisen  sich  die  städtischen  Deposita  als  ein 
überaus  wertvoller,  durch  die  Zusammenbringung  im  Staatsarchive  leicht 
übersehbarer  und  leicht  zugänglicher  Quellenstoff  für  die  Geschichte  der 
Provinz  und  ihrer  Bewohner. 

Den  größeren  Städten  mit  geordneten  Archiven  ist  eine  Deponierung 
nicht  nahegelegt  worden,  da  es  bekannt  war,  daß  sie  ihre  Archive  in  eigener 
Verwaltung  und  eigenem  Verwahr  und  vor  allem  am  Orte  ihrer  Entstehung 
zu  behalten  wünschen.  Es  ist  ja  auch  nicht  zweifelhaft,  daß  die  schrift- 
lichen Zeugnisse  der  Vergangenheit  am  Orte  ihrer  Entstehung  leichterem 
Verständnis  und  größerem  Interesse  begegnen  und  leichter  Interesse 
wecken,  als  nach  ihrer  Entfernung.  Jener  Wunsch  größerer  Städte  mit 
einer  historisch  bedeutenden  Vergangenheit  ist  daher  durchaus  verständ- 
lich. Freilich  wird  ihnen  auch  je  länger  je  mehr  im  eigenen  Verwaltungs- 
interesse und  auch  im  Interesse  der  wissenschaftlichen  Benutzung  die 
Pflicht  erwachsen,  das  Archiv  durch  einen  fachmännisch  gebildeten  und 
mit  den  staatlichen  und  städtischen  Verwaltungsfragen  und  Verwaltungs- 
bedürfnissen vertrauten  Archivar  verwalten  zu  lassen. 

Die  Registraturen  der  kleinen  Städte,  welche  von  einer  Deponierung 
im  Staatsarchive  keinen  Gebrauch  gemacht  haben,  werden,  auch  wenn  sie 
wirklich  infolge  der  Aufforderung  vom  Jahre  1902  geordnet  und  besser 
verwahrt  worden  sind,  doch  nach  und  nach  wieder  in  Unordnung  geraten, 
bei  Raummangel  wieder  auf  die  Dachböden  gelangen  und  in  absehbarer 
Zeit  sich  in  demselben  Zustande  befinden,  in  dem  sie  sich  im  Jahre  1902 
befanden.  Nur  die  Deponierung  im  Staatsarchive  oder  die  Übertragung 
eines  Aufsichtsrechtes  auf  die  Archivverwaltung  vermag  also  die  Registra- 
turen der  kleinen  Städte  vor  dem  Untergange  zu  bewahren. 

Auch  die  Kirchenarchive *)  und  vor  allem  die  Kirchenbücher  sind 
zum  großen  Teile  durchaus  mangelhaft  aufgehoben  und  auch  heute  noch, 
wie  die  Erfahrungen  gezeigt,  gegen  Beschädigung  und  Verlust  nicht  ge- 
sichert. Die  Kirchenbücher,  auch  die  älteren  und  ältesten,  lagern  in  der 
Regel  in  der  Wohnung  des  Geistlichen  oder  des  Küsters  ohne  jede  Maß- 


1)  Selbst  eine  so  alte  Gemeinde  wie  die  Kirchengemeinde  zu  St.  Marien  in 
Danzig  hat  bisher  wenig  für  eine  gute  Aufbewahrung  und  für  die  Benutzbarkeit 
ihres  alten  und  wertvollen  Archives  getan.  Die  zahlreichen  Pergamenturkunden 
sind  unverzeichnet,  ein  Verzeichnis  späterer  Akten  genügt  nur  mäßigen  Ansprüchen, 
und  das  Archiv  selbst  befindet  sich  in  einem  hinsichtlich  der  Trockenheit  und 
Helligkeit  ganz  unzulänglichen  Räume. 
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regel  der  Vorsicht,  und  oft  ist  die  Unsitte  beobachtet  worden,  daß  Geist- 
liche ihre  Kirchenbücher  zur  Durchsicht  an  Privatleute  ausleihen. 

In  noch  weit  stärkerem  Maße  sind  die  auf  den  Gütern  und  Dörfern 
etwa  überhaupt  noch  vorhandenen  Besitzurkunden,  Reste  patrimonialer 
Gerichtsakten,  Handfesten  und  Dorfschöffenbücher  dem  Untergange  aus- 
gesetzt. Eine  einheitliche  Anregung  seitens  des  Staatsarchives  zur  Depo- 
nierung konnte  vorerst  nicht  gegeben  werden,  weil  der  Umfang  der  da- 
durch erwachsenden,  die  bisherigen  Archivaufgaben  störenden  und  unter- 
brechenden Arbeiten  nicht  wohl  zu  übersehen  war.  Dazu  kam,  daß  die 
Sammlung  dieses  über  die  ganze  Provinz  zerstreuten  Materials  und  eine 
erfolgreiche  Einwirkung  auf  seine  Besitzer  ungleich  größeren  Schwierig- 
keiten begegnen  mußte  als  bei  den  kleinen  Städten.  Immerhin  soll  auch 
für  diese  zerstreuten  Archivalien  unabhängig  von  dem  mutmaßlichen  Er- 
folge der  Versuch  ihrer  Sammlung  gemacht  werden. 

Bisher  ist  die  Hinterlegung  von  Dorfakten  und  von  Besitzurkunden 
einzelner  Güter  nur  gelegentlich  im  Anschlüsse  an  Benutzungen  und  in- 
folge persönlicher  Beziehungen  erfolgt.  Auch  hat  die  Königliche  An- 
siedelungskommission die  Archivalien,  die  sich  auf  den  von  ihr  angekauften 
Gütern  vorgefunden  haben,  an  das  Staatsarchiv  abgegeben.  Und  wie  groß 
in  einigen  wenigen  Fällen  das  Ergebnis  solcher  Sammlung  sein  mag,  lehrte 
neuerdings  ein  Antrag  des  Herrn  Grafen  von  Finckenstein  auf  Schönberg, 
die  dort  befindlichen  Akten  im  Staatsarchive  zu  ordnen  und  nach  ihrer  Her- 
kunft in  ein  Finckensteinsches  Familien-  und  Gutsarchiv  und  in  die 
Archive  der  Erbämter  Schönberg  und  Deutsch-Eylau  zu  dem  Zwecke  zu 
scheiden,  die  letzteren  als  durch  die  staatlichen  Aufgaben  der  Erbhaupt- 
mannschaft erwachsene  Amtsakten  als  Depositum  aufzunehmen. 

Der  weiteren  Aktenhinterlegungen  im  einzelnen  kann  hier  nicht  wohl 
Erwähnung  geschehen.  Im  allgemeinen  aber  mag  hervorgehoben  werden, 
daß  eine  Anzahl  von  Danziger  Hospitälern,  die  Danziger  Bartholomaei- 
kirche  und  das  Seniorenkollegium  der  Reformierten  Gemeinde  zu  Danzig 
ihre  zum  Teil  überaus  wertvollen  und  sehr  alten  Archive  und  einige  Dan- 
ziger weltliche  Genossenschaften,  so  die  Banken  des  Danziger  Artushofes, 
ihre  Bücher  deponiert  haben.  Auch  die  für  die  Geschichte  der  Weichsel- 
niederung  wichtigen  Archive  des  Danziger  Deichverbandes  und  der  Groß- 
Werder-Kommune  sind  als  Deposita  in  das  Staatsarchiv  gelangt. 

Nachdem  im  Winter  1902/3  das  Danziger  Stadtarchiv  und  ein  Teil  der 
staatlichen  Akten  in  den  neuen  Archivgebäuden  Aufnahme  gefunden 
hatten,  erschien  es  erwünscht,  die  Räume,  die  Art  der  Aktenaufstellung 
und  gewisse  hervorragend  wichtige  oder  durch  Alter  und  Eigenart  bedeut- 
same Urkunden  und  Schriftstücke,  letztere  durch  eine  Ausstellung  in  Schau- 
kästen, den  Spitzen  der  hiesigen  Behörden  und  anderen  dafür  interessierten 
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Kreisen  der  Stadt  vorzuführen.  Solche  Besichtigungen  des  Staatsarchives 
haben  dann  seitens  der  hiesigen  Generalität,  der  evangelischen  und  katho- 
lischen Geistlichkeit,  der  Oberlehrer  der  höheren  Lehranstalten,  der  Rek- 
toren der  Mittelschulen  und  sonstiger  Kreise  nach  und  nach  stattgefunden, 
nachdem  der  Herr  Oberpräsident,  die  Vertreter  des  Danziger  Magistrats  und 
die  Spitzen  der  Zivilbehörden,  einer  Einladung  des  Staatsarchivs  folgend, 
am  14.  Februar  1903  die  neue  Einrichtung  in  Augenschein  genommen 
hatten.  Nachdem  bei  dieser  Gelegenheit  der  Vorsteher  des  Staatsarchives 
in  einem  Vortrage  auf  Zweck  und  Aufgabe  der  Staatsarchive  im  all- 
gemeinen und  auf  die  Gründung  und  Bedeutung  der  neu  eröffneten  Anstalt 
im  besonderen  hingewiesen  hatte,  ergriff  der  Herr  Oberpräsident  Delbrück 
das  Wort  und  führte  etwa  folgendes  aus:  Er  danke  im  Namen  der  An- 
wesenden für  die  Einladung  zu  der  heutigen  Feier  und  für  den  einleitenden 
Vortrag.  Er  wolle  aber  auch  die  Gelegenheit  nicht  vorübergehen  lassen, 
ohne  den  Behörden,  Kommunen  und  Beamten  zu  danken,  welche  die  Ein- 
richtung des  Staatsarchives  gefördert  und  unterstützt  hätten.  Der  Tag,  den 
man  heute  in  kleinem  Kreise  ohne  äußeres  Gepränge  begehe,  sei  von  histo- 
rischer Bedeutung  für  die  Provinz  Westpreußen  und  wichtiger  als  manches 
mit  äußerem  Aufwand  gefeierte  Ereignis.  Das  Archiv  sei  bestimmt  und 
hervorragend  geeignet,  die  Entwicklung  Westpreußens  zu  einer  provin- 
ziellen Individualität  zu  fördern,  es  solle  den  Mittelpunkt  für  eine  besondere 
provinzielle  Geschichtsforschung  bilden  und  dem  jetzt  lebenden  Geschlecht 
aus  der  Vergangenheit  der  Provinz  das  Bewußtsein  immer  von  neuem  ver- 
mitteln, daß  Westpreußen  deutsches  Land  sei,  das  deutsch  zu  erhalten 
unsere  vornehmste  Pflicht  sei.  Daß  das  Archiv  diesen  Erwartungen  ge- 
recht werde,  sei  der  Wunsch,  mit  dem  er  schließe  1). 


5. 

Die  Ordnungsarbeiten. 

Nachdem  die  vom  Staatsarchive  zu  Königsberg,  von  den  Behörden 
und  Städten  der  Provinz  abgegebenen  Akten  eine  vorläufige  Aufstellung  ge- 
funden hatten,  erwuchs  den  Beamten  des  Danziger  Staatsarchives  die  Auf 
gäbe,  diese  teils  ganz  ungeordneten,  teils  nach  flüchtig  aufgestellten  Ver- 
zeichnissen abgegebenen,  in  jedem  Falle  aber  mangelhaft  geordneten  und 
ihrer  Herkunft  nach  aus  den  verschiedensten  Registraturen  verschiedener 


1)  Nach  dem  Bericht  der  Danziger  Zeitung  1903,  Nr.  78. 
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Zeiten  zusammengesetzten  Aktengruppen  zu  ordnen,  und  zwar  nach  dem 
bereits  erörterten  sogenannten  Provenienz-  oder  Registraturprinzip1). 

Die  Bedeutung  dieses  historisch  gegebenen  und  daher  einfachsten 
Ordnungsgrundsatzes  wird  erst  klar,  wenn  man  sich  der  früher  meist 
üblichen  Art  der  Aktenordnung  erinnert,  der  Ein-  und  Verschmelzung  der 
historisch  erwachsenen  Gruppen  eines  Archives  und  Einordnung  der 
einzelnen  Stücke  dieser  Gesamtmasse  nach  natürlichen  oder  künstlichen 
Stichworten.  Es  war  die  Ordnung  nach  dem  sogenannten  „Sachprinzip", 
dessen  Anwendung  sich  zur  Unübersichtlichkeit,  Verwirrung  und  Unsicher- 
heit in  jedem  größeren  Archive  um  so  mehr  steigern  mußte,  je  mehr  die 
zu  findenden  Stichworte  der  sachlichen  Einteilung  nicht  so  sehr  von  dem 
Akteninhalte,  als  von  dem  Verständnis  und  der  Willkür  abhingen,  mit 
denen  der  Archivar  dem  Akteninhalt  gegenübertrat2). 

Die  Ordnung  der  Akten  unter  Wiederherstellung  der  Registraturen,  die 
überdies  jeden  Zweifel  über  die  einem  Aktenstücke  anzuweisende  Stelle 
ausschließt,  erfüllt  nun  in  vollkommenster  Weise  den  mit  der  archiva- 
lischen  Ordnung  beabsichtigten  Zweck,  daß  die  über  eine  Frage  vor- 
handenen Akten  jederzeit  leicht  auffindbar  sind.  Denn  der  Archivar  muß 
die  Verfassung  und  die  Behördenorganisation  seines  Sprengeis  genau 
kennen,  er  muß  genau  wissen,  welche  Behörden  für  einen  bestimmten 
Verwaltungsgegenstand  in  einer  bestimmten  Zeit  zuständig  gewesen  sind, 
und  in  welchen  Registraturen  er  auf  Grund  dieser  Kenntnis  die  den  Gegen- 
stand behandelnden  Akten  zu  suchen  hat. 

Um  nun  die  in  das  Staatsarchiv  gelangenden  Akten  bei  der  Ordnung 
ohne  Umstände  für  die  Registratur,  der  sie  entstammen,  in  Anspruch 
nehmen  und  mit  der  dieser  Registratur  entsprechenden  Abteilungs- 
nummer bezeichnen  zu  können,  war  bereits  vor  Eingang  der  Akten  eine 
wichtige  Vorarbeit  durchzuführen.  Diese  Vorarbeit  bezweckte  ein  voll- 
kommenes Erfassen  der  Verwaltungsgeschichte  des  Archivbezirkes,  um 
alle  Verwaltungsstellen  und  Behörden  zu  ermitteln,  die  jemals  innerhalb 
oder  außerhalb  Westpreußens  für  die  Provinz  oder  einzelne  Teile  der 
Provinz  zuständig  gewesen  sind3).  Dadurch  wurde  eine  Übersicht  über 
die  Behördenorganisation  gewonnen,  und  die  in  der  Zeitfolge  und  nach 
Gruppen  gegliederte  Aufstellung  aller  früheren  und  gegenwärtigen  Be- 
hörden ergab  den  Plan  der  Aufstellung  der  Bestände  des  künftigen 
Staatsarchives.    Nach  Abschluß  dieses  Aufstellungsplans  wurde  jeder  Ver- 


1)  Vgl.  oben  S.  201. 

2)  Vgl.  Koser  in  der  Einleitung  zu  Heft  3  der  Mitteilungen  der  K.  Preuß. 
Archivverwaltung  S.  VI. 

3)  Als  eine  Erweiterung  dieser  Arbeit  liegt  jetzt  vor:  Bär,  Die  Behörden- 
verfassung in  Westpreußen  seit  der  Ordenszeit.    Danzig  1912. 

3* 
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waltungsstelle  und  jeder  Behörde  eine  Nummer  gegeben  als  für  immer 
feststehende  Nummer  der  Abteilung,  unter  der  alle  von  der  betreffenden 
Behörde  eingegangenen  oder  in  Zukunft  eingehenden  Akten  aufgestellt 
werden  sollten.  Da  diese  Vorarbeit  des  Aufstellungsplanes  vor  der  Er- 
öffnung des  Staatsarchives  im  Laufe  des  Jahres  1902  fertiggestellt  war, 
konnte  bei  Beginn  der  Ordnungsarbeiten  und  der  Aktenverzeichnung  jedes 
Aktenstück  sofort  mit  der  Abteilungsnummer  und  mit  der  laufenden 
Nummer  innerhalb  der  Abteilung  versehen  werden. 

Für  die  Reihenfolge,  in  welcher  die  in  das  Staatsarchiv  gelangten 
Archivalien  geordnet  worden  sind,  wurde  als  allein  maßgebend  angesehen 
die  voraussichtliche  Wichtigkeit  der  Akten  für  den  Gebrauch  der  Behörden. 
Man  pflegte  früher  in  den  Archiven  vielfach  zuerst  die  ältesten  Bestände, 
die  Urkunden  und  Briefe  früherer  Jahrhunderte,  zu  verzeichnen,  die 
neueren  Akten  blieben  mehr  oder  weniger  schlecht  geordnet  liegen.  Ja 
man  reihte  wohl  Zugang  auf  Zugang  aneinander  und  war  dann  genötigt, 
aus  den  zeitlich  verschiedenen  Abgaben  einer  Behörde  das  zu  einer  Be- 
nutzung dienliche  Aktenstück  mit  Zeitaufwand  zu  suchen.  Allerdings 
kamen  die  Benutzungen  durch  die  Behörden  früher  seltener  vor  als  heute, 
und  die  Mehrzahl  der  Verwaltungsbeamten  hatte  überhaupt  nur  un- 
bestimmte Vorstellungen  von  der  Bedeutung  oder  gar  der  Organisation  der 
Staatsarchive.  Überdies  empfanden  die  früheren  Archivare  die  Befassung 
mit  den  neueren  Akten  fast  als  eine  Störung  ihrer  mehr  wissenschaftlich 
gerichteten,  beharrlich  auf  Ordnung  und  Bearbeitung  der  ältesten  Bestände 
bedachten  Tätigkeit.  In  dem  neu  begründeten  Staatsarchive,  das  bewußt 
darauf  ausging,  mit  seinen  Schriftstücken  der  Vergangenheit  der  Ver- 
waltung der  Gegenwart  zu  dienen,  kam  es  darauf  an,  sofort  den  Behörden 
die  Förderung,  die  das  Archiv  ihren  Aufgaben  zu  gewähren  berufen  und 
bereit  ist,  ersichtlich  werden  zu  lassen  und  sich  selbst  in  den  Stand  zu 
setzen,  allen  Anfragen  aus  dem  Bereiche  der  Verwaltung  schnell  und  er- 
schöpfend gerecht  zu  werden.  Demnach  erschien  es  geboten,  die  neuesten 
Akten  zuerst  zu  ordnen  und  zu  allererst  die,  welche  ohne  Abgabe- 
verzeichnisse abgegeben  waren,  dann  von  den  neuesten  zeitlich  rückwärts 
gehend  die  Akten,  welche  zwar  nach  Aufstellung  von  Abgabeverzeich- 
nissen hierher  gelangt  waren,  deren  Verzeichnung  jedoch  als  flüchtig, 
ungenau,  lückenhaft  oder  irreführend  der  archivalischen  Praxis  von  vorn- 
herein nicht  genügen  konnte. 

In  einem  neuen  Staatsarchive,  das  seinen  Ruf  sich  erst  begründen 
und  sich  durch  seine  Arbeiten  selbst  vom  ersten  Anfang  an  empfehlen 
mußte,  kam  es  weiter  darauf  an,  zu  vermeiden,  daß  Behörden  an  der  Be- 
nutzung der  von  ihnen  selbst  oder  von  anderen  Behörden  abgegebenen 
Akten  auch  nur  vorübergehend  verhindert  waren.  Das  Staatsarchiv  mußte 
sofort  in  der  Lage  sein,  auf  Grund  der  bereits  in  seinen  Besitz  gelangten 
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Akten  Auskunft  zu  erteilen.  Es  durften  also  die  Ordnungsarbeiten  in 
keinem  Stadium  die  Benutzungsmöglichkeit  ausschließen.  Schon  aus 
diesem  Grunde  war  es  geboten,  die  Ordnungsarbeiten  dem  obigen  Be- 
dürfnis anzupassen  und  mit  der  größten  Schnelligkeit  zu  fördern.  Dazu 
genügte  nicht  der  gleichmäßige  Fleiß  aller  Beamten  und  eine  in  jeder 
Dienststunde  nur  auf  die  Obliegenheiten  des  Dienstes  gerichtete  Arbeitsam- 
keit. Es  galt,  auch  durch  gewisse  Maßnahmen  das  Ordnungsverfahren  so 
einzurichten,  daß  die  gebotene  und  erstrebte  Beschleunigung  wirklich  er- 
reicht wurde. 

Man  pflegt  herkömmlicherweise  eine  ungeordnete  Aktenmenge  auf 
dreierlei  Weise  zu  ordnen.  1.  Man  scheidet  die  Akten  nach  Registraturen 
voneinander,  legt  dann  die  Akten  der  einzelnen  Registraturen  nach  der  aus 
dem  Geschäftskreise  der  Behörde  sich  ergebenden  Einteilung  und  den  aus 
dem  Akteninhalt  sich  ergebenden  Unterabteilungen  nach  der  Zeitfolge  zu- 
sammen und  verzeichnet  sie.  2.  Man  verzeichnet  die  Akten  sofort,  legt 
dann  die  Zettel  und  die  Akten  nach  Registraturen  auseinander  und  ändert 
die  den  Aktenstücken  gegebenen  vorläufigen  Nummern  in  der  Reihenfolge 
der  ermittelten  Unterabteilungen  und  nach  der  Zeitfolge  in  die  endgültigen 
Bezeichnungen.  3.  Man  schlägt  ein  gemischtes  Verfahren  ein,  indem  man 
zunächst  die  Akten  selbst  nach  Registraturen  scheidet  und  dann  die  Akten 
jeder  einzelnen  Registratur  verzeichnet,  die  Zettel  ordnet  und  die  mit  vor- 
läufigen Nummern  versehenen  Akten  mit  den  neuen  Bezeichnungen,  die 
sich  aus  der  Folge  der  Unterabteilungen  und  aus  der  Zeitfolge  ergeben, 
versieht. 

Diese  Verfahrungsarten  waren  für  unsere  Zwecke  zu  umständlich. 
Sie  erfordern  mindestens  ein  zweimaliges  Anfassen  der  Akten,  vielfach  ein 
mehrmaliges,  sie  erfordern  aber  auch  eine  Ausdehnung  auf  einen  großen 
Raum,  ein  Hin-  und  Hergehen.  Beides  ist  mit  Zeitverlust  verbunden,  beides 
ermüdet  den  Ordner.  Es  ist  daher  hier  keine  dieser  Verfahrungsarten  zur 
Anwendung  gebracht.  Es  wurden  vielmehr  die  zu  ordnenden  Akten  sofort 
gezettelt  und  die  Aktenstücke  selbst  mit  der  Nummer  der  Registratur,  hier 
Abteilungsnummer  genannt,  und  gleichzeitig  und  endgültig  mit  der  von 
1  bis  1000  oder  5000  oder  10  000  laufenden  Unternummer  versehen,  ohne 
Rücksicht  auf  die  später  repertorienmäßig  zu  bildenden  Unterabteilungen. 
Jedes  Aktenstück  war  damit  erledigt  und  erhielt  seinen  dauernden  Platz. 
Alsdann  wurden  aus  den  Zetteln  der  einzelnen  Registraturen  die  Unter- 
abteilungen gebildet  und  nach  ihnen  durch  die  Schreibmaschine  die  Akten- 
verzeichnisse hergestellt.  Die  Gliederung  der  Akten  nach  Unterabteilungen 
innerhalb  der  Registraturen  ist  also  nur  repertorienmäßig,  die  Lagerung 
der  Akten  innerhalb  der  Abteilung  ist  davon  unabhängig. 

Natürlich  lassen  sich  einige  Einwendungen  gegen  diese  Art  der 
Ordnung  und  Aufstellung  erheben.     Es  ist  richtig,  daß  innerhalb  einer 
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Registratur  die  Akten  einer  Unterabteilung  (eines  Titels  oder  einer  Sektion) 
räumlich  auseinander  liegen  oder  liegen  können,  weil  die  Nummern  der 
Unterabteilung  in  der  Regel  nicht  aufeinander  folgen,  diese  vielmehr  ver- 
schiedene Nummern  in  verschiedener  Reihenfolge  umfaßt.  In  der  Praxis 
aber  hat  dieser  Schönheitsfehler,  nur  ein  solcher  ist  es,  zu  gar  keinen 
Unzuträglichkeiten  geführt.  Denn  in  der  Regel  werden  nur  wenige  oder 
nur  ein  Aktenstück  benutzt,  Es  gilt  also  gleich,  ob  die  verlangte  Nummer 
räumlich  mit  den  übrigen  Akten  der  Unterabteilung  zusammenliegt.  Und 
wenn  eine  größere  Anzahl  Akten  derselben  Unterabteilung  benutzt  werden 
sollte,  erwächst  dem  Archivar  keine  Mehrarbeit.  Denn  das  Ausheben  der 
Akten  besorgt  der  Archivdiener.  Und  dem  Diener  wird  das  Auffinden 
verschiedener  Nummern  einer  gleichmäßig  fortlaufenden  Nummerreiho 
leichter,  als  wenn  er  sich  vor  den  Beständen  erst  durch  die  vielfach  noch 
üblichen  Titel-  und  Sektionsbezeichnungen  und  deren  oft  noch  mit  a  b  c 
zusammengesetzten  Nummern  hindurchlesen  muß. 

Einem  zweiten  Einwände,  daß  beim  Fehlen  einer  Nummer  in  den 
Beständen  nicht  festgestellt  werden  könne,  welchen  Titel  das  Aktenstück 
trage,  da  die  Nummer  im  Aktenverzeichnis  natürlich  nicht  ohne  weiteres 
auffindbar  sei,  wurde  durch  die  Anlage  der  Repertorien  von  vornherein 
begegnet.  Hinter  jedem  Repertorium  muß  die  Bedienung  der  Schreib- 
maschine eine  Nummernkonkordanz  aufstellen,  d.  h.  sie  muß  hinter  die 
auf  Bogen  hintereinander  vorgedruckten  Nummern  die  Zahl  der  Seite  ver- 
merken, auf  der  sich  jede  Nummer  mit  ihrem  Aktentitel  befindet.  Diese 
Einrichtung  hat  weiter  noch  den  erheblichen  Vorteil,  daß  Versehen,  die 
bei  der  Herstellung  der  Verzeichnisse  vorgekommen,  sofort  bemerkt  und 
berichtigt  werden  können.  Bleibt  eine  Nummer  ohne  Seitenzahlangabe, 
so  ist,  falls  nicht  die  Nummer  überhaupt  ausgefallen,  ein  Zettel  übersehen 
und  kann  nach  dem  Bestände  ergänzt  werden,  erhält  eine  Nummer  zwei 
Seitenzahlangaben,  so  liegt  ein  zu  berichtigender  Schreibfehler  vor. 

Ein  weiterer  Einwand  ist  in  der  Praxis  nicht  hervorgetreten.  Das 
Ordnungsverfahren  selbst  aber  hat  sich  bei  der  Ausführung  in  hohem  Maße 
bewährt,  weil  es  in  einem  Bruchteil  der  Zeit  der  sonst  üblichen  Ordnungs- 
weise durchgeführt  werden  konnte,  und  weil  es  den  ordnenden  Beamten 
nicht  ermüdete,  eben  weil  die  Arbeit  leicht  und  schnell  von  der  Hand  ging. 
Und  die  dauernde  Benutzbarkeit  der  Aktenbestände  auch  während  einer 
vielwöchigen  Arbeit  wurde  dadurch  ermöglicht,  daß  in  den  Abgabe- 
verzeichnissen neben  dem  Aktentitel  die  Nummer,  die  das  Aktenstück 
sofort,  und  zwar  endgültig  erhalten,  gleichzeitig  hinzugefügt  werden 
konnte. 

Eine  weitere  Maßnahme  zur  Beschleunigung  der  Ordnungsarbeiten 
war,  daß  der  einzelne  Beamte  nie  vor  eine  zu  ausgedehnte  Aufgabe  ge- 
stellt wurde.    Stand  er  vor  einer  solchen,  so  wurde  stets  ein  zweiter,  ein 
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dritter  Beamter  zu  derselben  Arbeit  herangezogen,  denn  es  war  ein  weiterer 
Vorteil  der  obigen  Arbeitsweise,  daß  gleichzeitig  mehrere  Beamte  an  der 
Ordnung  einer  und  derselben  Aktengruppc  beschäftigt  werden  konnten. 
Ja,  es  ist  bei  großen  Aufgaben  vorgekommen  und  namentlich  bei  allen 
Registerarbeiten  die  Regel  gewesen,  daß  4  oder  5  Beamte  an  derselben 
Arbeit  tätig  waren.  In  solchen  Fällen  der  Beteiligung  mehrerer  Beamten 
an  einer  Arbeit  hatte  dann  einer,  in  den  meisten  Fällen  der  Archivrat 
Kaufmann,  die  Oberleitung,  dem  sich  die  übrigen  Mitarbeiter,  gleichviel 
ob  älter  oder  jünger,  untergeordnet  wußten.  Jeder  sah  sich  in  solchem 
Falle  einer  kleinen  Teilaufgabe  gegenüber,  das  Ziel  nahe  vor  sich,  und 
mit  vereinten  Kräften  und  gewissermaßen  im  Wettbewerb  wurden  in  kurzer 
Zeit  umfangreiche  Aufgaben  gelöst. 

Eine  dritte  vielfach  angewandte  Maßnahme,  die  gleichfalls  den  Zweck 
hatte,  einer  Übermüdung  der  Beamten  bei  einer  einzelnen  Arbeit  vor- 
zubeugen, war  die  gleichzeitige  Zuweisung  einer  zweiten  Ordnungsarbeit, 
bei  der  tunlichst  die  Wahl  und  Neigung  des  Beamten  oder  sein  durch 
wissenschaftliche  Arbeit  bedingtes  Interesse  berücksichtigt  wurde.  Auch 
wurden  fast  immer  die  Vorschläge  berücksichtigt,  die  ein  Beamter  seiner- 
seits für  die  Vornahme  neuer  Ordnungsarbeiten  oder  für  die  Anfertigung 
von  Hilfsverzeichnissen  und  Registern  machte,  Vorschläge,  die  sich  in  der 
Regel  aus  den  Benutzungen  und  aus  den  Ordnungsarbeiten  selbst  ergaben. 
Auf  diese  Weise  wurde  den  älteren  Beamten  freie  Hand  und  Selbständig- 
keit zum  Nutzen  der  Förderung  der  Arbeit  als  einer  selbstgewählten  auch 
in  Fällen  gewährt,  in  denen  die  Arbeit  nicht  gerade  als  die  dringlichste 
und  als  die  notwendigste  erscheinen  mochte.  So  erwuchs  bei  der  Mehr- 
zahl der  Beamten  ein  Interesse  an  der  Arbeit  und  Freude  an  ihrer 
Förderung,  und  jede  Abirrung  auf  den  Nebenweg  einer  nicht  dem  Dienste 
dienenden  Privatstudie  blieb  ausgeschlossen. 

Eine  vierte  Maßnahme  zu  schneller  Förderung  der  Ordnungsarbeiten 
ergab  sich  aus  der  Einführung  und  nie  unterbrochenen  Befolgung  des 
Grundsatzes,  keine  Arbeit  einem  wissenschaftlich  vorgebildeten  Beamten 
zu  übertragen,  die  ebensogut  oder  gar  besser  und  gleichmäßiger  von  dem 
Bureaubeamten  oder  von  der  die  Schreibmaschine  bedienenden  Hilfs- 
schreiberin  oder  vom  Archivdiener  ausgeführt  werden  kann. 

Der  Bureaubeamte  hat  demnach  hier  alle  vorgeschriebenen  Listen 
und  Tagebücher  und  das  über  die  Benutzungen  in  ABC-Folge  angelegte 
Sachverzeichnis  zu  führen,  die  Registratur  und  die  Portokasse  zu  ver- 
walten. Er  hat  für  die  pünktliche  Reinschrift  der  Konzepte  zu  sorgen.  Er 
hat  alle  mit  der  Verwaltung  der  Handbücherei  verbundenen  Arbeiten  am 
Zugangsbuch  und  am  Buch-  und  Zettelkatalog  auszuführen,  nachdem  die 
Zugänge  von  dem  mit  der  Büchereiverwaltung  betrauten  Archivar  ledig- 
lich die  Bezeichnung  von  Abteilung  und  Nummer  erhalten  haben,  die  dann 
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ohne  weitere  Erläuterung  als  genügender  Hinweis  für  die  weitere  Behand- 
lung dient.  Der  Bureaubeamte  hat  ferner  alle  solche  Benutzungen,  die 
sich  auf  ein  dem  Titel  nach  bezeichnetes  oder  sachlich  bestimmtes  oder 
sonst  leicht  auffindbares  Aktenstück  beziehen,  selbst  zu  erledigen,  alle 
Aktenverschickungen  unter  Verwendung  von  Vordrucken  vorzubereiten 
und  nach  Ablauf  der  Fristen  die  Mahnungen  zur  Rückgabe  gleichfalls  auf 
Vordrucken  auszufüllen.  Er  hat  alle  Konzepte,  die  häufiger  wiederkehren, 
herzustellen,  also  die  Monats-  und  Jahresberichte  und  übrigens  auch  andere 
aus  seinem  Geschäftskreise  sich  ergebenden  Konzepte  selbständig  zu  ent- 
werfen, und  er  hat  endlich  für  die  Verwahrung  der  für  jede  größere  Archiv- 
abteilung zum  Zwecke  der  Aktenauszeichnung  beschafften  Stempel  und 
für  die  Verwaltung  des  gesamten  Schreibbedarfs  und  dessen  Ergänzung 
zu  sorgen. 

Von  eigentlichen  Kanzleigeschäften  wird  der  Bureaubeamte  dadurch 
entlastet,  da  dafür  eine  Schreibmaschine  eingestellt  ist,  deren  Be- 
dienung so  geschult  sein  muß,  daß  sie  imstande  ist,  lediglich  auf  Grund 
von  Nummernverweisen  Aktenverzeichnisse  zusammenzustellen.  Außer- 
dem aber  ist  die  Registratur  durch  tunlichste  Sonderung  im  einzelnen  so 
gegliedert,  daß  alle  Vorgänge  leicht  und  sofort  erreichbar  sind.  Es  sind, 
um  ein  Beispiel  anzuführen,  die  Akten  über  die  außeramtlichen  Benutzer 
nicht  nach  Buchstaben  oder  gar  Buchstabengruppen  zusammengelegt, 
sondern  für  jeden  Benutzer  werden  besondere  Akten  und  diese  in  ABC- 
Folge  geführt.  Der  Vorteil  springt  in  die  Augen.  Zu  den  nach  Buchstaben 
angelegten  Aktenstücken  müssen  Rotuli  angefertigt  und  die  Vorgänge  einer 
einzelnen,  sich  über  mehrere  oder  viele  Jahre  erstreckenden  Benutzung  in 
einem  oder  mehreren  oder  vielen  Bänden  und  auf  deren  einzelnen  Blättern 
mühsam  und  unverantwortlich  zeitraubend  zusammengesucht  werden.  Im 
hiesigen  Staatsarchive  sind  die  Akten  der  einzelnen  Benutzer,  so  umfang- 
reich sie  auch  sein  und  so  viele  Jahre  sie  auch  umfassen  mögen,  mit 
einem  Griffe  in  einem  kleinen  Bruchteil  einer  Minute  zu  ergreifen.  Es  ist 
ferner  über  alle  Benutzungen,  amtliche  und  außeramtliche,  ein  Sachregister 
angelegt,  das  gleichfalls  von  dem  Bureaubeamten  bearbeitet  und  fort- 
geführt wird  und  das  ebenfalls  den  Erfolg  jeder  Nachsuchung  in  der 
Registratur  ohne  Zeitverlust  sicherstellt.  Zu  demselben  Zwecke  größter 
Beschleunigung  bei  Nachsuchungen  ist  auch  zu  den  die  allgemeinen  Be- 
stimmungen für  die  Staatsarchive  enthaltenden  Akten  ein  Sachverzeichnis 
angelegt  worden. 

Die  obigen  Ausführungen  hatten  den  Zweck,  anzudeuten,  auf  welche 
Weise  und  durch  welche  Maßnahmen  die  nötige  Beschleunigung  der 
hiesigen  Ordnungsarbeiten  herbeizuführen  versucht  wurde.  Diese  Maß- 
nahmen haben  sich  in  vollem  Umfange  bewährt.     Das  Ziel  der  Akten- 
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Ordnung  wurde  sehr  schnell  erreicht.  Im  Frühjahr  1903  war  mit  ihr  be- 
gonnen worden;  schon  Ende  1907  waren  alle  dem  Staatsarchive  eigen- 
tümlich gehörenden  Akten  und  eine  große  Anzahl  Deposita  geordnet,  d.  h. 
die  gesamten  Aktenbestände  der  jetzigen  und  vormaligen  Behörden, 
nämlich  die  Akten  der  Ordenskomtureien,  der  polnischen  Starosteien, 
Ökonomien  und  Gerichte,  die  Akten  der  ostpreußischen  und  die  der  west- 
preußischen oder  für  Westpreußen  zuständigen  Verwaltungs-  und  Gerichts- 
behörden, die  Akten  der  Behörden  des  Herzogtums  Warschau,  die  Ab- 
teilungen der  Handschriften,  der  archivalischen  Karten  und  Pläne,  die  dem 
Staatsarchiv  eigentümlich  gehörigen  städtischen  Akten,  die  sämtlichen, 
zum  Teil  umfangreichen  und  sehr  wertvollen  Deposita  der  mittleren  und 
kleinen  Städte  und  die  sämtlichen  Deposita  von  Privaten  und  von  welt- 
lichen und  geistlichen  Genossenschaften.  Es  folgte  darauf  die  Ordnung 
des  nicht  sehr  großen  Urkundenbestandes  des  Staatsarchives  —  mit  Aus- 
nahme zweier  größerer  Klöster  —  und  die  Regestierung  der  Kopialbücher 
unter  Anlegung  von  Zettelregesten  als  Grundlage  eines  Gesamtnamen- 
verzeichnisses. 

Neben  diesen  Arbeiten  wurden  aber  von  Anfang  an  sogenannte  Hilfs- 
verzeichnisse (Namen-  und  Sachregister)  hergestellt  und  wenig  später 
auch  die  Ordnung  des  großen,  mit  1793  beginnenden  Verwaltungsarchives 
der  Stadt  Danzig  beendet.  Von  den  Hilfsverzeichnissen  waren  damals  schon 
zu  den  Vasailenlisten,  zu  den  Registraturen  der  Herzoglich  Warschauischen 
Behörden,  zu  den  Bürgerbüchern  und  Bürgerrollen  der  Stadt  Danzig,  zu 
allen  Akten  der  Friderizianischen  Landesaufnahme,  zu  den  Domänen- 
grundbüchern, zu  den  Konitzer  Ingrossationsbüchern  und  zu  den  Berenter 
und  Konitzer  Schöffenbüchern  ausführliche  Namen-  und  Sachregister  in 
29  Bänden  hergestellt  worden,  eine  Zahl,  die  durch  die  weitere  Förderung 
der  Hilfsverzeichnisse  jetzt  auf  bereits  über  70  Bände  erweitert  worden  ist. 
Gleichzeitig  mit  den  oben  aufgeführten  Ordnungsarbeiten  mußten  die 
immer  erneut  einlangenden  Aktenzugänge  der  staatlichen  Behörden  ver- 
zeichnet und  geordnet  und  seit  Jahren  konnten  auch  schon  einzelne  be- 
sonders viel  benutzte  Abteilungen  des  Historischen  Archivs  der  Stadt 
Danzig  in  Angriff  genommen  werden. 

Einige  dieser  Aktengruppen  und  Weg  und  Art  ihrer  Ordnung  möge 
hier  noch  im  einzelnen  berührt  werden. 

Die  vom  Staatsarchive  in  Königsberg  abgegebenen 
Akten  wurden  unmittelbar  nach  ihrer  Überführung  gesichtet  und  ge- 
ordnet. Es  waren  namentlich  Abgaben  der  Regierung  zu  Marienwerder 
und  des  Oberlandesgerichts  in  Marienwerder  als  des  Nachfolgers  der  vor- 
maligen Westpreußischen  (Justiz-)  Regierung.    In  diesen  Abgaben  waren 
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nun  die  Akten  verschiedener  Herkunft  vereinigt:  Akten  polnischer  Gerichts- 
behörden und  Starosteien,  Akten  der  Marienwerderschen  Kriegs-  und 
Domänenkammer,  des  Obersten  Landesjustizkollegs  (Regierung),  der 
heutigen  Regierung  und  des  Obcrlandesgerichts  zu  Marienwerder.  Diese 
Akten  mußten  voneinander  geschieden,  nach  der  Entstehung  gesondert 
und  unter  Heranziehung  der  von  den  jetzigen  Westpreußischen  Behörden 
inzwischen  unmittelbar  abgegebenen  Akten  derselben  Herkunft  so  ver- 
einigt werden,  daß  die  alten  Registraturen  der  vormaligen  Behörden 
wiederhergestellt  wurden. 

Eine  vom  Staatsarchive  in  Königsberg  hierher  abgegebene  umfang- 
reiche und  sehr  wertvolle  Gruppe  waren  die  sogenannten  Westpreußi- 
schen Folianten,  entsprechend  der  noch  heute  in  Königsberg  be- 
stehenden Gruppe  der  Ostpreußischen  Folianten.  Sie  erfordern  hier  eine 
besondere  Erwähnung,  weil  sie  in  der  Literatur  viel  zitiert  sind.  Diese 
Westpreußischen  Folianten  sind  eine  schon  vor  Jahrzehnten  begonnene 
und  dann  fortgeführte,  rein  künstlich  zusammengebrachte  Abteilung,  für 
deren  Zusammenstellung  und  Bezeichnung  nur  der  eine  rein  äußerliche 
Grund  maßgebend  gewesen  ist,  daß  es  gebundene  oder  in  Pappe  geheftete 
Akten  in  Foliogröße  waren.  Jeder  inneren  sachlichen  Ordnung  oder  pro- 
venienzmäßigen Gliederung  entbehrten  sie,  und  auch  ein  Sachverzeichnis 
fehlte.  Die  Westpreußischen  Folianten  waren  Akten,  die  bei  den  verschie- 
densten Verwaltungsstellen  der  verschiedensten  Zeiten  entstanden  waren. 
Es  waren  Akten  staatlicher,  ständischer,  städtischer,  patrimonialer  und 
klösterlicher  Herkunft,  Akten  staatlichen  und  städtischen  Eigentums, 
Akten,  die  in  Westpreußen  und  in  Ostpreußen  und  in  Polen  entstanden 
waren.  Hier  fanden  sich,  um  nur  einige  wichtigere  Gruppen  zu  nennen,  in 
fortlaufender  Nummernfolge  durcheinander  verzeichnet  und  aneinander- 
gereiht Grod-  und  Landgerichtsakten  polnischer  Zeit,  Starostei-,  ökonomie- 
und  Vogteigerichtsakten,  Akten  der  Palatinat-,  Starostei-  und  Ökonomie- 
verwaltung, Akten  der  Behörden  des  Herzogtums  Warschau,  Akten  und 
Rechnungsbücher  der  Kriegs-  und  Domänenkammer  und  ihrer  Domänen- 
ämter, Akten  der  vormaligen  Westpreußischen  Regierung  und  der  heutigen 
Bezirksregierungen,  Deposita  der  Städte  Konitz  und  Christburg,  Akten  der 
Städte  Danzig,  Marienburg  und  Neuenburg,  Akten  der  Klöster  Karthaus 
und  Oliva. 

Bei  dieser  Zusammensetzung  wäre  es  nötig  gewesen,  bei  jeder  Be- 
nutzung von  Stücken  aus  älterer  Zeit  das  gesamte  Verzeichnis  der  West- 
preußischen Folianten  durchzusehen.  So  war,  um  diese  Gruppe  benutzbar 
zu  machen,  ihre  sofortige  Auflösung  geboten.  Demnach  wurde  die  Her- 
kunft der  einzelnen  Akten  ermittelt,  um  sie  in  die  verschiedenen  Registra- 
turen (Abteilungen)  des  Staatsarchives  einzureihen.  Aus  wie  verschieden- 
artigen Bestandteilen  die  Gruppe  der  Westpreußischen  Folianten  bestanden 
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hat,  ergibt  die  Tatsache,  daß  die  Akten  auf  58  Abteilungen  des  Staats- 
archives  verteilt  worden  sind1). 

Eine  nach  der  Art  ihrer  Zusammenlegung  den  Westpreußischen 
Folianten  ähnliche  Gruppe  waren  die  gleichfalls  von  Königsberg  hierher 
abgegebenen  Folianten  und  Quarta nten  der  Ordenszeit  und 
die  nach  den  Sammlern  als  Bolzsche  und  Rhesasche  Manuskripte  be- 
zeichneten Handschriften.  Nur  ein  Teil  von  diesen  beiden  Gruppen  konnte 
der  hiesigen  Handschriftenabteilung  zugeführt  werden,  der  andere  Teil 
wurde  als  in  alten  Verwaltungsstellen  erwachsen  auf  etwa  30  Registra- 
turen verteilt. 

Die  Originalurkunden,  welche  von  Königsberg  hierher  ab- 
gegeben wurden,  beiiefen  sich  nur  auf  etwa  1400  Stück.  Sie  waren  von 
verschiedenster  Herkunft  und  in  Königsberg  ohne  jede  Rücksicht  darauf 
zu  Johannes  Voigts  Zeit  sachlich  in  Gruppen  zusammengelegt  worden. 
Aufbewahrt  waren  sie  dort,  wie  im  Osten  üblich  und  wie  auch  die  etwa 
50  000  Urkunden  und  Briefe  des  Danziger  Stadtarchives  aufgestellt  waren, 
in  Schiebladen  aus  dem  16.  und  17.  Jahrhundert.  Nach  den  Nummern  der 
Schiebladen  und  den  Unternummern  der  einzelnen  Stücke  sind  diese  Ur- 
kunden in  der  Literatur  zur  älteren  preußischen  Geschichte  viel  zitiert. 
Hier  mußten  sie  nun  aus  ihrer  zwecklosen  Sacheinteilung  gelöst  und  nach 
der  Herkunft  geordnet  werden,  wodurch  dann  die  alten  Archive,  nament- 
lich die  der  Klöster,  wiedererstanden.  So  wurden  z.  B.  die  38  Urkunden 
der  Schieblade  XIX  auf  16,  die  120  Urkunden  der  Schieblade  XL  auf  einige 
40  hiesige  Abteilungen  verteilt.  Da  die  sachliche  Einteilung  für  die  hiesige 
Aufstellung  ohne  Belang  war,  konnten  die  Urkunden  ohne  jede  Verzeich- 
nung hierher  abgegeben  werden.  Aber  die  hiesige  erste  Aufstellung  wurde 
dadurch  erleichtert,  daß  sich  auf  den  Papierumschlägen  der  einzelnen  Ur- 
kunden die  Inhaltsangaben  befanden,  die  von  Johannes  Voigt  oder  von 
dessen  Schülern  angefertigt  waren. 

Endlich  gelangte  von  Königsberg  eine  Sammlung  von  Karten, 
Rissen  und  Plänen  hierher.  Sie  wurden  hier  geschieden  nach  ge- 
druckten und  nach  handschriftlichen  Karten.  Jene  wurden  in  die  Karten- 
abteilung der  Handbücherei  eingeordnet,  diese  zu  den  archivalischen 
Karten  unbekannter  Herkunft  oder,  soweit  die  letztere  ermittelt  werden 
konnte,  zu  den  betreffenden  Registraturen  gelegt. 

Die  Ordnung  der  den  Königsberger  Zugang  in  ihrer  Gesamtheit  weit 
übertreffenden  Abgaben  der  verschiedenen  westpreußi- 
schen Behörden  erforderte  von  vornherein  gleichfalls  die  Scheidung 


1)  Selbstverständlich  sind  in  das  alte  Repertorium  der  Westpreußischen 
Folianten,  ebenso  wie  in  das  für  die  Folianten  und  Quartanten  der  Ordenszeit,  die 
nunmehrigen  Bezeichnungen  der  einzelnen  Stücke  genau  eingetragen  worden. 
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der  Akten  nach  ihrer  Herkunft.  Die  durch  die  gleichzeitige  Verzeichnung 
dieser  Akten  entstandenen  Zettel  ergaben  durch  ihre  Sichtung  und  Ordnung 
die  Aktenverzeichnisse.  Für  das  behufs  Einteilung  eines  solchen  Verzeich- 
nisses erforderliche  Schema  wurde  im  allgemeinen  auf  den  der  be- 
treffenden Behörde  instruktionsmäßig  zugewiesenen  Geschäftskreis,  also 
auf  die  der  Behörde  nachweisbar  übertragenen  Verwaltungsgegenstände 
zurückgegriffen.  Alte  Repertorien  der  Behörden  standen  im  allgemeinen 
nicht  zur  Verfügung,  und  wo  sie  vorhanden  waren,  ist  von  ihnen  bewußter- 
weise kein  Gebrauch  gemacht  worden 

Man  beliebte  hier  vielfach  die  Einteilung  der  Akten  nach  dem  ABC 
der  Aktentitel  und  danach  die  Aktenzeichen  A  1  ff.,  B  1  ff.,  C  1  ff.  usw. 
An  sich  war  ja  nun  wohl  ein  dem  Titel  nach  bekanntes  Aktenstück,  dessen 
Titelstichwort  Aktenabgabe,  Abschätzung  oder  Adoption  ist,  unter  A  auf- 
findbar, aber  es  mußte  immerhin  erst  unter  200  oder  300  anderen  Nummern 
des  verschiedensten  Sachinhaltes  gesucht  werden,  deren  Stichworte  gleich- 
falls mit  A  beginnen.  Schwieriger  war  die  Auffindung,  wenn  das  Akten- 
stück dem  Titel  nach  nicht  bekannt  ist,  noch  schwieriger,  wenn  der  mut- 
maßliche Aktentitel  unter  verschiedenen  Buchstaben  des  Repertoriums 
gesucht  werden  kann.  Denn  es  ist  nicht  mit  Sicherheit  vorauszusehen, 
daß  die  Aktenstücke  über  die  Patrimunial  Jurisdiktion  zu  Jenkau  und  über 
die  Patrimonialjurisdiktion  zu  Tütz  im  alten  Repertorium  der  Westpreußi- 
schen Regierung  die  verschiedenen  Bezeichnungen  P39  und  T95  tragen, 
die  in  den  Unterabteilungen  unter  mehreren  hundert  Nummern  heraus- 
gesucht werden  müssen.  Aber  auch  wo  diese  Art  der  Aktenverzeichnung 
nicht  zur  Anwendung  gebracht  war,  sprachen  andere  Gründe,  namentlich 
die  unsystematische  und  unübersichtliche  Einteilung  der  alten  Verzeich- 
nisse, gegen  ihre  Anwendung.  So  ist  von  ihrer  Benutzung  hier  um  so  mehr 
abgesehen  worden,  als  es  erwünscht  erschien,  eine  volle  Gleichmäßigkeit 
aller  Aktenverzeichnisse  und  dadurch  eine  Erleichterung  ihrer  Benutzung 
herbeizuführen. 

Die  hiesigen  Aktenverzeichnisse  sind  übereinstimmend  in 
der  Weise  angelegt,  daß  die  vorangestellte  Übersicht  der  Einteilung  nach 
der  ABC-Folge  eingerichtet  und  von  jeder  gekünstelten  Titel-  und  Sek- 
tionsbildung abgesehen  ist.  Es  sind  eher  zuviel,  als  zuwenig  Unter- 
abteilungen geschaffen,  und  es  erschien  belanglos,  ob  eine  solche  dem  Ver- 
waltungsgegonstand  nach  berechtigte  Unterabteilung  20  Aktenstücke  oder 
nur  eines  erhielt.  Die  Bestände  der  gleichartigen  Behörden  haben  natür- 
lich die  gleicho  Einteilung,  um  den  benutzenden  Beamten  an  die  Wieder- 
kehr bestimmter  Stichworte  zu  gewöhnen.  Diese  Gleichartigkeit  ist  auch 
auf  die  zu  den  deponierten  Archiven  der  mittleren  und  kleinen  Städte  an- 
gefertigten Aktenverzeichnisse  durch  Aufstellung  eines  gemeinsamen 
Schemas  ausgedehnt  worden.    Und  der  inneren  Gleichartigkeit  entspricht 
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eine  äußere  durch  die  saubere  Herstellung  aller  Repertorien  mittels  der 
Schreibmaschine,  die  sich  gerade  bei  den  deponierten  Archivgruppen  durch 
die  gleichzeitige  Herstellung  zweier  Abschriften  bewährt  hat,  von  denen 
die  eine  dem  Archiveigentümer  unter  billiger  Berechnung  der  Schreib- 
gebühr übersandt  zu  werden  pflegt. 

Allen  wichtigen  Repertorien  haben  die  die  Abteilung  ordnenden 
Beamten  eine  Einleitung  vorausgeschickt,  in  der  das,  was  der  Beamte  bei 
der  Arbeit  selbst  über  die  Entstehung  und  Überlieferung  der  Registratur, 
über  die  Behörde  und  ihre  Zuständigkeit  ermittelt  hat,  zusammengestellt 
ist  und  die  für  die  Benutzung  etwa  nötigen  Anweisungen  gegeben  werden. 
So  ist  Paczkowskis  umfangreiche  Ausführung  über  die  Herzoglich  War- 
schauischen Behörden  in  der  Einleitung  zu  Abt.  23  entstanden,  Brenneckes 
Einleitung  zu  Abt.  29  über  die  Zuständigkeit  der  Herzoglichen  Regierung 
bezw.  des  Ostpreußischen  Etatsministeriums  für  Westpreußen,  Stephans 
Einleitung  über  die  Benutzung  der  Danziger  Erbbücher  zu  Abt.  300,  32  und 
von  den  Kaufmannschen  Arbeiten  die  Einleitung  zu  Abt.  300,  60  über  die 
Erwerbung  des  Danziger  Bürgerrechts  und  namentlich  seine  Anweisung 
für  die  Benutzung  des  großen  Repertoriums  über  das  Verwaltungsarchiv 
der  Stadt  Danzig  (300 RR),  eine  Anweisung,  die  zusammen  mit  der  überaus 
mühsam  von  ihm  hergestellten  Konkordanz  der  alten,  neueren  und  neuesten 
Aktenbezeichnungen  allein  den  einen  der  5  Bände  des  Repertoriums  füllt. 

Den  größten  Registraturbestand  des  Staatsarchives  bildet  das  Dan- 
ziger Stadtarchiv.  Seine  Bedeutung  ist  oben  bereits  gewürdigt 
worden.  Es  ist  auch  schon  erwähnt  worden,  daß  während  der  zwingenden 
Ordnung  der  neueren  Aktenbestände  doch  bereits  auch  die  Ordnung  wich- 
tiger Abteilungen  des  Danziger  Stadtarchives  in  Angriff  genommen  worden 
war.  Seither  konnte  die  Arbeit  an  diesem  historisch  hochwichtigen  Stoffe 
erweitert  und  vertieft  werden. 

Das  Danziger  Stadtarchiv,  welches  in  den  Beständen  des  Staats- 
archives die  Abteilungsnummer  300  führt,  besteht  aus  mehreren  Gruppen. 
Zeitlich  und  verfassungsrechtlich  geschieden  sind  zu  unterscheiden  ein 
Historisches  Archiv  und  ein  Verwaltungsarchiv.  Das  letztere  umfaßt  die 
Zeit  der  preußischen  Staatszugehörigkeit  der  Stadt  von  1793  bis  1807  und 
von  1814  an  und  wird  als  300 RR  (Reponierte  Registratur)  bezeichnet. 
Es  ist  trotz  seines  bedeutenden  Umfanges  (6000  Aktenstücke)  vollständig 
neu  geordnet  und  nach  einer  ins  einzelne  gehenden,  künftigen  Zugängen 
Raum  gewährenden  Einteilung  verzeichnet  worden.  Seine  Ordnung  war 
bereits  1908  abgeschlossen.  Das  ältere  Archiv  besteht  aus  der  weitaus 
umfangreichsten  Gruppe  der  Amtsbücher  und  Akten  aus  der  Zeit  bis  1793 
und  der  freistaatlichen  Zeit  von  1807  bis  1814  (mit  Abt.  300  schlechthin 
bezeichnet),  der  Abteilung  der  Urkunden  und  Briefe   (300  U),  der  Plan- 
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kammer  (300  PK),  der  großen  Handschriftensammlung  (300  H),  der  Siegel- 
sammlung (300  S),  den  Akten  des  Kirchen-  und  Schulkollegs  (300  K  S),  den 
Nachlässen  (300  N)  und  den  Archiven  der  Gewerke  (300  G).  Bis  auf  die 
Hauptabteilung  300  sind  alle  diese  übrigen  Archivteile  bereits  geordnet. 
Bei  den  Archivteilen  300  H,  300  P  K  und  300  K  S  konnte  die  alte  Ordnung 
zum  Teil  verwendet  werden.  Die  Abteilung  300  G,  die  von  den  Gewerken 
an  die  Stadt  abgelieferten  Archive  enthaltend,  mußte  aus  der  ent- 
sprechenden Unterabteilung  der  Gruppe  300,  die  die  Akten  des  Rates  über 
die  Gewerke  enthält,  und  mit  der  sie  von  früheren  Archivaren  vermischt 
worden  war,  unter  mühsamer  Feststellung  ihrer  Herkunft  im  einzelnen 
wieder  ausgeschieden  werden. 

Eine  sehr  bedeutende  und  langwierige  Arbeit  verursachte  die  Ab- 
teilung 300  U,  die  „Urkunden  und  Briefe".  Diese  Abteilung,  gegen 
50  000  Stück  umfassend,  hat  ursprünglich  wohl  nur  die  Originalurkunden 
und  Königlichen  Erlasse  enthalten.  Dazu  haben  dann  aber  die  alten  Archi- 
vare nach  und  nach  die  im  Archiv  vorhandenen,  an  den  Rat  der  Stadt  ein- 
gegangenen Einzelschreiben  des  verschiedensten,  die  auswärtigen  Be- 
ziehungen betreffenden  Inhalts  gelegt,  mit  kurzen  Regesten  verzeichnet 
und  auf  225  nach  den  Absendern  oder  nach  sachlichen  Gesichtspunkten 
bezeichneten  Schiebladen-Gruppen  verteilt.  Diese  an  sich  gut  geordnete 
Masse  war  durch  ihren  Umfang  unübersichtlich  geworden.  Und  da  von 
den  Briefen  überhaupt  erst  ein  Bruchteil  eingeordnet  war,  die  überwiegend 
größere  Menge  der  eingegangenen  Schreiben  aber  noch  in  der  Abteilung  300, 
aus  der  jene  nach  und  nach  entnommen  waren,  lagerte,  so  entstand  sofort 
die  Frage  nach  dem  weiter  einzuschlagenden  Verfahren. 

Die  Fortführung  der  bisherigen  Einordnung  war  nicht  ratsam,  wollte 
man  nicht  die  Zahl  der  Einzelstücke  auf  hunderttausend  anwachsen  lassen 
und  dadurch  die  Übersichtlichkeit  vollends  gefährden.  So  wurde  be- 
schlossen, aus  allen  an  den  Rat  seit  dem  Jahre  1525  eingegangenen 
Schreiben  Akten  zu  bilden  und  sie  aktenmäßig  zu  verzeichnen  und  zu  den 
zu  bildenden  Akten  der  Abt.  300  auch  die  Einzelstücke  aus  300  U  vom 
Jahre  1525  an  zurückzulegen,  und  zwar  namentlich  zu  der  Abteilung  300,  53, 
welche  die  auswärtigen  Beziehungen  der  Stadt  umfassen  soll.  Das  große 
Werk  einer  Zurückbearbeitung  der  Abt.  300  U,  das  mehrere  Jahre  hindurch 
mehrere  Beamte  unter  Leitung  Kaufmanns  in  Anspruch  genommen  hat,  ist 
inzwischen  beendet.  Die  Abt.  300  U,  deren  vielfache  Schiebladeneinteilung 
überdies  durch  Zusammenlegung  zusammengehöriger  Gruppen  verringert 
wurde,  umfaßt  jetzt  nur  die  Originalurkunden  und  bis  1525  auch  Einzel- 
schreiben. Vom  Jahre  1526  an  sind  alle  Einzelschreiben  und  auch  die 
Schreiben  in  Urkundenform  und  die  Urkunden  in  Briefform,  soweit  sie 
nach  ihrem  rein  äußeren  Umfange  eine  aktenmäßige  Behandlung  vertrugen, 
aus  der  Abt.  300  U  entfernt  und  zu  anderen  Unterabteilungen  der  Abt.  300 
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und  hier,  wie  erwähnt,  namentlich  zu  Abt.  300,  53  gelegt  worden.  Maß- 
gebend hierfür  war  der  Standpunkt,  daß  die  Urkunden  nur  ihrer  äußeren 
Form  wegen  eine  vom  Aktenarchiv  verschiedene  und  gesonderte  Auf- 
stellung beanspruchen  können,  im  übrigen  aber  nach  Möglichkeit  ihre  Ver- 
einigung mit  den  sachlich  geordneten  Akten  angestrebt  werden  muß  l). 

Die  große  Abteilung  300  des  Stadtarchives,   die  Amtsbücher   und 
Akten  vom  14.  Jahrhundert  bis  1793  und  von  1807  bis  1814,  war  bei  ihrer 
Übernahme  in  einige  fünfzig  Unterabteilungen  gegliedert.    Die  Gliederung 
war  nach  den  Ämtern  des  Rates,  den  Funktionen  der  Stadtverwaltung  und 
nach  einigen  sachlichen  Gesichtspunkten  erwachsen  und  teils  künstlich 
geschaffen.    Mit  dem  Archive  waren  aber  auch  bereits  fremde  Bestand- 
teile, die  nicht  hineingehörten,  von  den  Archivaren  des  19.  Jahrhunderts 
vermischt  worden.    Den  Stadtakten  über  die  Gewerke  waren  die  Akten 
der  Gewerke  selbst  beigeordnet,  mit  den  Akten  des  Rates  der  Rechtstadt 
über  seine  Beziehungen  zur  Altstadt  waren  die  beim  Altstädtischen  Rate 
erwachsenen  Akten  vereinigt,  und  dasselbe  war  mit  den  Akten  der  Klöster, 
der  Hospitäler  und  mit  anderen  Akten  geschehen.    Diese  fremden  Bestand- 
teile sind  nun  bereits  wieder  herausgelöst  worden,  zum  Teil,  wie  bei  den 
Altstädtischen  Akten,  unter  sehr  schwierigen  Einzelprüfungen.    Dann  aber 
ist  für  die  weiteren  Ordnungsarbeiten  ein  Plan  über  die  Aufstellung  der 
Bestände  der  Abteilung  300  ausgearbeitet  worden.    Die  bisherige  Einteilung 
erwies  sich  für  verschiedene  Unterabteilungen  zu  eng,  sie  drängte  nach 
Erweiterung.    Überdies  war  eine  mehr  systematische  Gliederung  unter  An- 
passung an  die  städtische  Verfassung  zur  leichteren   Gewinnung  einer 
Übersicht  erwünscht.    So  ist  der  Plan  einer  Aufstellung  der  Abteilung  300 
mit  einigen  80  Unterabteilungen  entstanden,  wie  er  unten  bei  der  Bestände- 
übersicht angedeutet  worden  ist.    Veränderungen  dieses  Planes  in  Einzel- 
heiten werden  die  Ordnungsarbeiten,  wie  zu  erwarten  ist,  im  Laufe  der 
Jahre  ergeben. 

Im  Rahmen  dieser  Neuaufstellung  sind  nun  bereits  einige  der  Ord- 
nung besonders  bedürftige  oder  für  die  tägliche  Benutzung  besonders  in 
Betracht  kommende  Unterabteilungen  neugeordnet  und  verzeichnet  worden. 
In  letzterer  Hinsicht  sind  zu  nennen  die  Unterabteilungen  „Erbbücher" 


1)  Zu  der  Abteilung  300  U  ist  übrigens  auch  eine  Konkordanz  hergestellt 
worden.  Es  werden  nämlich  in  vielen  älteren  Druckschriften  die  Urkunden  nicht 
nach  der  späteren  Numerierung,  sondern  nach  einer  älteren  angeführt.  Diese 
ältere  Numerierung  ist  nun  aber  nichts  weiter  als  eine  vollständige  Durchzählung 
aller  älteren  Urkunden  von  1  bis  etwa  30  000.  Bei  einer  späteren  Neuordnung  des 
Urkundenarchives  wurden  die  Schiebladen  vermehrt  und  geändert  und  dadurch  die 
alten  Zählungen  durcheinandergeworfen,  so  daß  es  jetzt  nicht  mehr  möglich  ist,  nach 
jenen  alten  Nummern  eine  Urkunde  zu  finden.  Diesem  Übelstande  soll  die  Konkor- 
danz abhelfen. 
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(300,  32)  und  noch  mehr  „Bürgerrecht,  Bürgerbücher  und  Geburtsbriefe" 
(300,  60).  Die  erhaltenen  etwa  8500  Geburtsbriefe,  die  bei  der  Erwerbung 
des  Bürgerrechts  einzureichen  waren,  sind  bei  dieser  Ordnung  in  ABC- 
Folge  der  Namen  verzeichnet  worden,  und  da  sich  gelegentlich  dieser 
Arbeit  die  bis  dahin  hier  nicht  bekannte  Tatsache  ergeben  hat,  daß  außer 
den  Originalgeburtsbriefen  sich  noch  etwa  40  000  Eintragungen  über  Ge- 
burtszeugnisse in  den  Schöffenbüchern  der  Rechtstadt  eingetragen  finden, 
ist  eine  Durcharbeitung  und  Zettelung  dieser  Zeugnisse  in  Angriff  ge- 
nommen und  gleichfalls  bereits  durchgeführt  worden.  Durch  den  Abschluß 
dieser  Arbeiten  werden  die  zahlreichen  Familien,  die  hier  jahraus  jahrein 
den  Spuren  ihrer  Vorfahren  nachforschen,  die  aus  dem  Westen  zum  Osten 
wandernd  in  Danzig  Bürger  geworden  sind,  schnell  und  unfehlbar  die  ge- 
suchte Herkunft  ermitteln  können.  Von  den  Unterabteilungen  sind  ferner 
bereits  geordnet  die  Akten  „Nehrung  und  Scharpan"  (300,  2),  „Kämmerei" 
(300,  12),  „Landessachen"  (300,  29),  „Adel"  (300,  52),  „Post"  (300,  26), 
„Hospitäler"  (300,  61)  und  die  Akten  der  Freistaatlichen  Zeit  (300,  35  A). 
Für  die  zahlreichen  und  wohl  100  000  Schreiben  umfassenden  „Suppli- 
kationen" (300,  34)  ist  ein  altes  Verzeichnis  wenigstens  für  die  Zeit  von 
1681  an  wieder  kurrent  gemacht  und  zu  den  Hilfsverzeichnissen  gestellt 
worden.  Und  die  weitaus  größte  der  Unterabteilungen,  die  „Auswärtigen 
Beziehungen"  (300,  53)  ist  noch  in  Arbeit.  Bei  dieser  von  Foltz  begonnenen 
und  von  Schottmüller  fortgeführten  Arbeit  handelt  es  sich,  wie  oben  er- 
wähnt, um  eine  Ordnung  durch  Bildung  von  Akten,  die  immer  nur  aus 
wenigen  Schreiben  bestehen  werden,  zu  deren  Bildung  aber  insgesamt 
eine  Menge  von  60  000  Briefen  und  50  Bänden  zu  erledigen  ist.  Es  gibt 
kein  Land,  kaum  eine  namhafte  Stadt  des  14.  bis  18.  Jahrhunderts,  zu 
denen  Danzig  nicht  Beziehungen  gepflogen  hätte.  Nach  Fertigstellung 
dieser  Arbeit  wird  daher  vermutlich  eine  reiche  Benutzung  einsetzen 
können,  deren  Vorbereitung  schon  seit  mehreren  Jahren  die  stille  Arbeit 
der  Danziger  Archivbeamten  bildet.  Im  übrigen  mögen  auch  die  gelegent- 
lich der  obigen  Angaben  mitgeteilten  Zahlen  eine  Andeutung  geben  von 
dem  Umfange  und  dem  Reichtume  des  Archives  der  Stadt  Danzig. 
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6. 

Die  Anfertigung  der  HilfsYerzeichnisse  und  anderer 
archivalischer  Hilfsmittel. 

Es  ist  oben *)  bereits  der  Anfertigung  der  sogenannten  H  i  1  f  s  - 
Verzeichnisse  gedacht  worden.  Unter  Hilfsverzeichnissen  werden 
hier  verstanden  alle  Namen-  und  Sachregister  zu  solchen  wichtigen 
und  viel  benutzten  Akten,  die  ohne  solche  Register  nur  unter  sehr  großem 
Zeitauf  wände  oder  gar  nicht  benutzbar  wären;  es  werden  ferner  darunter 
verstanden  Regestensammlungen,  Zettelregister  und  endlich  Verzeichnisse 
von  fremden  Registraturen  und  Archiven  als  ein  Nachweis  der  Möglich- 
keit, unvollkommene  Nachrichten  des  hiesigen  Staatsarchives  aus  anderen 
Archiven  zu  ergänzen.  Hilfsverzeichnisse  der  ersteren  Art,  Namen-  und 
Sachregister  sind  wohl  auch  in  den  älteren  preußischen  Archiven  an- 
gefertigt worden,  wenn  auch  noch  nicht  in  dem  hiesigen  Umfange;  solche 
der  letzteren  Art,  also  namentlich  die  unten  näher  zu  erläuternden  Ver- 
zeichnisse WPA  und  F A  sind  mir  anderswo  noch  nicht  begegnet. 

Die  Namen-  und  Sachregister  zu  einzelnen  Akten  sind  angelegt 
worden  nach  Maßgabe  des  Benutzungsbedürfnisses.  Vom  Staatsarchive 
in  Königsberg  waren  hierher  die  westpreußischen  Vasallenlisten 
abgegeben  worden.  Unmittelbar  darauf  setzte  eine  starke  Benutzung 
seitens  des  Königlichen  Heroldamtes  in  Berlin  ein,  zu  deren  Erledigung  in 
erster  Reihe  jene  Listen  herangezogen  werden  mußten.  Ein  Dutzend  An- 
fragen und  mehr  waren  oft  in  einem  Monat  zu  erledigen.  Die  Bearbeitung 
dieser  und  anderer  genealogischer  Anfragen  hätte  einen  Beamten  zeitweilig 
dauernd  an  die  Durchsicht  der  Vasallenlisten  fesseln  müssen.  Es  wurden 
daher  sofort  im  Frühsommer  1903  Register  dazu  angefertigt  und  durch  die 
gleichzeitige  Teilnahme  von  5  Beamten  an  dieser  Arbeit  mit  einem  kurzen 
Kraft-  und  Zeitaufwande  eine  dauernde  Zeitersparnis  erzielt.  Vereinigt 
wurde  mit  diesem  Hilfsverzeichnis  die  Aufnahme  eines  Nachweises  über 
Familiensiegel,  die  sich  in  einer  den  Vasallenlisten  verwandten  Gruppe 
vorfanden.  Und  um  den  Anfragen  des  Heroldamtes  schnell  und  voll- 
kommen gerecht  werden  zu  können,  wurden  die  hiesigen  Adelsakten  der 
vormaligen  Westpreußischen  Regierung,  die  in  starken  Bänden  zusammen- 
geheftet durcheinander  zerstreut  die  die  einzelnen  Familien  behandelnden 
Schriftstücke  enthielten,  auseinander  gelöst  und  über  500  Aktenstücke 
nach  den  Familiennamen  gebildet. 


1)  Vgl.  oben  S.  40. 
Mitteilungen.    21.  Heft. 
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Fast  ebenso  stark  wie  die  Nachfrage  nach  der  Genealogie  adliger 
Familien  sind  die  Anfragen  nach  Herkunft  und  Sippe  der  Danziger  Bürger. 
Man  kann  begreifen,  wie  stark  in  vergangenen  Jahrhunderten  der  Zug  des 
Westens  und  Südens  nach  dem  Osten  gewesen,  wenn  man  die  seit  dem 
14.  Jahrhundert  mit  einer  Lücke  von  1435  bis  1535  erhaltenen  Danziger 
Bürgerbücher  nach  der  Herkunft  der  eingewanderten  Neubürger  mustert. 
Nur  zum  Teil  sind  die  Bürgerbücher  so  angelegt,  daß  die  Namen 
unter  Sonderung  nach  den  Anfangsbuchstaben  der  Zunamen  und  nach  der 
Zeitfolge  eingetragen  sind.  Für  viele  Jahre  aber  ist  für  den  Anfangsbuch- 
staben nicht  der  Zuname,  sondern  der  Vorname  als  maßgebend  verwandt, 
und  für  wieder  viele  Jahre  ist  allein  die  Eintragung  nach  der  Zeitfolge 
beliebt  worden.  Auch  hier  war  also  die  Anlegung  eines  Hilfsverzeichnisses 
in  ABC-Folge  der  Namen  notwendig.  Auch  diese  große  Arbeit  wurde  unter 
Teilnahme  aller  Beamten  schnell  gefördert  und  dann  gleichfalls  unter  all- 
gemeiner Mitarbeit  auch  auf  die  neben  den  Bürgerbüchern  vorhandenen 
Akten  über  Bürgervereidigungen  und  Bürgermeldungen  und  auf  die 
Bürgerrollen  ausgedehnt.  Auch  das  Bürgerbuch  der  Jungstadt  Danzig  aus 
dem  15.  Jahrhundert  ist  hierbei  der  Benutzung  zugänglich  gemacht  worden. 
So  stehen  schon  jetzt  für  die  Ermittelung  der  Herkunft  und  der  Verhält- 
nisse der  Danziger  Bürger  18  Bände  Hilfsverzeichnisse  zur  Verfügung  und 
8500  in  ABC-Folge  verzeichnete  Original-Geburtsbriefe,  denen  sich,  wie 
oben  schon  erwähnt,  nunmehr  ein  Hilfsverzeichnis  über  weitere  40000  Echt- 
schaftszeugnisse anreihen  wird. 

Aus  einem  von  den  obigen  Rücksichten  etwas  abweichenden  Anlaß 
sind  die  Hilfsverzeichnisse  zu  den  Registraturen  und  Teilregistraturen  der 
Behörden  des  Herzogtums  Warschau  angefertigt  worden. 
Hier  kam  nicht  so  sehr  ihre  häufige  Benutzung  oder  ihre  unbedingte  Un- 
benutzbarkeit in  Frage,  als  vielmehr  die  Tatsache,  daß  diese  die  deutsche 
Aktenüberlieferung  für  wenige  Jahrre  durchbrechenden  polnischen  Akten 
den  in  der  Mehrzahl  des  Polnischen  nicht  vollkommen  kundigen  Beamten 
des  Staatsarchives  sprachliche  Schwierigkeiten  bei  der  Benutzung  bereiten. 
Es  sollte  vermieden  werden,  daß  für  jede  auf  den  in  Betracht  kommenden 
Landesteil  und  die  fragliche  Zeit  bezügliche  Benutzung  erst  der  der  pol- 
nischen Sprache  mächtige  Beamte  des  Staatsarchives  mit  herangezogen 
werden  muß.  Aus  diesem  Grunde  hat  Paczkowski  gleichzeitig  mit  der  Ord- 
nung und  Verzeichnung  jener  Registraturen  ein  sehr  genaues,  jeden  Namen, 
jeden  Sachgegenstand  berücksichtigendes  Register  angelegt.  Auf  diese 
Weise  können  nun  auch  die  des  Polnischen  nur  in  beschränktem  Maße 
mächtigen  und  selbst  die  dieser  Sprache  ganz  unkundigen  Beamten  schnell 
und  mit  Sicherheit  feststellen,  ob  über  den  Gegenstand  einer  Benutzung 
Nachrichten  in  den  Registraturen  Herzoglich  Warschauischer  Zeit  vor- 
handen sind. 
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Bei  einem  der  Hilfsverzeichnisse  konnte  die  Arbeit  eines  früheren 
Danziger  Archivars  benutzt  werden.  Die  Abteilung  300,  27  umfaßt  die  so- 
genannten Missivbücher,  Bücher,  welche  in  Abschrift  die  vom  Dan- 
ziger Rate  in  auswärtigen  Angelegenheiten  seit  dem  Jahre  1420  erlassenen 
Schreiben  in  146  Bänden  enthalten.  Die  Abteilung  umfaßt  ferner  370  Pakete 
sogenannte  Missivkonzepte,  welche  mehr  bieten  als  die  Abschriftenbände, 
also  diese  ergänzen.  Zu  den  ersten  die  Jahre  1420  bis  1516  enthaltenden 
8  Bänden  hat  ein  früherer  Danziger  Archivar,  der  Prof.  Dr.  Theodor  Hirsch, 
für  die  Zwecke  wissenschaftlicher  Benutzung  und  namentlich  hansischer 
Geschichtsforschung  Regesten  angefertigt.  Man  kann  die  Frage  offen 
lassen,  ob  es  nach  Jahren  einmal  angebracht  erscheinen  würde,  diese  gut 
gemeinte,  aber  unübersichtliche  und  ohne  Register  beinahe  zwecklose 
Arbeit  fortzusetzen.  Jedenfalls  lag  das  mühevolle  Ergebnis  der  Arbeit  vor 
und,  um  es  überhaupt  nutzbar  zu  machen,  wurde  in  gemeinsamer  Arbeit 
ein  Register  dazu  angefertigt. 

Ein  weiteres  Hilfsverzeichnis  ist  durch  die  Bearbeitung  gewisser  für 
die  Ortsgeschichte  bedeutsamer  Aktengruppen  entstanden.  Als  Fried- 
rich d.  Gr.  Westpreußen  in  Besitz  genommen  hatte,  ließ  er  das  Land  ver- 
messen und  die  kontributionspflichtigen  Güter  und  Dörfer  für  die  Zahlung 
dieser  Steuer  veranschlagen.  Außer  der  Beschreibung  und  dem  Anschlage 
der  Ortschaften  finden  sich  hier  auch  Abschriften  der  Besitzurkunden  bei 
den  Kontributionskatastern.  Es  war  nie  ohne  Umstände  mög- 
lich, oft  sehr  schwer,  die  Akten  über  ein  einzelnes  Gut  oder  Dorf  aus  den 
170  starken  Bänden  herauszusuchen.  Eine  für  die  Ortsgeschichte  ebenso 
wichtige  Quelle  sind  die  sogenannten  Domänengrundbücher.  Sie 
waren  nach  der  Vorschrift  des  Generaldirektoriums  seit  dem  Jahre  1773 
für  den  vormaligen  Starostei-  und  nachmaligen  Domänenbesitz  angelegt 
worden  zur  Aufnahme  von  Abschriften  aller  Grundbesitzurkunden,  also 
der  Handfesten  und  Besitzurkunden  aus  der  Ordens-  und  der  polnischen 
Zeit  und  namentlich  der  preußischen  Erbverschreibungen.  Auch  hier  bot 
die  Auffindung  in  den  nach  Ämtern  angelegten  Bändern  bei  dem  Wechsel 
der  Amtszugehörigkeit  der  einzelnen  Dörfer  dauernde  Schwierigkeit.  Das 
gleiche  war  der  Fall  bei  einer  anderen  Aktenanlage  der  Domänenverwal- 
tung, bei  den  Prästationstabellen.  Und  auch  bei  einer  ganzen 
Reihe  anderer,  anderen  Verwaltungszweigen  angehöriger  Akten  war  die 
Auffindung  der  auf  die  einzelnen  Orte  bezüglichen  Nachrichten  oder  Ein- 
tragungen zeitraubend,  schwierig  oder  gar  unmöglich.  Gleichzeitig  mit 
der  Bearbeitung  und  Ordnung  der  Kontributionskataster,  der  Domänen- 
grundbücher und  der  Prästationstabellen  ist  daher  ein  Hilfsverzeichnis  an- 
gelegt worden,  das  auch  für  die  Nutzbarmachung  anderer  Akten  dienen 
soll.  Seine  Anlage  beruht  in  einer  handschriftlichen  Aufnahme  aller  Ort- 
schaften der  Provinz  nach  dem  Bestände  des  18.  Jahrhunderts;  hinter 
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jedem  Namen  aber  sind  die  Stichworte  „Kontributionskataster",  „Prä- 
stationstabellen", „Grund-  und  Hypothekenakten",  „Lustration",  „Güter- 
beschreibung", „Handfesten  der  Ordenszeit",  „Besitzurkunden  polnischer 
Zeit"  und  „Besitzurkunden  preußischer  Zeit"  vorgedruckt  und  auf  der 
weiteren  freien  Zeile  zur  Aufnahme  der  Fundorte  Raum  gelassen. 

Die  Hilfsverzeichnisse  zu  den  Gerichtsbüchern 
p  o  1  n  i  s  c  h  e  r  Z  e  i  t.  Es  ist  oben  bereits  auf  die  Bedeutung  hingewiesen, 
die  den  Grodgerichtsakten  für  die  allgemeine  Landesgeschichte,  und  auf  die 
große  Bedeutung,  welche  ihnen  und  den  Akten  der  Landgerichte  und  der 
städtischen  Schöffengerichte  für  die  Familiengeschichte  des  Adels  und  die 
Besitzgeschichte  der  adligen  Güter  zukommt1).  Je  wichtiger  demnach 
die  Benutzung  dieser  Akten  für  Fragen  der  Genealogie  der  Familien,  des 
Besitzwechsels,  der  Besiedelung  des  Landes  und  des  Alters  und  der 
früheren  Bezeichnung  der  Orte  ist,  um  so  mehr  ist  es  zu  bedauern,  daß 
die  Gerichtsbücher,  da  sie  keine  Register  haben  und  auch  nie  gehabt 
haben,  eigentlich  geradezu  unbrauchbar  sind.  Nur  bei  genauer  Kenntnis 
der  Zeit  eines  Vertrages  und  des  Ortes,  wo  er  geschlossen,  und  des  Ge- 
richtes, in  dessen  Bücher  er  eingetragen,  kann  durch  längeres  und  zeit- 
raubendes Suchen  sein  Inhalt  ermittelt  werden.  Zur  Feststellung  der  Her- 
kunft einer  Familie,  ihres  wechselnden  Besitzstandes  und  ihres  wirtschaft- 
lichen und  historischen  Auf-  und  Niederganges  oder  zur  Ermittelung  der 
früheren  Besitzverhältnisse  einer  Ortschaft,  ihrer  Teilung  und  Erweiterung 
durch  Abbauten  und  der  Grundgerechtigkeiten  eines  Gutes  sind  oder  waren 
jene  wichtigen  Akten  nicht  verwertbar. 

Bei  der  Feststellung  dieser  Tatsache  und  der  Erwägung  ihrer  Ab- 
hilfe war  nun  zwar  zuzugeben,  daß  die  Ordnung  und  Nutzbarmachung 
der  Bestände  des  Staatsarchives  allein  Sache  der  Archiwerwaltung  ist. 
Aber  es  war  auch  anzuerkennen,  daß  bei  dem  unvorhergesehenen  schnellen 
Wachstum  des  hiesigen  Staatsarchives  an  Umfang  der  Bestände  und  der 
Benutzungen  die  Archivverwaltung  bis  an  die  Grenze  ihrer  für  ein  ein- 
zelnes Archiv  aufwendbaren  Leistungen  bereits  gegangen  war.  Und  es 
war  ferner  zu  berücksichtigen,  daß  auch  bei  weiterer  Vermehrung  der 
Arbeitskräfte  immer  noch  auf  viele  Jahre  hinaus  eigentliche  Ordnungs- 
arbeiten zu  erledigen  waren,  die  sich  als  noch  dringender  darstellen 
mußten  als  die  zur  Nutzbarmachung  notwendige  Anfertigung  von 
Registern  zu  jenen  Hunderten  von  Gerichtsbüchern  mit  je  vielen  Hun- 
derten von  Urkunden.  Diese  Erwägungen  führten  daher  zu  dem  Versuche, 
eine  außerhalb  der  Archivverwaltung  stehende  Arbeitskraft  für  die  Be- 
arbeitung der  Gerichtsbücher  zu  gewinnen. 


1)  Vgl.  oben  S.  2  und  5. 
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Zu  dem  Zwecke  hat  sich  der  Archivdirektor  im  Juni  1905  an  die 
Provinzialverwaltung  gewandt  und  die  Bedeutung  der  Gerichtsbücher  pol- 
nischer Zeit  in  ausführlicher  Darlegung  erläutert.  Es  wurde  dabei  hervor- 
gehoben, wie  gerade  für  die  Adelsfamilien  der  Provinz  und  für  die  Besitzer 
der  ländlichen  Grundstücke  überhaupt  eine  baldige  Nutzbarmachung  jener 
Quellengruppe  von  Wichtigkeit  sei,  um  im  Bedarfsfalle  ohne  erhebliche 
Opfer  an  Zeit  und  Geld  urkundliche  Erläuterungen  über  ihren  Besitzstand 
und  mit  ihrem  Besitz  verbundene  Rechte  und  Pflichten  zu  erlangen.  Es 
konnte  auch  erwiesen  werden,  daß  die  Fälle,  in  denen  das  geschilderte 
Quellenmaterial  und  die  angestrebte  Bearbeitung  nutzbar  werden  würde, 
sehr  zahlreich  sein  würden.  Hatte  doch  das  Staatsarchiv  im  Jahre  zuvor, 
im  Jahre  1904,  also  ein  Jahr  nach  seiner  Eröffnung,  bereits  340  Anfragen 
bearbeitet  und  beantwortet,  die  sich  auf  die  Verhältnisse  des  Grundbesitzes 
in  der  Provinz  und  auf  die  Rechts-,  Besitz-  und  genealogischen  Verhältnisse 
westpreußischer,  noch  heute  oder  vormals  grundangesessener  Familien  be- 
zogen. Es  konnte  endlich  darauf  hingewiesen  werden,  daß  die  Bearbeitung 
der  Gerichtsbücher  einem  dreifachen  Zwecke  dienen  würde.  Sie  würde 
die  Grundlage  abgeben  für  eine  spätere  Darstellung  einer  Geschichte  des 
ländlichen  Grundbesitzes  und  Besitzrechtes  in  Westpreußen,  sie  würde  bei 
weiterem  Fortschreiten  um  so  häufiger  die  Möglichkeit  bieten,  solche  An- 
fragen, welche  die  Besitzverhältnisse  der  adligen  Güter  und  der  west- 
preußischen Familien  nach  den  oben  angedeuteten  Richtungen  beträfen, 
schneller  und  vollkommener  und  erschöpfender  zu  beantworten,  als  das 
bei  den  sonstigen  amtlichen  Aufgaben  des  Staatsarchives  privaten  Be- 
nutzern gegenüber  nach  der  Dienstanweisung  möglich  sei.  Und  endlich 
würde  durch  die  Arbeit  ein  anderes  im  Staatsarchive  im  Auftrage  des  Herrn 
Oberpräsidenten  bearbeitetes  wissenschaftliches  Unternehmen,  nämlich  die 
Pierausgabe  eines  Historisch-geographischen  Ortslexikons  der  Provinz 
Westpreußen,  in  hervorragender  Weise  unterstützt,  ergänzt  und  nach  meh- 
reren Richtungen  vollkommener  gestaltet  werden. 

Die  Bemühungen  hatten  Erfolg.  Die  Provinzialverwaltung  erklärte 
sich  zur  jährlichen  Zahlung  einer  Geldsumme  bereit,  die  zusammen  mit 
einem  von  anderer  Seite  erbetenen  Zuschüsse  gerade  genügend  war,  eine 
Hilfskraft  zur  Bearbeitung  der  Gerichtsbücher  zu  gewinnen.  Sie  wurde 
gefunden  in  der  Person  des  Gymnasialdirektors  a.  D.  Prof.  Dr.  Franz 
Schultz. 

Die  Registrierungsarbeit  hat  mit  dem  1.  Oktober  1905  begonnen.  Nach 
nunmehr  6  Jahren  sind  die  ins  Staatsarchiv  gelangten  Berenter  Schöffen- 
bücher *),  die  umfang-  und  inhaltreichen  Konitzer  Schöffenbücher  und  die 


1)  Eine  erhebliche  Anzahl  dieser  Bücher  befindet  sich  im  Ossolinskischen 
Institut  in  Lemberg.    Vgl.  oben  S.  26. 


54  Das  K.  Staatsarchiv  zu  Danzig. 

für  die  Eintragungen  des  Adels  in  Betracht  kommenden  und  aus  diesem 
Anlaß  geradezu  als  Grodakten  bezeichneten  Bücher  des  Gerichtes  der  Alt- 
stadt Danzig  bearbeitet  und  schon  dadurch  rund  80  000  Urkundenein- 
tiagungen  erledigt  worden.  Es  sollen  nun  zunächst  die  Christburger  Grod- 
gerichtsakten,  dann  die  Stuhmer  Landgerichtsakten  und  nach  deren  Auf- 
arbeitung die  Schöffenbücher  der  Stadt  Kulm  in  Angriff  genommen 
werden. 

Endlich  ist  als  zu  den  Hilfsverzeichnissen  des  Staatsarchives  freilich 
nur  vorübergehend  gehörig  eine  Arbeit  zu  erwähnen,  die  von  einem  Archiv- 
beamten ursprünglich  zu  einem  anderen  Zwecke  ausgeführt  worden  ist. 
Bei  der  von  der  Königlichen  Archiwerwaltung  veranlaßten  und  heraus- 
gegebenen Publikation  „Westpreußen  unter  Friedrich  dem  Großen"  sind  die 
anfangs  als  Beigabe  in  Aussicht  genommenen  ältesten  Vasallenlisten  von 
Westpreußen  auf  Veranlassung  des  Herrn  Generaldirektors  der  Staats- 
archive vom  Abdruck  ausgeschlossen  und  einer  besonderen  Veröffent- 
lichung vorbehalten  worden.  Aus  verschiedenen,  bei  dieser  Veröffent- 
lichung1) selbst  erörterten  Gründen  erschien  es  dann  angebracht,  mit  den 
ältesten  Vasallenlisten  von  Polnisch-Preußen  auch  das  Material 
heranzuziehen,  das  in  den  auf  Veranlassung  Friedrichs  des  Großen  an- 
gelegten Grund-  und  Hypothekenbüchern  der  adligen  Güter 
enthalten  ist. 

Diese  in  Abteilung  91  unter  Nr.  1  bis  831  aufbewahrten  Grund-  und 
Hypothekenbücher,  deren  bedeutender  Inhalt  von  vornherein  schon  ihre 
Erschließung  durch  ein  Hilfsverzeichnis  erforderlich  machte,  enthalten  für 
den  obigen  Zweck  die  Angaben  der  Besitzer  und  derjenigen  Familien- 
mitglieder, welche  neben  den  Besitzern  Rechte  an  den  Gütern  gehabt  und 
deren  Rechte  hypothekarisch  eingetragen  worden  sind.  Sie  umfassen,  da 
bei  der  Anlage  auch  die  Vorbesitzer  mitbegriffen  wurden,  in  der  Regel  die 
Zeit  von  1740  bis  1820.  Beide  Quellen,  die  Vasallenlisten  und  die  Grund- 
bücher, bieten  zusammen  eine  vollkommene  Übersicht  über  den  Umfang 
des  polnisch-preußischen  Adels,  über  seine  Besitzverhältnisse,  über  die  ihm 
angehörigen  Mitglieder  und  seine  verwandtschaftlichen  Beziehungen  zur 
Zeit  der  Besitzergreifung  durch  Friedrich  den  Großen.  Beide  Quellen 
bieten  ferner  eine  Übersicht  über  den  damaligen  adligen  Grundbesitz  und 
seine  Verteilung,  einen  Nachweis,  wo  jede  Familie  angesessen  war  und 
wo  sie  gewohnt.  Die  Vasallenlisten  und  knappe,  die  Besitzerreihe,  die 
Hypotheken  gläubiger  und  die  Verwandtschaftsangaben  enthaltenden  Aus- 
züge aus  den  Grund-  und  Hypothekenbüchern  sowie  ein  Register  zu  beiden 
haben   aber   nicht   nur   den   Wert   eines   Hilfsverzeichnisses    zu    beiden 


1)   Mitteilungen   der   K.   Preußischen   Archiwerwaltung   Heft    19.     Leipzig 
1911,  S.VII. 
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Quellengruppen.  Sie  geben  vielmehr  auch  einen  Hinweis,  in  welchen 
Kirchenbüchern  Nachsuchungen  nach  weiteren  Nachrichten  anzustellen 
sein  werden.  Und  sie  haben  den  noch  viel  bedeutenderen  Wert,  daß  sie 
auch  einen  Nachweis  geben,  in  welchen  neben  den  Grund-  und  Hypo- 
thekenbüchern geführten,  teils  im  Staatsarchive,  meist  noch  bei  den  Amts- 
gerichten aufbewahrten  sogenannten  Beilageakten  die  darin  enthaltenen 
Besitztitel,  Kauf-,  Erb-,  Teilungs-  und  Eheverträge  zu  suchen  sind. 

Demnach  wurden  Auszüge  angefertigt  aus  den  Grund-  und  Hypo- 
thekenbüchern und  aus  den  im  Geheimen  Staatsarchive  in  Berlin  (R  7  B 
Nr.  60  c)  befindlichen  ältesten  Vasallenlisten  der  dem  vormaligen  Polnisch- 
Preußen  entsprechenden  alten  westpreußischen  Landratskreise.  Da  die 
ältesten  Vasallenlisten  für  die  Kreise  Kulm  und  Michelau  anscheinend 
verloren  gegangen  sind,  sind  die  im  hiesigen  Staatsarchive  befindlichen 
Listen  der  Jahre  1789/90  den  angefertigten  Auszügen  zugrunde  gelegt 
worden.  Nach  Feststellung  der  heutigen  Namen  der  Güter  und  ihrer  Zu- 
behörungen  wurde  dann  über  das  ganze  Werk  ein  Ortsnamen-  und 
Familiennamenverzeichnis  angefertigt 1). 

Nachstehend  sei  hier  eine  Übersicht  der  hiesigen,  zurzeit  bereits  in 
59  Bänden  vorliegenden  Hilfsverzeichnisse  in  der  Reihenfolge  gegeben,  in 
der  sie  erwachsen  sind: 

H.  V.  1.  Familiennamenverzeichnis  zu  den  Vasallenlisten.  2  Bände.  Vgl. 
oben  S.  48. 

H.  V.  2.  Namen-  und  Sachverzeichnis  zu  den  Registraturen  der  Herzoglich 
Warschauischen  Behörden  (Abt.  23).    3  Bände.    Vgl.  oben  S.  49. 

H.  V.  3.  Namenverzeichnis  zu  den  Bürgerbüchern  der  Rechtstadt  Danzig  aus 
der  Zeit  von  1536  bis  1709.    7  Bände.    Vgl.  oben  S.  49. 

H.  V.  4.  Namenverzeichnis  zu  den  Bürgerbüchern  der  Rechtstadt  Danzig  aus 
der  Zeit  von  1364  bis  1434.    3  Bände.    Vgl.  oben  S.  49. 

H.  V.  5.  Nachweisung  der  für  die  einzelnen  Dörfer  und  Güter  des  Regie- 
rungsbezirkes Danzig  vorhandenen  Handfesten  und  Besitzurkunden,  Kontributions- 
kataster, Prästationstabellen,  Grund-  und  Hypothekenakten  u.  a.  m.  2  Bände.  Vgl. 
oben  S.  50. 

H.  V.  6.  Dieselbe  Nachweisung  für  den  Regierungsbezirk  Marienwerder. 
2  Bände.    Vgl.  oben  S.  50. 

H.  V.  7.  Register  zu  den  Schöffenbüchern  der  Stadt  Berent  aus  der  Zeit  von 
1550  bis  1768.    2  Bände.    Vgl.  oben  S.  51  f. 

H.  V.  8.  Register  zu  den  Schöffenbüchern  der  Stadt  Konitz  aus  der  Zeit  von 
1609  bis  1772.    11  Bände.    Vgl.  oben  S.  51  f. 

H.  V.  9.  Register  zu  den  beim  Königlichen  Hofgericht  zu  Bromberg  ge- 
führten Ingrossationsbüchern  des  Distriktes  Konitz  aus  der  Zeit  von  1784  bis  1808. 
Die    Ingrossationsbücher    enthalten    abschriftlich    die    Unterlagen    (Kaufverträge, 


1)  Das  Hilfsverzeichnis  ist  im  Druck  erschienen:  Bär,  Der  Adel  und  der  adlige 
Grundbesitz  in  Polnisch-Preußen  zur  Zeit  der  Preußischen  Besitzergreifung. 
A.  u.  d.  T.  Mitteilungen  der  K.  Preuß.  Archivverwaltung  Heft  19.    Leipzig  1911. 
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Testamente,  Erbverträge  u.  a.  m.)  für  die  Eintragungen  in  die  Grund-  und  Hypo- 
thekenbücher der  adligen  Güter.    2  Bände. 

H.  V.  10.  Namenregister  zu  den  Bürgerlisten  der  Stadt  Danzig  aus  der  Zeit 
von  1793  bis  1807.    1  Band.    Vgl.  oben  S.  49. 

H.  V.  11.  Namenregister  zu  den  Bürgerrollen  der  Stadt  Danzig  seit  1814. 
5  Bände.    Vgl.  oben  S.  49. 

H.  V.  12  und  H.  V.  13.  Die  von  Professor  Dr.  Theodor  Hirsch  angefertigten 
Regesten  zu  den  Danziger  Missivbüchern  aus  der  Zeit  von  1420  bis  1532  und  Namen- 
register zu  den  Kegesten  für  die  Zeit  von  1420  bis  1516.  4  Bände.   Vgl.  oben  S.  50. 

H.  V.  14.  Register  zu  einem  Stadtbuch  von  Deutsch-Krone,  umfassend  die 
Jahre  1605  bis  1773.  Es  enthält  Stadtprotokolle  in  Sachen  der  freiwilligen  Ge- 
richtsbarkeit.    1  Band. 

H.  V.  15.  Ortsnamenverzeichnis  zu  einem  zwischen  1402  und  1421  an- 
gelegten Zinsregister  des  Bischofs  von  Leslau  über  den  Archidiakonat  Pomerellen. 

1  Band. 

H.  V.  16.  Namenregister  zum  Bürgerbuch  der  Jungstadt  Danzig  von  1400 
bis  1455.    1  Band.  Vgl.  oben  S.  49. 

H.  V.  17.  Namenverzeichnis  zu  den  Bürgermeldungen  in  der  Rechtstadt 
Danzig  aus  dem  16.  bis  19.  Jahrhundert.    1  Band. 

H.  V.  18.  Sachverzeichnis  zu  der  Abteilung  300  H  (Handschriften)  des  Dan- 
ziger Stadtarchives.  Diese  Sachverzeichnisse  sind  von  früheren  Archivaren  der 
Stadt  Danzig  ausgearbeitet  worden.  Um  sie  wieder  benutzbar  zu  machen,  mußte 
bezüglich  der  früheren  und  heutigen  Bezeichnung  der  Handschriften  eine  Konkor- 
danz angefertigt  und  dem  Ganzen  eine  Inhaltsübersicht  in  ABC-Folge  voran- 
geschickt werden.    2  Bände. 

H.  V.  19.  Katalog  zu  den  Schlief  fenschen  und  Schumannschen  Manuskripten 
des  Stadtarchives.  Diese  Manuskripte  sind  mit  300  H  vereinigt.  Die  Inhaltsüber- 
sicht von  H.  V.  18  gilt  auch  für  H.  V.  19.     1  Band. 

H.  V.  20.  Index  epistolarum  ad  senatum  von  1681  bis  1793  und  von  1807 
bis  1814.  Dieser  seit  dem  17.  Jahrhundert  angelegte  und  fortgeführte  alte  Index 
enthält  knappe  Inhaltsangaben  der  an  den  Danziger  Rat  eingegangenen  Schreiben  in 
ABC-Folge  der  Absender  nach  Privaten,  Staaten  und  Städten.  Die  Epistolae  selbst, 
auf  die  sich  der  Index  bezieht,  sind  in  Abt.  300,  53  untergebracht,  über  deren  Auf- 
stellung das  in  Arbeit  befindliche  Repertorium  Aufschluß  geben  wird.  (Vgl.  oben 
S.  47.)  Da  der  alte  Index  aber  neben  dem  künftigen  Repertorium  seinen  Wert 
behalten  wird,  wurde  er  zu  den  Hilfsverzeichnissen  übernommen.  Für  die  Zeit  von 
1807  bis  1814,  deren  Akten  in  300,  35  A  untergebracht  sind,  ist  er  sogar  das 
einzige  genauere  Verzeichnis.    4  Bände. 

H.  V-  21.  Index  supplicationum  ad  senatum  von  1681  bis  1793  und  1807 
bis  1811.  Auch  dieser  im  17.  Jahrhundert  angelegte  und  fortgeführte  Index  führt 
im  ABC  der  Absender  und  hier  nach  der  Zeitfolge  geordnet  die  an  den  Rat  der 
Stadt  Danzig  eingegangenen  Bittschriften  mit  kurzer  Inhaltsangabe  auf.    4  Bände. 

H.  V.  22.  Register  zu  den  Acta  nobilitaria  des  Schöffengerichtes  der  Alt- 
stadt Danzig  von  1711  bis  1794.    3  Bände.    Vgl.  oben  S.  51  ff. 

H.  V.  23.  Register  zu  den  Schöffenbüchern  der  Altstadt  Danzig  für  die  Zeit 
von  1566  bis  1775.    11  Bände.    Vgl.  oben  S.  51  ff. 

H.  V.  24.    Register    zu    der    Siegelsammlung    des   Danziger    Staatsarchives. 

2  Bände. 

H.  V.  25.  Register  zu  den  Ratsdenkbüchern  der  Altstadt  Danzig.  Bei  dem 
Fehlen  der  altstädtischen  Bürgerbücher  erwies  es  sich  notwendig,  für  die  Familien- 
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'orschung  einen  Ersatz  zu  suchen.  Die  altstädtischen  Ratsdenkbücher  können  in 
gewissem  Sinne  und  durch  die  Fülle  sonst  nicht  festzustellender  Namen  als  solcher 
gelten.  Sie  umfassen  die  Zeit  von  1601  bis  1605,  1656  bis  1670  und  von  1738  bis 
1794.    3  Bände. 

Regestensammlung  und  Zettelregister.  Die  dem 
Staatsarchiv  eigentümlich  gehörigen  Originalurkunden  —  also  abgesehen 
ven  den  Depositis  und  namentlich  von  dem  der  Stadt  Danzig  —  sind  an 
Zahl  nicht  sehr  umfangreich  und  dürften  sich  kaum  auf  über  1500  belaufen. 
Dagegen  wird  diese  urkundliche  Überlieferung  sehr  erheblich  verstärkt 
durch  die  im  Staatsarchive  verwahrten  Handfestenbücher  und  anderen 
Kopialbücher  und  durch  die  Einzelabschriften,  wie  sich  solche  in  den 
Kontributionskatastern,  Domänengrundbüchern,  Grund-  und  Hypotheken- 
akten und  in  der  Handschriftensammlung  des  Staatsarchives  vorfinden. 
Immerhin  ist  die  Überlieferung  nicht  von  so  großem  Umfange,  daß  nicht 
eine  eingehendere  Verzeichnung  hätte  stattfinden  können.  Für  sie  sind 
dann  bald  nach  der  Inangriffnahme  der  Urkundenordnung  und  der  daraus 
geschöpften  Erfahrung  gewisse  Bestimmungen  getroffen  worden  über  die 
Anlegung  der  Urkundenrepertorien,  einer  Regestensammlung  und  eines  auf 
beiden  aufgebauten  Zettelregisters. 

Die  in  einer  Archivgruppe  (Abteilung)  vorhandenen  Urkunden  werden 
hier  mit  alleiniger  Ausnahme  der  Abteilung  358  (Dorfarchive)  in  dem 
darüber  aufgestellten  Repertorium  sämtlich  und  vollständig  verzeichnet 
unter  Aufnahme  eines  den  wichtigen  Sachinhalt  knapp  wiedergebenden 
Regests.  Alle  nicht  im  Regest  selbst  notwendig  zu  gebenden  Namen 
werden  darunter  besonders  aufgeführt,  und  zwar  in  der  heutigen  und  in 
der  urkundlichen  Form.  Nötigenfalls  muß  eine  versuchte  Erklärung  durch 
eine  Anmerkung  gegeben  werden.  Die  in  den  Kopialbüchern  derselben 
Abteilung  enthaltenen  Urkunden  werden  in  gleicher  Weise  in  das  Reper- 
torium nach  der  Zeitfolge  aufgenommen.  Die  Urkunden,  welche  bereits  in 
einem  mit  einem  guten  Register  versehenen  allgemeinen  Urkundenbuche 
gedruckt  sind,  werden  in  das  Repertorium  nur  mit  einem  kurzen  Regest 
und  den  für  den  Inhalt  wesentlichen  Namen  aufgeführt,  im  übrigen  am 
Rande  auf  den  Druckort  verwiesen.  Als  solche  Urkundenwerke  kommen 
für  die  Provinz  nur  in  Betracht  das  Pomerellische,  das  Kulmer,  das 
Pommersche,  das  Hansische,  das  Preußische  Urkundenbuch  und  der  Codex 
ma joris  Poloniae. 

Nach  Fertigstellung  eines  Repertoriums  oder  gleichzeitig  mit  seiner 
Bearbeitung  ist  ein  Zettelverzeichnis  aller  im  Repertorium  vorkommenden 
Orts-  und  Personennamen  in  der  heutigen  und  in  der  urkundlichen  Form 
anzufertigen,  soweit  nicht  die  Urkunden  in  den  obigen  mit  Registern  ver- 
sehenen Werken  gedruckt  sind.  Diese  Zettel  werden  dem  Allgemeinen 
Zettelregister  über  die  Urkunden  des  Staatsarchives  eingeordnet. 
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Von  allen  Urkunden  und  Urkundenabschriften,  die  sich  in  Ab- 
teilungen befinden,  über  die  keine  besonderen  Urkundenrepertorien  an- 
gefertigt werden,  also  auch  über  die  Urkunden,  die  sich  in  den  von  den 
Kanzleien  angelegten  Handfestenbüchern,  in  anderen  Handschriften  und 
in  den  nicht  hierher  abgegebenen  Handfestenbüchern  des  Staatsarchives 
in  Königsberg  befinden,  ferner  von  den  Urkunden  der  Abteilung  358  (Dorf- 
archive) werden  Regesten  unter  Aufnahme  aller  darin  vorkommenden 
Namen  angefertigt,  soweit  sie  nicht  in  einem  der  obigen  Werke  gedruckt 
sind.  In  diesem  Falle  werden  die  Regesten  nur  mit  Druckverweis  und 
Fundort  versehen.  Die  Regesten  selbst  werden  einer  für  das  Staatsarchiv 
angelegten  Regestensammlung  einverleibt. 

Da  bei  einer  Regestensammlung  auf  losen  Blättern  und  nach  chrono- 
logischer Anordnung  die  Gefahr  der  Verstellung,  die  Schwierigkeit  der 
Unterbringung  undatierter  Stücke  und  für  die  Anfertigung  eines  Namen- 
registers die  weitere  Schwierigkeit  der  sicheren  Zitierung  und  bei  gleich- 
datierten Urkunden  auch  die  einer  schnellen  Auffindung  besteht,  so  ist 
hier  von  der  Anlage  auf  losen  Blättern  und  in  chronologischer  Folge  von 
vornherein  abgesehen  worden.  Die  Regesten  werden  vielmehr  hinter- 
einander in  feste  Bücher  eingetragen,  und  jedes  Regest  erhält  eine  Ord- 
nungsnummer. Auf  diese  Weise  bleiben  auch  die  in  einem  Handfesten- 
bande enthaltenen  oder  in  einer  anderen  Handschrift  überlieferten  und 
meist  sachlich  verwandten  oder  örtlich  benachbarten  Urkunden  nachbar- 
lich beisammen.  Der  betreffende  Band  der  Überlieferung,  also  z.  B.  der 
Handfestenband  der  Abt.  4  Nr.  1,  kann  so  den  Hinweis  erhalten:  vgl.  die 
Regestensammlung,  Nummern  871  bis  954. 

Zu  dieser  Regestensammlung  wird  gleichfalls  ein  Namenregister  auf 
Zetteln  angefertigt  und  mit  dem  nach  den  Urkundenrepertorien  her- 
gestellten Namenregister  vereinigt.  Beide  bilden  das  „Namenregister  zu 
den  Urkundenrepertorien  und  der  Regestensammlung  des  Staatsarchives". 
Für  die  Anfertigung  der  Registerzettel  sind  gleichfalls  die  Einheitlichkeit 
bezweckende  Bestimmungen  getroffen.  Die  Zettel  selbst  sind  in  Oktav- 
größe geschnitten  und  enthalten  einen  Linienvordruck  mit  Überschriften 
und  neun  Zeilen  Raum  zur  Eintragung  mehrfachen  Vorkommens  und  um 
die  Möglichkeit  zu  haben,  mehrere  Zettel  in  einen  zusammenzuziehen. 

Das  Orts-,  Personen-  und  Sachverzeichnis  auf 
Zetteln.  Zur  Erhöhung  der  Benutzbarkeit  der  Bestände  des  Staats- 
archives ist  ein  Orts-,  Personen-  und  Sachverzeichnis  auf  Zetteln  angelegt 
worden,  dessen  Entstehung  und  Anordnung  folgendermaßen  gedacht  ist. 

Die  Anfertigung  der  Zettel  soll  nicht  Selbstzweck  eigener  Arbeiten, 
sondern  nur  ein  Nebenergebnis  unserer  Tätigkeit  sein.  Nur  die  gelegent- 
lich von  Benutzungserledigungen  und  sonst  gefundenen,  im  allgemeinen 
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und  für  die  Rechts-,  Verwaltungs-,  Besitz-,  Familien-,  Orts-  und  Kultur- 
geschichte, sowie  für  etwa  mögliche  Archivbenutzungen  wichtigen  Nach- 
richten sollen  zum  Teil  für  die  Sammlung  verwertet  werden. 

Es  sollen  nur  solche  gelegentlich  der  Arbeit  gefundenen  wichtigen 
Nachrichten  aufgenommen  werden,  welche  in  dem  Aktenstück  nicht  ver- 
mutet werden  können,  die  also  ein  Beamter  als  für  eine  Benutzungs- 
erledigung diensam  nie  in  dem  Aktenstücke  seinem  sonstigen  Inhalte  oder 
seiner  repertorienmäßigen  Unterbringung  nach  suchen  würde  und  die, 
wenn  sie  nicht  herausgezogen  werden,  vielleicht  für  immer  verborgen 
bleiben  würden.  Zu  berücksichtigen  sind  dabei  auch  sprachliche  Besonder- 
heiten, z.  B.  ortsübliche,  dem  jetzigen  Sprachschatz  fremd  gewordene  Be- 
zeichnungen für  Abgaben,  Leistungen,  Bräuche,  Gegenstände,  besonders, 
wenn  sie  in  Wörterbüchern  gar  keine  oder  nur  ungenügende  Erklärung 
finden.  Zu  berücksichtigen  sind  ferner  auch  Sprichwörter  und  Redens- 
arten, sofern  ihre  Aufnahme  Alter  oder  Entstehung  beleuchten  oder  ihren 
Sinn  erklären  hilft.  In  solchen  und  ähnlichen  Fällen  werden  die  zufällig 
und  gelegentlich  anderer  Arbeit  gefundenen  Nachrichten  und  Worte  auf 
einem  Zettel  und  zur  Erzielung  der  Einheitlichkeit  in  besonders  vorgeschrie- 
bener Form  verzeichnet.  Um  diese  Einheitlichkeit  vollkommen  zu  ge- 
stalten, werden  die  Stichworte  auf  allen  Zetteln,  nachdem  sie  von  Zeit  zu 
Zeit  gesammelt  worden  sind,  gleichfalls  in  vorgeschriebener  Form  vom 
Kanzleisekretär  darüber  geschrieben  und  die  Zettel  selbst  von  ihm  ein- 
geordnet. Dagegen  kommen  für  diese  Nachrichtenverzeichnung  nicht  in 
Betracht  alle  die  Akten,  welche  bei  fortschreitenden  Ordnungsarbeiten 
ohnehin  mit  Namen  und  Sachverzeichnissen  versehen  werden  müssen,  also 
Gerichtsbücher,  Handfestensammlungen  u.  a.  m. 

Die  Verzeichnisse  über  nicht  im  Staatsarchive  befindliche 
Westpreußische  Archive  (WPA)  und  über  außerwestpreußische 
Fremde  Archive  (FA).  Um  die  Bestimmungen  der  Dienstanweisung 
vom  21.  Januar  1904,  namentlich  deren  Paragraphen  14  und  18  besser  und 
systematischer  zu  erfüllen,  ist  hier  neben  den  Repertorion  der  Bestände 
des  Staatsarchives  eine  zweite  Reihe  von  Repertorien  eingerichtet  worden 
über  diejenigen  in  Westpreußen  befindlichen  Archive  und  Registraturen, 
welche  nicht  in  das  Staatsarchiv  gelangt  sind.  Der  hier  getroffenen  Be- 
stimmung gemäß  umfaßt  die  als  WPA  bezeichnete  Repertorienreihe: 

1.  Repertorien  in  Westpreußen  befindlicher  Archive  und  Registra- 
turen, die  nicht  in  das  Staatsarchiv  gelangt  sind, 

2.  Repertorien  alter,  nicht  mehr  vorhandener,  zerstreuter  oder  nur 
zum  Teil  in  das  Staatsarchiv  gelangter  Archive  Westpreußens. 

Voraussetzung  dabei  ist,  daß  die  Repertorien  Abschriften  sind  oder 
daß  sie  nicht  bei  den  vormaligen  Verwaltungsstellen  oder  Behörden  selbst 
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erwachsen  sind,  in  welchen  Fällen  sie  in  das  Staatsarchiv  selbst  auf- 
genommen werden. 

Die  einzelnen  Repertorien  werden  bezeichnet  mit  WPA  und  der 
Nummer,  welche  die  entsprechende  Abteilung  des  Staatsarchives  führt. 
In  der  Übersicht  der  Bestände  wird  bei  einer  solchen  Abteilung  ein 
Verweis  auf  das  Vorhandensein  eines  Repertoriums  in  WPA  gemacht.  Es 
bedeutet  also  bei  der  hier  leeren  Abt.  350  (Archiv  der  Stadt  Thorn)  der  Hin- 
weis auf  WPA  350  die  Ankündigung,  daß  dort  eine  Übersicht  über  die 
Urkunden  des  Thorner  Stadtarchives  untergebracht  ist;  oder  es  findet  sich 
in  dem  unserer  Abteilung  391  (Kloster  Oliva)  entsprechenden  Repertorium 
WPA  391  ein  Verzeichnis  früher  vorhandener,  untergegangener  oder  nach 
dem  British  Museum  in  London  oder  in  polnische  Bibliotheken  verschleppten 
Archivalien  des  Klosters  Oliva. 

Eine  besondere  Gruppe  der  in  die  Reihe  WPA  gehörigen  Verzeichnisse 
ist  übrigens  inzwischen  wegen  ihrer  Bedeutung  für  die  allgemeine  Be- 
nutzung veröffentlicht  worden,  nämlich  ein  Gesamtverzeichnis  aller  in  den 
westpreußischen  Pfarreien  und  Gerichten  vorhandenen  Kirchenbücher  und 
deren  Duplikate 1). 

Aus  den  besonderen  Bedürfnissen  des  hiesigen  Staatsarchives  heraus 
bin  ich  alsdann  dazu  gelangt,  noch  eine  dritte  Reihe,  die  Repertorien  F  A 
(FremdeArchive)  anzulegen.  Diese  Reihe  soll  Verzeichnisse  solcher 
Akten  umfassen,  welche  bei  außerwestpreußischen  Behörden  entstanden 
sind  und  sich  auf  die  Verwaltung  Westpreußens  beziehen.  Als  solche 
Akten  werden  zu  gelten  haben  Akten  des  Ordensarchives  und  für  einen 
Teil  von  Westpreußen  untrennbare  und  daher  nicht  hierher  abgegebene 
Akten  der  Herzoglichen  Regierung  in  Königsberg,  Akten  der  vormaligen 
Polnischen  Reichsbehörden  und  Reichsgerichte,  Akten  der  Berliner  Zentral- 
behörden und  untrennbar  auf  Ost-  und  Westpreußen  bezügliche  Akten  der 
Provinzialbehörden  zu  Königsberg.  Die  in  unserer  Beständeübersicht  auf- 
geführten Ostpreußischen  und  Polnischen  Behörden  erhalten  gegebenen 
Falles  die  auf  FA  bezüglichen  Verweise.  Ganz  besonders  aber  ist  es  bei 
dem  durch  verschiedene  Brände  herbeigeführten  starken  Verluste  an 
Akten  der  beiden  westpreußischen  Regierungen  für  die  Zwecke  der  Ver- 
waltung und  für  dio  Erledigung  von  Anfragen  der  Regierungen  dringend 
erwünscht,  daß  hierher  Abschriften  von  Repertorien  des  Geheimen  Staats- 
archives gelangen.  Namentlich  kommen  dafür  die  Verzeichnisse  der 
Spezialakten  des  Generaldirektoriums  und  einiger  anderer  Reposituren  in 
Betracht.    Sie  kommen  um  so  mehr  in  Betracht,  als  bei  der  Reorganisation 


1)  Bär,  Die  Kirchenbücher  der  Provinz  Westpreußen.     A.  u.  d.  T.  Abhand- 
lungen zur  Landeskunde  der  Provinz  Westpreußen  Heft  13.    Danzig  1908. 
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der  Behörden  im  Jahre  1808  ein  Teil  der  Zuständigkeit  des  bisherigen 
Generaldirektoriums  an  die  mit  größerer  Selbständigkeit  ausgestatteten 
Regierungen  gelangt  ist.  Die  Durchführung  des  Planes  ist  vom  Herrn 
Generaldirektor  der  Staatsarchive  bereits  genehmigt  worden. 


7. 

Die  Benutzungen. 

Die  Benutzungen  der  dem  Staatsarchive  eigentümlich  gehörigen  Be- 
stände und  die  dazu  erforderliche  Erlaubnis  finden  ihre  Regelung  in  den 
Bestimmungen  der  Dienstanweisung  für  die  Staatsarchive  in  den  Provinzen 
vom  21.  Januar  1904  und  den  späteren  Abänderungen  und  Ergänzungen. 
Danach  bedürfen  die  Königlichen  Ministerien  und  vorgesetzten  Behörden 
und  die  Gerichte  einschließlich  der  Verwaltungsgerichte  und  der  Kreisaus- 
schüsse auf  Grund  richterlicher  Beschlüsse  keiner  Benutzungserlaubnis. 
Allen  übrigen  inländischen  Behörden  und  Körperschaften  ist  die  Benutzung 
nur  unter  Genehmigung  des  Königlichen  Oberpräsidenten  gestattet,  soweit 
es  sich  nicht  um  die  von  einer  Behörde  aus  der  eigenen  Registratur  ab- 
gegebenen Akten  oder  um  abgegebene,  von  einer  älteren  Behörde  über- 
nommene Vorakten  der  benutzenden  Behörde  handelt. 

Parteien,  die  zur  Aufklärung  und  Verfolgung  von  Rechtsansprüchen 
die  Vorlegung  von  Beweisstücken  verlangen,  pflegt  die  Geltendmachung 
eines  Editionsgesuches  im  gewöhnlichen  Rechtswege  überlassen  zu  werden, 
falls  nicht  der  Chef  der  Archivverwaltung  eine  andere  Entscheidung  trifft. 
Ausgenommen  von  dieser  Beschränkung  ist  die  Einsichtnahme  der  Grund- 
und  Hypothekenbücher  und  ihrer  Beilageakten,  die  jedem  gestattet  wird, 
der  ein  berechtigtes  Interesse  darlegt.  Ausgenommen  ist  ferner  die  Be- 
nutzung von  Notariatsakten  und  die  Einsichtnahme  eröffneter  Testamente, 
die  gleichfalls  den  Interessen  offensteht. 

Die  Anfrage  von  Inländern  oder  auswärtigen  Gelehrten  über  das 
Vorhandensein  von  Archivalien  über  einen  bestimmten  Gegenstand  darf 
der  Archivdirektor  beantworten,  falls  nicht  Beziehungen  auf  das  Königliche 
Haus  oder  den  Staat  oder  kirchlich-konfessionelle  Verhältnisse  dabei  in 
Frage  kommen,  die  ihm  eine  vorherige  Anfrage  bei  dem  Königlichen  Ober- 
präsidenten geraten  erscheinen  lassen.  Der  Archivdirektor  ist  ferner  er- 
mächtigt, über  Wappen-,  Standes-,  Verwandtschafts-  und  Besitzverhältnisse 
einzelner  Familien,  über  Erlebnisse  von  Familien  und  Personen  und  über 
bestimmte  historische  Fragen  Auskunft  zu  geben,  soweit  dadurch  keine 
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Gefährdung  öffentlicher  Interessen  zu  besorgen  steht.  Gesuchsteller, 
welche  für  familiengeschichtliche  Zwecke  Nachrichten  zu  sammeln 
wünschen,  haben,  falls  es  sich  nicht  um  die  eigene  Familie  handelt,  eine 
Ermächtigung  seitens  der  in  Betracht  kommenden  Familie  oder  eines  ihrer 
Vertreter  beizubringen. 

Für  alle  übrigen  persönlichen  und  wissenschaftlichen  Benutzungen 
von  Reichsangehörigen  durch  Einsichtnahme  von  Akten  oder  deren  Ver- 
sendung an  inländische  Archive  und  Bibliotheken  erteilt  der  Archiv- 
direktor die  Erlaubnis  bis  zur  Zeitgrenze  von  1806,  für  die  spätere  Zeit 
der  Oberpräsident. 

Auf  Gesuche  von  Ausländern  und  auch  von  Behörden  auswärtiger 
Staaten  ist  die  Entscheidung  des  Chefs  der  Archivverwaltung  einzuholen. 
Nur  in  dringlichen  Fällen  ist  der  Archivdirektor  ermächtigt,  einen  Gesuch- 
steller noch  vor  Eingang  der  Entscheidung  die  Nachforschungen  beginnen 
zu  lassen. 

Um  in  dringlichen  Fällen  Härten  zu  vermeiden,  kann  auch  solchen 
auswärtigen  Benutzern,  welche  die  Einholung  der  oberpräsidialen  Erlaubnis 
versäumt  haben,  die  Einsicht  von  Akten  gleichwohl  unter  bestimmten 
Voraussetzungen  und  Bedingungen  gestattet  werden1). 

In  jedem  Falle  soll  nach  der  Dienstanweisung  ein  schriftlicher  An- 
trag vorangehen,  in  welchem  die  Ausdehnung  der  gewünschten  Benutzung 
sachlich  und  zeitlich  genau  umschrieben  sein  soll. 

Bezüglich  der  im  Staatsarchive  deponierten  Akten  besteht,  gleichviel 
ob  bei  den  Deponierungen  Bestimmungen  über  Erteilung  der  Benutzungs- 
erlaubnis getroffen  sind  oder  nicht,  der  Grundsatz,  daß  das  Archiv- 
geheimnis in  allen  Fällen  gewahrt  werden  muß,  die  Anlaß  zu  Rechts-  und 
anderen  Ansprüchen  geben  können.  Namentlich  dürfen  die  Akten  der 
Stadt-  und  Landgemeinden  den  Verwaltungsbehörden,  Gerichten  und 
Prozeßparteien  ohne  Genehmigung  der  Deponenten  nicht  vorgelegt,  und  es 
dürfen  solche  Akten  auch  nicht  zur  Bearbeitung  von  Gutachten  oder  zur 
Erteilung  von  Auskünften  an  Verwaltungsbehörden  und  Gerichte  heran- 
gezogen werden.  Den  deponierten  Akten  der  Stadt-  und  Landgemeinden 
sind  in  der  eben  erwähnton  Beziehung  gleich  zu  behandeln  auch  die  an 
das  Staatsarchiv  abgegebenen  Akten  der  Kreisausschüsse,  soweit  sie  die 
kreiskommunale  Verwaltung  botreffen. 

Für  die  Benutzung  des  Archives  der  Stadt  Danzig  hat  sich  der 
Magistrat  in  dem  über  die  Deponierung  abgeschlossenen  Vertrage  die 
Erlaubniscrteilung  für  alle  Fälle  vorbehalten.  Um  jedoch  die  Benutzung 
des  Archives  zu  erleichtern,  hat  der  Magistrat  bis  auf  weiteres  dem  jetzigen 


1)  Hierzu  hat  der  Herr  Oberpräsident  von  Westpreußen  seine  Genehmigung 
erteilt. 


7.  Die  Benutzungen.  63 

Archivdirektor  die  Erteilung  der  Erlaubnis  für  wissenschaftliche  (und 
genealogische)  Zwecke,  und  zwar  für  In-  und  Ausländer  und  ohne  zeitliche 
Beschränkung  übertragen.  Diese  vom  Magistrat  erteilte  Ermächtigung 
geht  nicht  ohne  weiteres  auf  den  Vertreter  oder  Amtsnachfolger  über. 
Dagegen  hat  sich  der  Magistrat  die  Erlaubniserteilung  vorbehalten,  wenn 
es  sich  um  Requisitionen  weltlicher  oder  geistlicher  Verwaltungsbehörden, 
Gerichte,  Prozeßparteien  oder  deren  Vertreter  und  um  Versendung  von 
Archivalien  ins  Ausland  handelt.  Die  Einsichtnahme  der  städtischen  Erb- 
bücher ist  ein  für  allemal  genehmigt  worden. 

Die  Magistrate  der  Städte  Deutsch-Eylau,  Kulm,  Marienwerder, 
Putzig  und  Schöneck  haben  ebenso  wie  die  Stadt  Danzig  sich  die  Er- 
laubniserteilung zur  Benutzung  durch  weltliche  oder  geistliche  Behörden, 
Gerichte  und  Prozeßparteien  ausdrücklich  vorbehalten.  Gelegentlich  der 
übrigen  Deponierungen  ist  über  die  Benutzung  keine  Verabredung  ge- 
troffen. Diese  Akten  werden  daher,  da  eine  Benutzungserlaubnis  der 
Deponenten  zu  wissenschaftlichen  und  genealogischen  Zwecken  vermutet 
werden  muß,  in  derselben  Weise  behandelt  wie  das  Depositum  der  Stadt 
Danzig,  und  zwar  so,  daß  das  Staatsarchiv  die  Erlaubnis  zu  wissenschaft- 
lichen und  genealogischen  Benutzungen  erteilt,  im  übrigen  aber  behufs 
Wahrung  des  Archivgeheimnisses  zur  Benutzung  durch  Behörden  und 
Prozeßparteien  und  zur  Versendung  von  Akten  ins  Ausland  die  Ge- 
nehmigung der  Deponenten  einzuholen  ist. 

Die  amtlichen  Benutzungen  des  Staatsarchives  waren  von 
seiner  Eröffnung  an  ziemlich  zahlreich,  obwohl  eine  öffentliche  Bekannt- 
machung zu  ihrer  Herbeiführung  nicht  erlassen  worden  war.  Dagegen  ist 
von  Anfang  an  das  Ziel  verfolgt  worden,  die  amtlichen  Benutzungen  mög- 
lichst zu  erleichtern  und  schnell  zu  erledigen.  Zu  dem  Zwecke  wurde  für 
die  Benutzung  bestimmter  Akten,  die  von  den  benutzenden  Behörden  selbst 
abgegeben  worden  waren,  eine  von  den  Formen  des  registraturmäßigen 
Geschäftsganges  befreite  Art  der  Anforderung  eingeführt.  Für  die 
Regierung  in  Marienwerder  werden  dazu  vereinbarte  Vordrucke  benutzt, 
die  der  Dezernent  oder  der  in  Betracht  kommende  Registraturbeamte 
unterschreibt.  Da  solche  einfachen  Benutzungen  hier  sofort  binnen 
wenigen  Minuten  erledigt  werden,  können  die  Akten  in  eiligen  Fällen  schon 
an  dem  auf  die  Absendung  des  Schreibens  folgenden  Tage,  immer  aber 
am  Morgen  des  übernächsten  Tages  bei  der  Regierung  in  Marienwerder 
zur  Vorlage  kommen.  Sie  sind  auf  diese  Weise  gemeinhin  schneller  in 
der  Hand  des  Dezernenten,  als  wenn  sie  vor  der  Abgabe  an  das  Staats- 
archiv auf  dem  Boden  der  Regierung  aus  den  reponierten  Akten  heraus- 
gesucht werden  mußten.  Auch  gegenüber  der  Dritten  Abteilung  der 
Danziger  Regierung  werden  die  Benutzungen  bestimmter  und  bekannter 
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Aktenstücke  gegen  einen  formlosen  Antrag  der  Registratur  ausgehändigt. 
Bei  allen  übrigen  Benutzungen,  bei  denen  erst  im  Staatsarchive  die  zur 
Erledigung  der  Anfrage  dienlichen  Akten  ermittelt  werden  müssen  oder  die 
ihnen  entnommenen  Nachrichten  als  Auskunft  zusammengestellt  und  er- 
läutert werden,  hat  eine  den  Sachgegenstand  umschreibende  Anfrage  der 
Behörde  oder  eine  Übersendung  der  Aktenvorgänge  vorauszugehen. 

Eine  möglichst  schnelle  Bearbeitung  auch  umfangreicher  Be- 
nutzungen letzterer  Art  wird  hier  dadurch  herbeizuführen  gesucht,  daß 
die  Erledigungen  den  Beamten  nicht  wahllos  der  Reihe  nach,  sondern 
immer  solchen  Beamten  übertragen  werden,  die  für  gewisse  verfassungs- 
rechtliche Anfragen  oder  für  solche  auf  dem  Gebiete  des  Kirchen-  und 
Schulwesens,  der  Domänenverwaltung,  der  Ortsnamenkunde  oder  anderer 
Verwaltungsgebiete  in  besonderem  Maße  eingearbeitet  oder  mit  den  für 
die  Benutzung  in  Betracht  kommenden  Aktengruppen  durch  die  voran- 
gegangenen Ordnungsarbeiten  oder  durch  häufige  Benutzungen  ver- 
traut sind. 

Die  Mehrzahl  der  Archivbenutzungen  seitens  der  Behörden  stellt  sich 
als  Aushändigungen  von  Akten  dar.  Die  Minderzahl  erforderte  eigene 
Aktenarbeit  des  Staatsarchives  in  verschiedenem  Umfange  von  einem  bis 
zu  mehreren  Tagen.  Auch  Wochen  hindurch  ist  ein  Archivbeamter  für 
eine  einzelne  Benutzung  in  Anspruch  genommen  worden.  So  entstanden 
erst  in  langwieriger  Arbeit  die  Darstellungen  Kaufmanns  über  die  Ge- 
schichte der  Vinzentinerinnen  und  über  den  Orden  der  Lazaristen  in  Kulm. 
Mehrfach  mußten  auch  dem  Magistrate  der  Stadt  Danzig  Ausführungen 
über  grundsätzliche  Fragen  der  städtischen  Verfassung  geliefert  werden 
oder  Ausarbeitungen  über  die  Grundlagen  noch  heute  in  Kraft  befindücher 
Rechte  und  Pflichten.  Einige  dieser  Auskunfterteilungen  sind  dann  von 
dem  bearbeitenden  Beamten  privatim  zu  eigenen  Studien  erweitert  und 
vertieft  worden,  um  die  Ergebnisse  für  die  Zukunft  zum  Nutzen  der 
Städtischen  Verwaltung  festzulegen1).  Gutachten  wurden  auch  im  Auf- 
trage der  vorgesetzten  Behörde  und  auf  Veranlassung  von  Gerichts- 
beschlüssen, im  letzteren  Falle  von  einzelnen  Archivbeamten  unter  eigenem 
Namen,  geliefert.  Eine  größere  Zahl  eingehender  Nachforschungen  er- 
forderte endlich  die  vom  Herrn  Oberpräsidenten  bereits  im  Jahre  1905  für 
die   Landräte   ergangene   Weisung,   vor   Einreichung   von   Anträgen   auf 


1)  Bär,  Die  Entwicklung  des  Territoriums  der  Stadt  Danzig  und  ihres  kom- 
munalen Verwaltungsgebietes  in  Zeitschrift  des  Westpr.  Gesch.  Ver.  Heft  49;  Bär, 
Über  das  Kadukrecht  der  Stadt  Danzig,  ebenda  Heft  51;  Bär,  Die  Besitznahme  der 
Stadt  Danzig  und  ihrer  Festungswerke  durch  Preußen.  (Zum  Abdruck  vor- 
bereitet.) —  Die  erstgenannte  Abhandlung  findet  sich  erweitert  auch  in  desselben 
Verfassers  „Behördenverfassung  in  Westpreußen  seit  der  Ordenszeit",  Danzig  1912, 
S.  143—156. 
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Änderung  von  Ortsnamen  wegen  des  zu  wählenden  Namens  ein  Gutachten 
des  Staatsarchives  einzuholen  1). 

Die  Aufgaben  der  Staatsarchive  anderen  Behörden  gegenüber  er- 
strecken sich  nun  zwar  nach  dem  Wortlaute  der  Dienstanweisung  nur  auf 
die  Vorlegung  des  Materials.  Gleichwohl  ist  es  seit  lange  üblich  gewesen 
und  seit  Eröffnung  des  hiesigen  Staatsarchives  ein  besonderer  Wert  darauf 
gelegt  worden,  die  Behörden  der  Provinz  durch  Auskunfterteilung  und 
gutachtliche  Äußerungen  zu  unterstützen.  Aber  diese  Tätigkeit  der  Staats- 
archive kann  naturgemäß  nur  innerhalb  der  durch  die  beschränkte  Zahl 
der  Beamten  und  durch  die  Anforderungen  des  eigenen  Dienstbetriebes 
gezogenen  Grenzen  erfolgen.  Es  haben  daher  in  einigen  Fällen  Anträge 
auf  Erteilung  von  Abschriften  abgelehnt  werden  müssen,  wenn  diese  An- 
träge auch  durch  Übersendung  der  Akten  oder  durch  Anfertigung  der 
Abschrift  durch  einen  Beamten  in  dessen  dienstfreier  Zeit  und  dann  gegen 
Vergütung  erledigt  werden  konnten.  Denn  ein  solcher  Anspruch  auf  Ver- 
gütung steht  den  Archivbeamten  nach  einem  vom  Herrn  Chef  der  Archiv- 
verwaltung anerkannten  Grundsatze  auch  Behörden  gegenüber  dann  zu, 
wenn  es  sich  um  Arbeiten  handelt,  die  innerhalb  der  Dienststunden  ohne 
wesentliche  Beeinträchtigung  des  eigenen  Geschäftsbetriebes  nicht  aus- 
geführt werden  können  und  für  die  deshalb  die  private  Mühewaltung  eines 
Beamten  erforderlich  wird.  Das  Staatsarchiv  selbst  aber  wird  im  eigenen 
Dienstinteresse  geneigt  sein,  die  Grenze  der  für  solche  Benutzungen  auf- 
zuwendenden Zeit  enger  zu  ziehen,  wenn  es  sich  um  Arbeiten  handelt,  die, 
wie  Abschriften  leicht  lesbarer  Urkunden,  durch  die  Behörde  selbst  oder 
durch  einen  jüngeren  Beamten  in  dienstfreier  Zeit  erledigt  werden  können. 
Das  Staatsarchiv  wird  dagegen  jene  Grenzen  weiter  ziehen  oder  ganz 
fallen  lassen,  wenn  es  sich  um  Auskünfte  handelt,  die  die  Behörden  eben 
nur  vom  Staatsarchive  ihrer  Provinz  erhalten  können,  weil  die  Archiv- 
beamten eine  bessere  Kenntnis  der  Landesgeschichte  und  der  älteren  Ver- 
fassungs-  und  Verwaltungsgeschichte  der  Provinz  besitzen  und  die  Hilfs- 
mittel zur  Erläuterung  früherer  Vorgänge  besser  kennen,  als  es  den 
Behörden  möglich  ist. 

Der  Zahl  nach  waren  im  Mittel  der  letzten  beiden  Jahre  je  311  amt- 
liche Benutzungen  zu  verzeichnen. 

Die  außeramtlichen  Benutzungen  scheiden  sich  rein 
äußerlich  in  persönliche  und  solche,  die  durch  schriftliche  Anfragen  und 
Bescheide  erledigt  werden.  Die  persönliche  Benutzung  ist  im  allgemeinen 
und  wegen  der  dadurch  gebotenen  Möglichkeit  der  Erörterung  und  Ver- 
ständigung vorzuziehen.    Die  Voraussetzung  dafür  ist  aber,  daß  der  Be- 


1)  Verfügung  des  0.  P.  v.  16.  5.  1905  (0.  P.  I  Nr.  7372). 
Mitteilungen.    21.  Heft. 
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nutzer  selbständig  und  ruhig  zu  arbeiten  versteht  und  nicht  durch  ein 
vielfaches  Bedürfnis  nach  Unterstützung  im  Lesen  und  im  Verständnis  der 
Quellen  die  Beamten  und  die  übrigen  Benutzer  in  ihrer  Arbeit  stört.  Diese 
Voraussetzung  trifft  nicht  immer  zu.  Solche  und  andere  bei  den  persön- 
lichen Benutzungen  gesammelten  Erfahrungen  haben  dazu  geführt,  den 
Benutzern  bei  voraussichtlich  mehrtägiger  Arbeit  gewisse  Bemerkungen 
zur  Beachtung  vorzulegen1).  Im  allgemeinen  werden  solche  Benutzer, 
die  nicht  selbständig  arbeiten  können,  und  das  trifft  bei  Familienforschern 
sehr  häufig  zu,  gut  tun,  sich  schriftlich  an  das  Staatsarchiv  zu  wenden 
und  von  ihm  die  Erledigung  ihrer  genau  zu  umschreibenden  Frage  durch 
einen  Beamten  in  dienstfreier  Zeit  zu  erbitten. 


1)  Vorschrift  für  die  Benutzer  des  Königlicheu  Staatsarchivs  zu  Danzig: 
Die  Herrn  Benutzer  des  Königl.  Staatsarchivs  zu  Danzig  sind  verpflichtet, 
die  ihnen  vorgelegten  Akten,  Urkunden  und  Handschriften  nur  zu  dem  von  ihnen 
angegebenen  und  durch  die  Erlaubnis  des  Herrn  Oberpräsidenten  bezw.  des  Staats- 
archivs genehmigten  Zwecke  zu  benutzen,  nicht  aber  zur  Geltendmachung  von 
Rechtsansprüchen  oder  zur  Verletzung  fremder  Interessen  zu  verwerten.  Eine  Be- 
nutzung von  Akten  zu  Prozeßzwecken  bedarf  einer  besonderen  Erlaubnis. 

Da  den  Benutzern  nach  §  30  der  Dienstanweisung  vom  21.  Januar  1904  die 
Archivalien  nur  in  dem  genehmigten  Umfange  vorgelegt  werden  dürfen,  so  ist  jeder 
Benutzer  verpflichtet,  bei  Vorlegung  von  solchen  Akten,  welche  auch  andere  Gegen- 
stände behandeln,  also  namentlich  bei  Vorlegung  von  Sammelbänden  oder  untrenn- 
baren Akten  und  übrigens  auch  im  Falle  der  Einsichtnahme  der  Aktenverzeichntese, 
von  den  den  Gegenstand  seiner  Benutzung  nicht  berührenden  Stücken  keine  Kenntnis 
zu  nehmen.  Auch  darf  von  einer  solchen  über  den  eigenen  Benutzungszweck  hinaus 
etwa  erworbenen  Kenntnis  anderen  Personen  oder  Behörden  keine  Mitteilung  ge- 
macht werden. 

Die  Herrn  Benutzer  sind  zur  Schonung  der  benutzten  Archivalien  und  zur 
Erhaltung  ihrer  Ordnung  verpflichtet.  Striche  oder  Vermerke  dürfen  nicht  in  die 
Akten  geschrieben,  Blätter  nicht  eingeknickt  werden.  Besiegelte  Urkunden  er- 
fordern eine  besonders  vorsichtige  Behandlung.  Lose  Blätter  und  Einzelurkunden 
sind  in  der  bisherigen  Reihenfolge  zu  lassen.  Jedes  ungeheftete  Aktenbündel  muß 
vor  der  Benutzung  eines  folgenden  wieder  verschnürt,  jede  Einzelurkunde  vor  der 
Bearbeitung  der  nächsten  in  den  Umschlag  und  in  den  Urkundenkasten  zurückgelegt 
werden. 

Eine  Unterstützung  des  Benutzers  beim  Lesen  von  Urkunden  kann  ¥ei  der 
damit  verbundenen  Störung  der  Beamten  und  der  Mitbenutzer  nur  ausnahmsweise 
und  in  ganz  beschränktem  Maße  gewährt  werden. 

Jedem  der  Herrn  Benutzer  wird  empfohlen,  auf  den  den  Akten  entnommenen 
Auszügen  den  Fundort  des  Aktenstückes,  also  die  Abteilungs-  und  Ordnungsnummer 
zu  vermerken,  weil  ein  später  gewünschtes  nochmaliges  Aufsuchen  des  Aktenstückes 
lediglich  auf  Grund  eines  Auszuges  und  ohne  Angabe  des  Aktenzeichens  abgelehnt 
werden  muß. 

Endlich  wird  die  Erwartung  ausgesprochen,  daß  von  den  ganz  oder  zu  einem 
erheblichen  Teile  auf  Grund  der  hiesigen  Benutzung  verfaßten  Arbeiten  im  Falle 
der  Drucklegung  ein  Abdruck  an  das  Staatsarchiv  abgeliefert  werde. 
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Um  den  Staatsarchiven  unnötige  Inanspruchnahmen  zu  verringern, 
besteht  seit  Jahren  die  Anweisung,  von  Studenten  und  Kandidaten,  die 
zur  Herstellung  einer  Erstlingsschrift  die  Akten  der  Staatsarchive  ein- 
zusehen wünschen,  zuvor  das  Zeugnis  eines  akademischen  Lehrers  hin- 
sichtlich der  wissenschaftlichen  Befähigung  des  Antragstellers  beibringen 
zu  lassen.  Sinngemäß  ist  hier  auch  gelegentlich  der  Benutzungsanträge 
älterer  Personen  zu  angeblich  wissenschaftlichen  Zwecken  ähnlich  ver- 
fahren und  den  Umständen  nach  zuvor  eine  Auskunft  über  ihren  Bildungs- 
gang erbeten  worden.  Denn  es  würde  eine  zwecklose  Inanspruchnahme 
des  Staatsarchives  bedeuten,  wenn  dem  Wunsche  eines  des  Lateinischen 
und  der  älteren  Rechts-  und  Wirtschaftsgeschichte  unkundigen  sogenannten 
Lokalforschers  auf  Vorlegung  mittelalterlicher  Urkunden  ohne  weiteres 
entsprochen  werden  müßte. 

Endlich  ist  bei  jeder  persönlichen  Benutzung  eine  vorherige  schrift- 
liche Anmeldung  erwünscht,  weil  andernfalls  der  Benutzer  Gefahr  läuft, 
die  von  ihm  begehrten  Akten  nicht  sofort  zu  erhalten.  Denn  die  Heraus- 
suchung der  für  eine  Frage  dienlichen  Akten  erfordert  oft  eine  längere 
Bearbeitung  durch  einen  Beamten  und  kann  nicht  immer  in  der  ersten 
Stunde  des  unvermuteten  Eintreffens  in  Angriff  genommen  werden. 

Rein  sachlich  lassen  sich  die  außeramtlichen  Benutzungen  in  wissen- 
schaftliche und  nichtwissenschaftliche  scheiden. 

Zu  den  Benutzungen  nichtwissenschaftlicher  Art  stellen  einen  sehr 
erheblichen  Anteil  die  familiengeschichtlichen  Anfragen.  Sie  sind  wohl 
in  allen  Archiven  zahlenmäßig  stark  vertreten.  Hier  ganz  besonders.  Denn 
der  polnische  Adel  ist  bekanntlich  besonders  zahlreich.  Und  wenn  auch 
viele  dieser  Adelsfamilien  wirtschaftlich  heruntergekommen  waren  oder 
sich  überhaupt  nur  als  ein  bäuerlicher  Kleinadel  bescheidensten  Natur- 
zustandes darstellten,  so  ist  doch  die  Zahl  der  noch  heute  bestehenden 
vormals  polnisch-preußischen  Adelsfamilien  sehr  erheblich.  Und  der 
polnische  Adel  hat  ein  ausgeprägtes  Bedürfnis  nach  familiengeschicht- 
licher Forschung.  Mehrere  große  Nachschlagewerke  zur  Adelsgeschichte 
beweisen  das.  Im  besonderen  aber  erwächst  dem  in  den  preußischen 
Teilungsanteilen  lebenden  polnischen  Adel  vielfach  die  zwingende  Ver- 
anlassung, den  Spuren  seiner  Vorfahren  nachzugehen  und  den  Zusammen- 
hang des  jetzigen  Geschlechtes  mit  den  Voreltern  zu  ermitteln.  Diese 
Veranlassung  erwächst  ihm  aus  der  Tätigkeit  des  dem  Ministerium  des 
Königlichen  Hauses  unterstellten  Heroldsamtes  auf  dem  Felde  der  Unter- 
suchung und  der  Anerkennung  der  Adelsberechtigung  polnischer  Familien. 
An  sich  ist  der  Nachweis  und  der  Entscheid  über  die  Zugehörigkeit  einer 
Familie  zum  polnischen  Adel  überaus  einfach,  weil  die  dafür  maßgebenden 
Kennzeichen  längst  festgestellt  und  unschwer  zu  übersehen  sind.  Schwierig 
ist  dagegen  für  das  lebende  Geschlecht  der  Nachweis  des  Zusammen- 

5* 
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hanges  mit  seinen  Vorfahren  polnischer  Zeit,  auf  welche  die  Kennzeichen 
der  Adelszugehörigkeit  anzuwenden  sind,  weil  die  Kirchenbücher  und  die 
Akten  der  vormaligen  Gerichte  vielfach  verbrannt  und  viele  Nach- 
suchungen dadurch  erschwert  oder  unmöglich  geworden  sind.  Solche  An- 
fragen polnischer  Familien  verdienen  deshalb  das  weiteste  Entgegen- 
kommen. Da  sie  keine  Schuld  tragen  an  dem  Untergang  ihrer  Beweis- 
mittel, müssen  ihnen  die  durch  Nachrichten  in  anderen  Akten  etwa  ge- 
botenen Möglichkeiten  der  angestrebten  Nachweisungen  in  vollem  Umfange 
gewährt  werden. 

Übrigens  sind  es  nicht  nur  adlige  Familien,  die  die  Veranlassung  zu 
familiengeschichtlichen  Nachsuchungen  bieten.  Es  ist  oben  schon  erwähnt 
worden,  wie  stark  die  Zahl  der  bürgerlichen  Familien  des  Inlandes  und 
des  Auslandes  ist,  deren  Vorfahren  in  die  westpreußischen  Städte  und 
namentlich  nach  Danzig  gelangt  und  hier  Bürger  geworden  und  wie  häufig 
die  Nachfragen  sind,  die  über  Herkunft  und  Verwandtschaft  dieser  Vor- 
fahren im  Staatsarchive  einlaufen. 

Einen  erheblichen  Teil  der  nichtwissenschaftlichen  Privatbenutzungen 
machen  auch  die  besitzrechtlichen  Fragen  aus.  In  sehr  vielen  Fällen  sind 
es  die  Nachkommen  der  im  18.  Jahrhundert  von  der  preußischen  Ver- 
waltung angesetzten  Erbpächter,  die  nach  Verlust  ihrer  Erbverschrei- 
bungen Einsichtnahme  oder  Abschrift  der  in  den  hiesigen  Domänengrund- 
büchern zurückbehaltenen  Abschriften  oder  der  hier  verwahrten  Konzepte 
wünschen.  Die  Domänenabteilung  der  Königlichen  Regierung  zu  Danzig 
hat  sich  bei  der  Abgabe  der  Domänengrundbücher  an  das  Staatsarchiv 
die  Benutzungserlaubnis  für  den  obigen  Zweck  zwar  vorbehalten,  sie  aber 
bisher  nie  versagt,  obwohl  immer  bei  diesen  Benutzungen  die  Möglichkeit 
von  Rechtsstreitigkeiten  eingeschlossen  ist.  Noch  öfter  handelt  es  sich  bei 
den  besitzrechtlichen  Anfragen  um  alte  Realgerechtigkeiten  im  vormaligen 
Danziger  Gebiet,  um  Ansprüche,  die  vor  Gericht  oder  vor  dem  Stadt- 
ausschuß oder  vor  dem  Bezirksausschuß  zum  Austrage  gebracht  werden 
sollen.  Die  Stadt  Danzig  pflegt  in  allen  solchen  Fällen  die  reiche  "Über- 
lieferung ihres  Archives  unbedenklich  zu  öffnen. 

Die  wissenschaftlichen  Benutzungen,  die  ein  Drittel  der  im  Mittel  der 
letzten  beiden  Jahre  etwa  350  außeramtlichen  Benutzungen  ausmachen, 
sind  der  Mehrzahl  nach  schriftliche  Anfragen,  und  auch  von  den  persön- 
lichen wissenschaftlichen  Benutzern  sind  die  auswärtigen  an  Zahl  den 
hiesigen  gleich.  Die  Zahl  der  persönlichen  wissenschaftlichen  Archiv- 
benutzer pflegt  eben  in  Städten,  die  nicht  Universitätsstädte  sind,  nicht 
erheblich  zu  sein.  Das  ist  auch  in  Danzig  der  Fall.  Einige  Hochschüler 
haben  die  kunstgeschichtliche  Überlieferung  des  Danziger  Stadtarchives 
zur  Herstellung  ihrer  Doktorarbeiten  verwertet.  Dagegen  haben  die 
Historiker    der    zahlreichen    hiesigen    höheren    Lehranstalten    mit    einer 
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glänzenden  Ausnahme  an  der  Erforschung  der  Landesgeschichte  bisher 
nicht  teilgenommen.  Da  die  vormittägliche  Berufspflicht  für  die  Lehrer- 
schaft wie  für  Angehörige  anderer  Berufe  einer  wissenschaftlichen  Neben- 
beschäftigung hinderlich  zu  sein  pflegt,  ist  schon  seit  einigen  Jahren  für 
die  Wintermonate  ein  Nachmittagsdienst  im  Staatsarchive  eingeführt  und 
damit  die  Möglichkeit  nachmittäglicher  Archivbenutzung  geschaffen 
worden. 

Die  auswärtigen  Benutzer,  die  hier  persönlich  gearbeitet  haben,  sind 
teils  Inländer  und  Reichsangehörige,  darunter  auch  einige  Studenten,  die 
auf  Grund  der  hier  gefertigten  Dissertationen  promoviert  worden  sind,  zu 
einem  erheblichen  Teile  aber  auch  Ausländer.  Es  entspricht  ja  auch  ganz 
und  gar  den  einst  weitverzweigten  Beziehungen  der  vormals  mächtigen 
Handelsstadt  Danzig,  daß,  wie  einst  die  Schiffe  fremder  Länder  in  ihrem 
Hafen,  nun  in  ihrem  Archive  die  Gelehrten  der  verschiedensten  Nationen 
zusammenkommen  und  Studien  zur  Geschichte  ihres  Heimatlandes  treiben. 
Am  stärksten  ist  naturgemäß  die  Benutzung  durch  polnische  Gelehrte,  die 
im  Danziger  Stadtarchive  unzweifelhaft  eine  der  bedeutendsten  Quellen 
ihrer  Reichsgeschichte  erkennen  müssen. 

Die  schriftlich  an  das  Staatsarchiv  gelangenden  wissenschaftlichen 
Anfragen  werden  unter  Aufwendung  einer  der  größeren  oder  geringeren 
Bedeutung  der  Anfrage  entsprechenden  Zeit  während  der  Dienststunden 
bearbeitet  und  also  kostenlos  beantwortet.  Auch  der  oft  geäußerte  Wunsch 
auf  Übersendung  von  Akten  findet  hier  immer  ein  mit  den  Dienst- 
vorschriften vereinbares  Entgegenkommen,  zumal  wenn  es  sich  um  einzelne 
bestimmte  Akten  oder  Schriftstücke  handelt.  Dagegen  wird  bei  größeren 
wissenschaftlichen  Arbeiten  und  vor  der  Versendung  dazu  dienlicher  Akten 
stets  verlangt,  daß  der  Benutzer  zuvor  persönlich  im  Staatsarchive  arbeite, 
die  Akten  selbst  ermittele,  die  für  seine  Zwecke  weniger  wichtigen  Akten 
hier  erledige  und  nur  für  solche  Akten  die  Versendung  nachsuche,  die 
durch  ihren  Umfang  und  ihre  inhaltreiche  Bedeutung  eine  Versendung 
und  den  damit  verbundenen  Aufwand  rechtfertigen.  Schlecht  erhaltene 
Urkunden,  besonders  wertvolle  Handschriften,  Kopialbücher  und  Gerichts- 
bücher, die  eine  Vielzahl  wichtiger  Urkunden  enthalten,  werden  überhaupt 
nicht  versandt.  Um  die  durch  die  Aktenversendung  verursachte  Arbeit 
nicht  dem  Staate  zur  Last  fallen  zu  lassen,  wird  die  Vorbereitung  durch 
den  damit  betrauten  Archivdiener  in  dienstfreier  Zeit  ausgeführt  und  eine 
geringe  Verpackungsgebühr  dafür  erhoben  1). 


1)  Die  Akten  werden  hier  im  allgemeinen  „eingeschrieben"  versandt,  nicht 
als  Wertpakete.  Bei  den  zahlreichen  Versendungen  an  Behörden  wird  dadurch  nicht 
nur  der  erhebliche  Aufwand  für  Siegellack,  sondern  auch  Arbeitszeit  gespart.  Posta- 
lisch ist  die  Behandlung  und  Sicherheit  die  gleiche.    Für  den  Staat  aber  ist  es  un- 
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Neben  den  oben  behandelten  amtlichen  und  außeramtlichen  Be- 
nutzungen sind  die  Bestände  des  Staatsarchives  auch  von  dessen  Beamten 
selbst  zu  eigener  wissenschaftlicher  Tätigkeit  und  in  einem  Falle  auch  im 
Auftrage  der  vorgesetzten  Behörde  zur  Bearbeitung  einer  amtlichen  Publi- 
kation benutzt  worden.  In  ersterer  Beziehung  sind  namentlich  einige 
Arbeiten  von  Bär,  Foltz,  Kaufmann,  Knetsch  und  Stephan  zu  nennen1). 
Und  als  amtliche  Publikation  auf  Kosten  der  Königlich  Preußischen 
Archivverwaltung  hatte  der  Herr  Generaldirektor  der  Staatsarchive  alsbald 
nach  der  Eröffnung  des  Staatsarchives  eine  von  einer  umfangreichen 
Quellenveröffentlichung  begleitete  Darstellung  über  die  Erwerbung  West- 
preußens und  die  Einrichtung  seiner  Verwaltung  durch  Friedrich  den 
Großen  in  Aussicht  genommen.  Im  Jahre  1909  ist  diese  Publikation  er- 
schienen2). Es  wäre  erfreulich,  wenn  sie  als  die  erste  große  landes- 
geschichtliche Veröffentlichung  seit  der  Begründung  des  Staatsarchives 
eine  große  Reihe  von  Nachfolgerinnen  erhielte,  und  wenn,  wie  in  anderen 
Provinzen,  so  auch  in  Westpreußen  die  Mittel  zur  Drucklegung  solcher 
Arbeiten  auf  dem  Gebiete  der  Landesgeschichte  bereit  stünden. 

Im  Rahmen  der  obigen  Ausführungen  über  die  Benutzungen  des 
Staatsarchives  und  über  einige  bemerkenswerte  Arbeiten  seiner  Beamten 
mag  endlich  noch  eine  kurze  Darlegung  Platz  finden  über  das  im  Staats- 
archive bereits  seit  Jahren  bearbeitete  Werk  eines  Historisch- 
geographischen  Ortslexikons  der  Provinz  Westpreußen. 

Die  Bearbeitung  dieses  Werkes  wurde  vom  Archivdirektor  bei  dem 
Herrn  Oberpräsidenten  in  Anregung  gebracht.  Die  Veranlassung  dazu  bot 
die  Wahrnehmung,  daß  sich  jeder  Feststellung  über  die  Namen  und  die 
frühere  geographische  Zugehörigkeit  der  Dörfer  und  örtlichkeiten  hier  in 
Westpreußen  weit  größere  Schwierigkeiten  entgegenstellen  als  in  irgend- 


erheblich, ob  er  im  Falle  eines  Verlustes  einige  Mark  mehr  oder  weniger  erhält  für 
Akten,  die  an  sich  unersetzlich  sind. 

1)  Einige  Bücher  und  Aufsätze  von  Bär  sind  oben  schon  in  anderem  Zu- 
sammenhange erwähnt  worden.  Weiter  sind  zu  nennen:  Foltz,  Geschichte  des  Dan- 
ziger  Kämmereiwesens,  Danzig  1912;  Kaufmann,  Geschichte  der  Stadt  Deutsch- 
Eylau,  Danzig  1905;  Knetsch,  Die  Siegel  der  Stadt  Danzig  bis  zum  Untergang  ihrer 
Selbständigkeit  in  Zeitschr.  d.  Westpr.  Gesch.  Ver.  Heft  47;  Stephan,  Die  Straßen- 
namen Danzigs,  Danzig  1911.  Die  Veröffentlichungen  von  Danziger  Archivbeamten 
zur  Geschichte  Westpreußens  sind  mit  diesen  Anführungen  nicht  erschöpft.  —  Von 
wichtigen  Arbeiten,  die  in  Vorbereitung  befindlich  sind,  ist  eine  Geschichte  des 
Kreises  Konitz,  die  Stephan  bearbeitet,  und  eine  Biographie  des  Oberpräsidenten 
von  Schön  zu  nennen,  die  von  Zechlin  vorbereitet  wird. 

2)  Bär,  Westpreußen  unter  Friedrich  dem  Großen.  2  Bde.  Erster  Band 
Darstellung,  aweiter  Band  Quellen.  Ausgabe  unter  dem  Titel:  Publikationen  aus  den 
K.  Preußischen  Staatsarchiven,  Bände  83  und  84.    Leipzig  1909,  bei  S.  Hirzel. 
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einer  anderen  Provinz.  Denn  auch  in  keiner  der  östlichen  Provinzen  er- 
weist es  sich  in  dem  Maße  wie  hier  als  Regel,  daß  die  meisten  Orte  im 
Laufe  der  Jahrhunderte  wenigstens  zwei  verschiedene  Namen  oder  doch 
Namenformen  gehabt  haben,  eine  deutsche  und  eine  polnische.  Wieder 
die  meisten  Orte  aber  weisen  darüber  hinaus  mehrere  Entwickelungs- 
formen  ihrer  deutschen  oder  polnischen  Namen  auf,  die  jede  Feststellung 
im  Einzelfalle  zu  einer  schwierigen  und  sehr  oft  unlösbaren  Aufgabe  ge- 
stalten. Sie  wird  für  spätere  Zeiten,  wenn  nicht  jetzt  eine  Festlegung 
eintritt,  noch  viel  schwieriger  werden,  weil  die  seit  mehreren  Jahrzehnten 
übliche  Ortsnamenänderung  wieder  neue  Namen  den  alten  und  den  be- 
stehenden hinzufügt,  und  weil  durch  Zusammenlegungen  und  Ein- 
gemeindungen mit  alten  örtlichkeiten  alte  Ortsnamen  verschwinden.  Es 
ist  für  die  Behörden  im  Geschäftsgang  unmöglich,  sehr  schwierig  für  die 
Gelehrten  bei  ihrer  Arbeit,  sich  darüber  zu  unterrichten,  welchen  Namen 
ein  Ort  vor  seiner  Umnennung  geführt,  festzustellen,  daß  beispielsweise 
das  Gut  Dreilinden  im  Kreise  Thorn  zu  polnischer  Zeit  Dziemiony,  zur 
Ordenszeit  Semenau  und  Simnau  hieß,  und  daß  das  ordenszeitliche 
Pippingsee  später  den  Namen  Pygrza  und  heute  den  künstlichen  Namen 
Ernstrode  erhalten  hat. 

Nur  eine  grundlegende  Bearbeitung  aller  für  die  Ortsgeschichte  be- 
deutungsvollen Quellen  aller  Zeiten  und  der  Aufbau  eines  allgemeinen 
Nachschlagewerkes  auf  jener  Grundlage  kann  eine  schnell  erreichbare  und 
sichere  Identifizierung  der  Ortsnamen  schaffen.  Eine  gleichzeitige  Er- 
mittelung der  besitzrechtlichen  Eigenschaften  und  der  jeweiligen  Zu- 
gehörigkeit der  Orte  zu  politischen  und  kirchlichen  Bezirken  muß  die 
Brauchbarkeit  eines  solchen  Werkes  wesentlich  erhöhen.  Und  für  die  zur- 
zeit häufig  vorkommende  Änderung  polnischer,  dem  Deutschtum  unver- 
ständlicher und  oft  unaussprechlicher  Ortsnamen  kann  die  Bearbeitung  des 
Nachschlagewerkes  ebenfalls  von  grundlegender  Bedeutung  werden.  Denn 
statt  der  die  historische  Überlieferung  jäh  unterbrechenden,  willkürlich 
gewählten  Namen  wird  man  in  der  Lage  sein,  die  einstigen  deutschen 
Namen  der  Ordenszeit  wieder  zur  Geltung  zu  bringen  oder,  wo  solche 
fehlen,  aus  den  alten  Namenformen  zu  lernen,  wie  unsere  alte  Sprache 
polnische  Namen  eingedeutscht  oder  wie  die  polnische  Sprache  deutsche 
Namen  sich  angepaßt  hat.  Die  daraus  entnommenen  Regeln  können  gleich- 
falls nützliche  Anwendung  finden,  wenn  es  sich  darum  handelt,  polnischen 
Ortsnamen  unter  Wahrung  des  sprachlichen  Zusammenhanges  eine  deutsch 
klingende  Form  zu  geben. 

Nachdem  ihm  mündlich  und  schriftlich  über  Zweck  und  Ziel  und 
Umfang  der  Arbeit  Vortrag  gehalten,  hat  sich  der  Herr  Oberpräsident 
Delbrück  in  voller  Anerkennung  ihres  dauernden  Nutzens  für  die 
schwierigen  Verhältnisse  der  Provinz  bereit  erklärt,  die  Kosten  der  unter 


72  Das  K.  Staatsarchiv  zu  Danzig. 

die  Leitung  des  Archivdirektors  gestellten  Bearbeitung  durch  Besoldung 
eines  dafür  zu  bestellenden  jüngeren  Archivbeamten  zu  tragen.  Ohne  Rück- 
sicht auf  diese  rein  rechnerische  Bestimmung  ist  nach  anfänglicher  Be- 
arbeitung des  Historisch-geographischen  Ortslexikons  durch  Dr.  Peters  in 
der  Zeit  vom  1.  April  1904  bis  1.  Juli  1905  seitdem  Dr.  Stephan  ununter- 
brochen daran  tätig  gewesen. 

Es  kann  hier  weder  auf  die  Art  der  Arbeit  noch  auf  den  Umfang  der 
bereits  bearbeiteten  und  noch  ferner  heranzuziehenden  Quellen  eingegangen 
werden.  Nur  das  mag  bemerkt  werden,  daß  das  Werk  schon  jetzt  in  halb- 
vollendetem Zustande  für  den  Dienstbetrieb  des  Staatsarchives  von  aller- 
größter Bedeutung  ist.  Es  wird  für  die  Zwecke  unserer  eigenen  Ordnungs- 
arbeiten und  sehr  vieler  Anfragen  fast  täglich  benutzt,  und  seine  Ergebnisse 
haben  sich  für  die  von  den  Regierungen  oder  den  Landratsämtern  bezüg- 
lich der  Ortsnamenänderungen  an  das  Staatsarchiv  gerichteten  Ersuchen 
immer  von  Nutzen  erwiesen.  Und  das  hiesige  Vorgehen  ist  als  ein  Be- 
dürfnis für  die  Verhältnisse  des  von  polnischen  Ortsnamen  durchsetzten 
Ostens  alsbald  vorbildlich  geworden  für  eine  andere  Provinz.  Der  Herr 
Oberpräsident  der  Provinz  Posen  läßt  in  gleicher  Weise  auch  dort  ein 
Historisch-geographisches  Ortslexikon  bearbeiten. 


8. 

Übersicht  über  die  Aufstellung  der  Bestände  im 
Kgl.  Staatsarchive  zu  Danzig1). 

Ordens-  und  Polnische  Zeit. 

1.  Herzöge  von  Pomerellen  und  pomerellische 
Würdenträger.    (Urkunden  von  1248 — 1313.) 

2.  Johanniterorden.    (Urkunden  von  1198—1366.) 

3.  Der  Deutsche  Ritterorden  in  Preußen  (Zentral- 
regierung).   (Handfestenbücher  und  Einzelurkunden  von  1259—1525.) 

4.  Westpreußische  Komtureien,  Vogteien,  Pflege- 
und  andere  Ämter.  (Handfestenbücher  und  Einzelurkunden  von 
1263—1452.) 

5.  Gerichte  der  Ordenszeit:  Komturei-  und  Vogteigerichte, 
Landgerichte,  Dorfgerichte,  Patrimonialgerichte.    (Nur  wenige  Stücke.) 

6.  Bischof  von  Pomesanien  als  Landesherr  und  in 
weltlichen  Angelegenheiten.  (Handschriften  und  Urkunden  von  1233  bis 
1527.) 

7.  Bischof  von  Kulm  als  Landesherr  und  in  weltlichen 
Angelegenheiten.    (Urkunden  von  1255 — 1454.) 

8.  Auswärtige  Bischöfe  (weltliche  Angelegen- 
heiten). (Handschriften  und  Urkunden  des  Bischofs  von  Leslau  von 
1277—1476.) 

10.  König  von  Polen  und  Polnische  Reichsbehörden. 
(Urkunden  und  Akten  von  1455  bis  18.  Jahrh.) 

11.  Woiwodschaften.  (Akten,  besonders  Lustrationen  aus  den 
Woiwodschaften  Marienburg,  Kulm,  Pomerellen,  Inowrazlaw  und  Kaiisch 
vom  16.— 18.  Jahrh.) 

12.  S  t  a  r  o  s  t  e  i  e  n.  (Lustrationen  aus  dem  16.,  meist  aus  dem 
17.  und  18.  Jahrh.) 


1)  Über  die  nachstehend  aufgeführten  Behörden  und  deren  Zuständigkeit  gibt 
Auskunft  Bär,  Die  Behördenverfassung  in  Westpreußen  seit  der  Ordenszeit.  Danzig 
1912 
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13.  Königliche  Ökonomien,  einschließlich  der  von  1629  bis 
1635  währenden  Kurfürstlich  Brandenburgischen  Verwaltung  der  Ökonomie 
Marienburg.  (Akten  der  Ökonomien  Marienburg,  Roggenhausen  und 
Tiegenhof  vom  15.  Jahrh.  bis  1767.) 

14.  Woiwodschaftsgerichte  (Grodgerichte).  (Akten 
des  Christburger  Grodgerichts  von  1633^1772;  Akten  des  Inowrazlawschen 
Grodgcrichts  zu  Podgorz  von  1788 — 94;  Bruchstücke  des  Schönecker  Grods 
von  1673—1674.  Die  hierher  gehörigen  Akten  des  Grodgerichts  zu  Deutsch- 
Krone  befinden  sich  vorläufig  noch  im  Staatsarchive  zu  Posen.) 

15.  Landgerichte.  (Akten  des  Landgerichts  zu  Stuhm  von  1621 
bis  1768  und  des  Inowrazlawschen  Landgerichts  zu  Podgorz  von  1779 
bis  1792.) 

16.  Starosteigerichte.  (Akten  der  Starosteigerichte  Marien- 
burg, Mewe  und  Tuchel  vom  17.  und  18.  Jahrh.) 

17.  Ökonomie-Obergericht  zu  Marienburg  einschließ- 
lich der  von  1629—1635  währenden  Kurfürstlich  Brandenburgischen  Ver- 
waltung.   (Akten  und  Protokolle  des  17.  und  18.  Jahrh.) 

18.  Ämter  und  Vogteigerichte  polnischer  Zeit. 
(Akten  der  Vogteigerichte  Marienburg  und  Oliva  und  der  Ökonomieämter 
Tiegenhof  und  Bärwalde  vom  17.  und  18.  Jahrh.) 

20.  Schulzengerichte. 

21.  Sondergerichte.  (Protokolle  des  Büttnergerichts  zu 
Schlochau  1744—1757.) 

22.  Die  Preußischen  Stände,  Preußischer  Bund,  Landesrat, 
Landtage.    (Wenige  Akten  aus  dem  18.  Jahrh.) 

23.  Herzoglich  Warschauische  Behörden.  (Akten  von 
1807—1815.) 


Preußische  und  Ostpreußische  Behörden,  welche  für  ganz  Westpreußen 
oder  einzelne  Teile  in  Betracht  kommen. 

29.  Herzogliche  Regierung  (Obe  rr  at  s  st  übe,  Preußi- 
sche, seit  1774  Ostpreußische  Regierung,  seit  1781 
Etatsministerium)  zu  Königsberg,  kommt  für  Westpreußen 
bis  zu  ihrer  Aufhebung  im  Jahre  1804  in  Betracht,  und  zwar  für  das 
Elbinger  Territorium  bis  1772,  für  die  Ämter  Marienwerder  und  Riesen- 
burg bis  1782  und  für  die  Erbämter  Schönberg  und  Deutsch-Eylau  bis  1804. 
(Akten  des  15.— 18.  Jahrh.) 

30.  Oberpräsidenten  in  Königsberg  für  Ost-  und 
Westpreußen  von  1772—1810.     (Akten  des  18.  Jahrh.  bis  1810.) 
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Oberpräsidium  der  Provinz  Preußen  zu  Königs- 
berg von  1825—1878  s.  Abteilung  161. 

31.  Militärgouvernement  für  das  Land  zwischen 
der  Weichsel  und  der  Russischen  Grenze  zu  Königs- 
berg (1813  bis  zum  Juni  1814).    (Akten  von  1813  und  1814.) 

31  a.  Generalkommando  des  Ersten  Armeekorps. 
(Akten  von  1816—1819.) 

32.  Hofgericht  zu  Königsberg,  bestand  bis  1782.  (Akten 
des  17.  und  18.  Jahrh.) 

33.  Tribunal  zu  Königsberg,  für  westpreußische  Gebiete 
von  1657—1782  und  seitdem  als  oberer  Senat  der  Regierung  bis  1808  für 
Westpreußen  zuständig. 

34.  Ostpreußische  Regierung  zu  Königsberg  von 
1782—1808.    (Akten  von  1782—1802.) 

35.  Justizamtskollegzu  Saalfeld  von  1751—1782  für  die 
Ämter  Marienwerder  und  Riesenburg  zuständig.     (Akten  des  18.  Jahrh.) 

36.  (Justiz-)  Ämter  bezw.  Erbämter  Marienwerder 
(bis  1751,  Fortsetzung  s.  Abt.  35  und  95),  Riesenburg  (bis  1751,  Fort- 
setzung s.  Abt.  35  und  95).  (Akten  des  17.  und  18.  Jahrh.)  —  Die  Justiz- 
akten der  Erbämter  Schönberg  und  Deutsch-Eylau  sind  mit 
den  Akten  der  Abteilung  146  vereinigt. 

37.  Kreisjustizkommission  zu  Saalfeld  von  1782  bis 
1804  für  die  Erbämter  Schönberg  und  Deutsch-Eylau  zuständig.  (Akten 
von  1783—1804.) 

38.  Kriegs-  und  Domänenkammer  zu  Königsberg, 
vorher  bis  1723  Rentkammer,  Kammerkollegium,  Kriegskommissariat,  für 
die  vier  vormals  ostpreußischen  Ämter  und  das  Elbinger  Territorium  bis 
1772  zuständig.    (Akten  des  17.  und  18.  Jahrh.) 

Ämter  Marienwerder  und  Riesenburg  s.  Abt.  145. 
Erbämter  Schönberg  und  Deutsch-Eylau  s.  Abt.  146. 

39.  Preußische  Spezial-Kirchen-  und  Schulkom- 
mission in  Königsberg  von  1722—1804  bestehend.  (Akten  des 
18.  Jahrh.  bis  1804.) 

40.  Pomesanisches  Konsistorium  zu  Saalfeld,  1751 
mit  dem  Ostpreußischen  Konsistorium  zu  Königsberg 
vereinigt,  für  das  Elbinger  Territorium  bis  1772,  für  die  Ämter  Marien- 
werder und  Riesenburg  bis  1782,  für  die  Erbämter  Schönberg  und  Deutsch- 
Eylau  bis  1804  zuständig;  dann  Konsistorium  der  Provinz 
Preußen  zu  Königsberg,  von  1832—1886  für  Westpreußen  zu- 
ständig.   (Akten  des  18.  und  19.  Jahrh.) 
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41.  Provinzial-Schulkollegium  der  Provinz  Preußen 
zu  Königsberg,  für  Westpreußen  von  1832—1878  zuständig.  (Wenige 
Akten  des  19.  Jahrh.) 

42.  Medizinal-Kollegium  für  Preußen  zu  Königs- 
berg, von  1832—1878  für  Westpreußen  zuständig. 

43.  Die  Rentenbank  für  die  Provinzen  Ost-  und 
Westpreußen  zu  Königsberg. 

44.  Kgl.  Staatsarchiv  (vorher  Geheimes  Archiv, 
Provinzialarchiv)  zu  Königsberg.  (Akten  des  18.  und 
19.  Jahrh.) 

45.  Direktorium  der  Königlichen  Gestüte  und  R  e  - 
montedepots  in  Preußen  zu  Trakehnen.  (Akten  des 
19.  Jahrh.) 

46.  Die  Eichungsinspektion  für  die  Provinzen  Ost- 
und  Westpreußen   in  Königsberg. 


Katholische  Kirchenbehörden  und  Kirchen. 

51.  Bischof  und  kirchliche  Behörden  des  Bistums 
Pomesanien,  bis  1527.  Seitdem  wurden  die  geistlichen  Angelegen- 
heiten vom  Bischof  von  Kulm  verwaltet;  1821  wurden  die  Pfarreien  dem 
Bistum  Ermland  überwiesen:  Dekanate  Marienburg,  Fürstenwerder,  Neu- 
teich, Stuhm  und  Christburg.  (Urkunden  und  Handschriften  des  14.  bis 
16.  Jahrh.) 

52.  Bischof  und  kirchliche  Behörden  des  Bistums 
Leslau  für  das  Dekanat  Gniewkowo  und  für  Pomerellen  (die  heutigen 
Dekanate  Danzig  I  und  II,  Dirschau,  Mewe,  Mirchau,  Neuenburg,  Putzig, 
Seh  wetz,  Stargard)  zuständig  bis  1818.  (Weihbischof,  Archidiakon,  OffiziaL 
seit  etwa  1430—1773  der  Offizial  zu  Danzig,  Subkau  u.  a.  Orten);  dann 
der  Offizial  (Konsistorium)  zu  Dirschau.  In  der  Zeit  von  1818—1821  war 
die  Verwaltung  dem  apostolischen  Vikar  Rossolkiewicz  zu  Danzig  unter- 
stellt. Im  Jahre  1821  wurden  die  Dekanate  mit  dem  neuen  Bistum  Kulm 
vereinigt. 

53.  Erzbischof  von  Gnesen'und  kirchliche  Be- 
hörden des  Erzbistums  Gnesen  für  das  Arehidiakonat  Kamin 
(mit  den  Dekanaten  Schlochau,  Hammerstein,  Vandsburg,  Tuchel,  Lobsens 
und  Nakel)  bis  1821  zuständig.  Im  Jahre  1821  wurden  die  heutigen  Deka- 
nate Kamin,  Tuchel  und  Schlochau  mit  dem  Bistum  Kulm  vereinigt. 
(Akten  des  Kaminer  Konsistoriums  von  1799 — 1802.) 

54.  Bischof  und  kirchliche  Behörden  des  Bistums 
PI  o  c  k  wegen  des  Dekanates  Gorzno  bis  1818. 
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55.  Bischof  und  kirchliche  Behörden  des  Bistums 
Posen,  später  des  Erzbistums  Posen-Gnesen,  wegen  des  Dekanates 
Deutsch-Krone  und  seit  1821  wegen  des  Dekanates  Gniewkowo  (Argenau). 
(Aktdn  des  Dekanates  Gniewkowo  von  1850—1857.) 

56.  Bischof  und  kirchliche  Behörden  des  Bistums 
E  r  m  1  a  n  d  für  Stadt  Elbing  und  Elbing-Höhe  zuständig  und  seit  1821  für 
die  Dekanate  Marienburg,  Fürstenwerder,  Neuteich,  Stuhm  und  Christburg. 

60.  Bischof  und  kirchliche  Behörden  und  Insti- 
tute des  Bistums  Kulm. 

65.  Kirchengemeinden  und  Pfarrämter.  (Urkunden 
des  14.  bis  18.  Jahrh.) 

66.  Kirchliche  Genossenschaften  (ausschließlich  der 
Stifter  und  Klöster). 

Patronatsakten  sind  in  den  Archiven  der  Patrone  zu  suchen. 

Evangelische  Kirchenbehörden  und  Kirchen. 

71.  Ältere  lutherische  Kirchenbehörden. 

72.  Reformierte  Kirchenbehörden. 
Westpreußisches     Konsistorium,     vereinigt     mit     der 

Regierung  in  Marienwerder  bis  1816  (Geistliche  und  Schuldeputation).  Die 
Akten  liegen  unter  181  bezw.  91. 

74.  Konsistorium  bezw.  Konsistorium  und  Provin- 
zial-Schulkollegium  in   Danzig    (1816—1832).     (Akten  von   1816 

bis  1832.) 

76.  Konsistorium     der     Provinz     Westpreußen     in 

Danzig,  seit  1886. 

77.  Die  evangelischen  geistlichen  Superintenden- 
turen  (Kircheninspektionen,  Kirchenkreise).  (Akten  der  Superintenden- 
turen  Deutsch-Krone  und  Neuteich  von  1800—1876.) 

78.  Kirchengemeinden  und  Pfarrämter.  (Die  großen 
Deposita  der  St.  Bartholomäikirche  in  Danzig  und  des  Seniorenkollegs  der 
Reformierten  Kirche  zu  Danzig,  Akten  des  16.  bis  19.  Jahrh.;  außerdem 
Akten  verschiedener  Kirchen  des  17.  bis  19.  Jahrh.) 

79.  Prediger-Seminar  in  Wittenburg. 

80.  Kirchliche  Genossenschaften. 
Patronatsakten  sind  in  den  Archiven  der  Patrone  zu  suchen. 

Justizverwaltung. 

91.  Oberlandesgericht  zu  Marienwerder,  vorher 
Oberhof-undLandesgericht  1772—1773,  dann  W  e  s  t  p  r  e  u  ß  i  - 
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sehe  Regierung  1773 — 1808,  dann  Oberlandesgericht  1808— 
1849,  dann  Appellationsgerieht  1849 — 1879.  (Akten  in  Regierungs- 
und Landeshoheitsachen  von  1772 — 1808,  Akten  in  Geistlichen,  Kirchen  und 
Schul-Sachen  1772 — 1808,  Akten  in  Justizsachen,  Justizaufsicht  und  Justiz  - 
einrichtung,  Rechtsprechung  und  freiwillige  Gerichtsbarkeit,  von  1772  an; 
im  ganzen  5600  Aktenstücke.) 

92.  Westpreußisches  Hofgericht  zu  Bromberg 
1782 — 1807.  (Akten  der  Rechtsprechung  und  der  freiwilligen  Gerichtsbar- 
keit bis  1806.) 

92 a.  Südpreußische  Regierung  zu  Posen  1793—1807. 
(Wenige  Akten  von  1797—1806.) 

93.  Kammerjustizdeputationen  zu  Marienwerder 
und  Bromberg  1782—1808  bezw.  1807.  (Wenige  Akten  der  Marien- 
werderschen  Deputation  von  1786 — 1792.) 

94.  Landvogteigerichtezu  Bromberg,  Konitz,  Kulm,  Marien - 
bürg,  Schneidemühl  und  Stargard  von  1773 — 1782.    (Nur  wenige  Akten.) 

95.  Domänenjustizämter  von  1773 — 1802.  (Akten  in  mäßigem 
Umfange.) 

96.  Kreisjustizkommissionen  (Kreisjustizräte)  1782  bis 
1849.    (Nur  wenige  Akten.) 

97.  Vereinigte  Land-  und  Stadtgerichte,  Stadt- 
gerichte,Landgerichte  (aus  den  vormaligen  Domänenjustizämtern 
und  den  städtischen  Gerichtsverwaltungen  vereinigt),  1802 — 1849.  (Akten 
der  Gerichte  zu  Berent,  Bischofswerder,  Danzig  (zahlreiche  Akten),  Dir- 
schau,  Elbing,  Kamin,  Karthaus,  Konitz,  Kulm,  Kulmsee,  Löbau,  Marien- 
werder, Neuenburg,  Neustadt,  Oliva,  Preuß.-Friedland,  Preuß.-Stargard, 
Putzig,  Schlochau,  Schloppe,  Schwetz,  Stolzenberg,  Strasburg,  Stuhm, 
Tolkemit,  Tuchel,  Zempelburg.) x) 

98.  Groß-Werder-Vogteigericht  1773—1821. 

99.  Kommerz-  und  Admiralitätskollegium  zu  Dan- 
zig, 1793—1807  und  1814—1879;  vorher  Admiralitätsgericht  zu 
L  a  n  g  f  u  h  r  ,  1773—1793.    (Akten  von  1794—1871.) 

100.  Wett-  und  Handlungsgericht  zu  Danzig,  1794 
bis  1807. 

101.  Adlige  Patrimonialgerichte,  bis  1S48.  (Akten  einer 
größeren  Zahl  von  Patrimonialgerichten  aus  dem  18.  und  19.  Jahrh.) 

102.  Kreispatrimonialgerichte  (kombinierte  adlige  und 
städtische  Gerichte),  1782—1849.    (Nur  wenige  Akten  vorhanden.) 


1)  Die  Akten  der  Stadtgerichte  im  alten  Sinne  bis  1802  bezw.  bis  zur  Ein- 
führung der  Städteordnung  1808  sind  unter  Abt.  300  ff .  zu  suchen. 
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103.  Kreisgerichte  und  deren  Deputationen  und 
Kommissionen,  1849—1879.  (Akten  der  Gerichte  zu  Berent,  Danzig, 
Deutsch-Eylau,  Karthaus,  Konitz,  Kulm,  Löbau,  Marienwerder,  Neuenburg, 
Schloehau.  Schwetz,  Strasburg,  Thorn,  Zempelburg  in  mäßigem  Umfange 
erhalten.) 

104.  Staatsanwaltschaften  bei  denKreisgerichten 

1849—1879. 

105.  Landgericht  zu  Danzig,  seit  1879.    (Akten  vorhanden.) 

106.  Landgericht  zu  Elbing,  seit  1879. 

107.  Landgericht  zu  Graudenz,  seit  1879.     (Akten  vorhanden.) 

108.  Landgericht  zu  Konitz,  seit  1879.    (Akten  vorhanden.) 

109.  Landgericht  zu  Thorn,  seit  1879. 

110.  Staatsanwaltschaft  bei  dem  Landgericht  zu 
Danzig,  seit  1879.    (Akten  vorhanden.) 

111.  Staatsanwaltschaft  bei  dem  Landgericht  zu 
Elbing,  seit  1879. 

112.  Staatsanwaltschaft  bei  dem  Landgericht  zu 
Graudenz,  seit  1879.    (Akten  vorhanden.) 

113.  Staatsanwaltschaft  bei  dem  Landgericht  zu 
Konitz,  seit  1879.    (Akten  vorhanden.) 

114.  Staatsanwaltschaft  bei  dem  Landgericht  zu 
Thorn,  seit  1879. 

115.  Oberstaatsanwalt  in  Marienwerder,  seit  1879. 

116.  Oberlandesgericht  in  Posen  für  den  westpreußischen 
Kreis  Deutsch-Krone  seit  1879  zuständig. 

117.  Amtsgerichte,  seit  1879.  (Akten  in  erheblichem  Um- 
fange, namentlich  die  Beilageakten  zu  den  Grund-  und  Hypotheken- 
büchern, die  einheitlich  bei  der  Abt.  117  verwahrt  werden.) 

118.  Seeamt  zu  Danzig,  seit  1878. 

121.  Gefängnisse. 

122.  Justizkommissare,  Rechtsanwälte  und  Notare. 
(Akten  des  18.  und  19.  Jahrh.) 


Westpreußische,  vor  1815  begründete  Verwaltungsbehörden. 

130.  Kommissionen.    (Nur  wenige  Akten.) 

131.  Kriegs-  und  Domänenkammer  zu  Marienwerder, 
1772—1808.  (Von  dieser  Registratur,  die  durch  Brände  und  Aktenvernich- 
tungen sehr  vermindert  worden  ist,  sind  immerhin  noch  über  4000  Akten- 
stücke wieder  zusammengebracht  worden.  Sie  umfassen  das  ganze  Gebiet 
des   Geschäftskreises    der   Kriegs-   und   Domänenkammer   und    überdies 
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Kirchen-,  Pfarr-  und  Schulsachen  bezüglich  der  Einrichtung,  Bau-  und 
Vermögenssachen.) 

133.  Geh.  Finanzrat  von  Br-enkenhof  für  den  Netze- 
distrikt, 1772—1774.     (Nur  wenige  Aktenstücke.) 

134.  Kriegs-  und  Domänenkammer-Kommission 
(1774 — 1775),  dann  Kriegs-  und  Domänenkammer-Deputa- 
tion zu  Bromberg  bis  1807.     (Rund  250  Aktenstücke.) 

135.  Südpreußische  Kriegs-  und  Domänenkammern 
zu  Posen  und  Petrikau  (für  das  sogenannte  Neue  Gebiet,  südlich  von 
Thorn)  und  zu  Plock  (für  das  Drewenzgebiet).    (Wenige  Akten.) 

136 — 144.  Landrätliche  Kreise  Marienwerder,  Marienburg, 
Kulm,  Michelau,  Dirschau,  Stargard,  Konitz  im  Marienwerderschen,  Kamin 
und  Deutsch-Krone  im  Brombergschen  Kammerbezirk,  1772 — 1818.  (Nur 
von  den  Landratskreisen  Marienwerder,  Marienburg,  Kulm,  Michelau,  Dir- 
schau und  Deutsch-Krone  sind  einige  Akten  ins  Staatsarchiv  gelangt.) 

145.  Domänenämter  und  Intendanturen,  später 
Domänenrentämter,  1773 — 1872.  (Die  zahlreichen  Akten  sind  bei 
dem  vielfachen  Wechsel  der  Ämter  und  ihrer  Zusammensetzung  zu  den 
Ämtern  letzter  Organisation,  an  deren  Stelle  also  keine  Neubildungen  mehr 
getreten  sind,  gelegt  worden.  Akten  früherer  Ämter,  deren  Geschäfte  nach 
ihrer  Auflösung  von  benachbarten  und  neu  eingerichteten  Ämtern  weiter- 
geführt wurden,  sind  als  Vorakten  zu  denjenigen  Ämtern  gebracht  worden, 
die  zuletzt  die  Funktionen  des  ehemaligen  alten  Amtes  versahen.) 

146.  E  rbämter  Schön  berg  und  Deutsch-Ey  lau.  (Akten 
des  16.  bis  18.  Jahrh.) 

147.  Steuerräte  bezw.  Steuerrätliche  Kreise,  und 
zwar  147  A  Kreise  Marienwerder  und  Marienburg,  147  B  Kreise  Kulm  und 
Michelau,  147  C  Kreise  Dirschau  und  Stargard,  147  D  Kreis  Konitz,  147  E 
Kreise  Kamin  und  Deutsch-Krone,  1772 — 1809.  (Nur  von  einigen  Kreisen 
sind  Akten  erhalten.) 

148.  Deichinspektionen.     (Akten  von  1791 — 1865.) 

151.  Akzise  und  Zolldirektion  en  zu  Neufahrwasser  und 
Fordon  von  1773 — 1787 ;  Provinzial-Akzise-  und  Zolldirek- 
tionen zu  Fordon,  1787 — 1797,  und  zu  Neufahrwasser,  seit  1793  zu 
Danzig,  seit  1807  zu  Marienwerder,  von  1787—1809.    (Nur  wenige  Akten.) 

152.  Provinzial-Akzise-  und  Zollgericht,  seit  1783 
Provinzialregiegericht  zu  Stolzenberg,  1773—1797. 

153.  Akzise-  und  Zollämter  und  Akzise-  und  Zoll-Inspek- 
toren. 

154.  Provinzial-Salz-Direktionen  zu  Neufahrwasser  und 
Thorn,  dann  Provinzial-Salz-  und  Seehandlungskontor  in  Neufahrwasser. 
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156.  Torffaktoreien  zu  Brück,  Elbing,  Hoppenbruch  und  Tru- 
tenau.    (Akten  von  1797—1818.) 

159.  Generalkommissariat  für  die  Friedensvoll- 
ziehungsgeschäfte in  Westpreußen  (Kammerpräsident  Graf  Dohna). 
(Akten  von  1807—1811.) 

160.  General-Kommissar  zur  Errichtung  der  Land- 
wehr in  Westpreußen  v.  Schroetter.    (Akten  von  1813—1818.) 


Westpreußische  Verwaltungsbehörden  des  19.  und  20.  Jahrhunderts. 

161.  Oberpräsident  von  Westpreußen  in  Danzig,  1816 
bis  1824,  und  dann  von  Westpreußen  bezw.  von  Preußen  zu  Königsberg, 
1825  bezw.  1829—1878.  (Die  gesamte  Registratur  ist  ans  Staatsarchiv  ab- 
gegeben.) 

162.  Oberpräsident  von  Westpreußen  in  Danzig,  seit 
1878.  DieWTeichselstrombauverwaltung  s.  unter  Nr.  231.  (Etwa  150  Akten- 
stücke.) 

163.  Provinzial-Schulkollegium  in  Danzig,  vorher 
Konsistorium  und  Provinzial-Schulkollegium  in  Danzig,  1816—1832  und 
seit  1878.    (Akten  in  mäßigem  Umfange.) 

164.  Dem  Provinzial-Schulkollegium  unterstellte 
Schulen. 

165.  Medizinal-Kollegium  in  Danzig,  seit  1878. 

166.  Generalkommission  zur  Regulierung  der  guts- 
herrlichen und  bäuerlichen  Verhältnisse  in  Marien- 
werder (1811 — 1834)  und  Landesökonomiekollegium  zu  Marienwerder; 
Revisionskolleg  zu  Marienwerder  (1817—1844);  Generalkom- 
mission und  Revisionskolleg  in  Posen  (1823—1834).  Die 
Justizdeputation  zu  Marienwerder  als  Spruchkolleg  (1835—1844); 
die  Spruchkollegien  zu  Danzig  und  Marienwerder  (1845 — 1880). 
(Akten  verschiedener  dieser  Behörden  in  mäßigem  Umfange.) 

167.  Generalkommission  zur  Regulierung  der  guts- 
herrlichen  und  bäuerlichen  Verhältnisse  in  Brom- 
berg, von  1880—1909;  Generalkommission  in  Breslau,  seit 
1909. 

168.  Spezialkommissionen  zu  Danzig  I,  II,  Elbing,  Konitz  I, 
II,  III,  Thorn,  Kulm.    (Nur  wenige  Akten.) 

169.  Provinzial-Steuerdirektion,  seit  1908  Ober- 
zolldirektion  zu  Danzig,  seit  1826.     (Akten  vorhanden.) 

170.  Stempel-   und  Erbschaftssteuerämter. 

171.  Hauptzollämter.  (Nur  Akten  des  Hauptzollamtes  Danzig.) 

Mitteilungen.    21.  Heft.  G 
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172.  Hauptsteuerämter.  (Nur  Akten  der  Hauptsteuerämter 
Preuß.-Stargard  und  Marienwerder.) 

172 a.   Hauptsalzämter  zu  Elbing  und  Neufahrwasser. 

173.  Staatsarchiv  zu  Danzig.  (Vorarbeiten  zu  den  Reper- 
torien  und  Schriftwechsel  über  wissenschaftliche  Publikationen.) 

174.  Landwirtschaftskammer  für  die  Provinz  West- 
preußen in  Danzig  und  deren  Institute,  seit  1895. 

175.  Die  Landgestüte  zu  Marienwerder,  seit  1788,  und  zu 
Preuß.-Stargard,  seit  1888.  • 

176.  Ansiedelungskommission  für  Westpreußen 
undPosenzu  Posen,  seit  188G. 

180.  Regierung  zu  Danzig,  seit  1816.  (Die  Abgabe  der 
Regierung  zu  Danzig  umfaßt  über  11  000  Aktenstücke  und  7300  Karten  und 
Pläne.  Die  letzteren  sind  gegliedert  als  Karten  von  Landesteilen  und 
Grenzen  der  Provinz,  als  solche  über  dörfliche  Feldmarken,  als  Stadtpläne, 
Wasserkarten,  Forstkarten,  Wegekarten,  Eisenbahnstreckenkarten  und  als 
Pläne  über  Maschinen-  und  Schiffbauten.) 

181.  Regierung  zu  Marienwerder,  seit  1808.  (Die  Abgabe 
der  Regierung  zu  Marienwerder  umfaßt  IG  000  Aktenstücke.) 

182.  Bezirksausschuß,  vorher  (1875—1883)  Bezirksver- 
waltungsgericht und  Bezirksrat,  für  den  Regierungsbezirk 
Danzig  zu  Danzig,  seit  1883. 

183.  Bezirksausschuß,  vorher  (1875 — 1883)  Bezirksver- 
waltungsgericht und  Bezirksrat,  für  den  Regierungsbezirk 
Marienwerder  zu  Marienwerder,  seit  1883.    (Akten  in  größerer  Menge.) 

184.  Landratsarnt  und  Kreisausschuß  des  Kreises 
Berent,  seit  1818. 

185.  Landratsamt  und  Kreisausschuß  des  Kreises 
Danziger  Höhe,  seit  1887,  vorher  Danziger  Landkreis,  seit  1818. 

186.  Landratsamt     und     Kreisausschuß     des     Kreises 


Danziger  Niederung,  seit  1881 

187.  Landratsamt 
Dirschau,  seit  1887. 

188.  Landratsarnt 
Elbing  Land,  seit  1818. 

189.  Landratsarnt 
Karthaus,  seit  1818. 

190.  Landratsarnt 
Marienburg,  seit  1818. 

191.  Landratsarnt 
Neustadt,  seit  1818. 


vorher  Danziger  Landkreis,  seit  1818. 
und     Kreisausschuß     des     Kreises 


und     Kreisausschuß     des     Kreises 


und     Kreisausschuß     des     Kreises 


und     Kreisausschuß     des     Kreises 


und     Kreisausschuß     des     Kreises 


192.  Land  ratsam 
Putzig,  seit  1887. 

193.  Landratsam 
Stargard,  seit  1818. 

194.  Landratsam 
Briesen,  seit  1887. 

195.  Landratsam 
Deutsch-Krone,  seit  1818. 

196.  Landratsam 
Flatow,  seit  1818. 

197.  Landratsam 
Graudenz  Land,  seit  1818. 

198.  Landratsam 
Konitz,  seit  1818. 

199.  Landratsam 
Kulm,  seit  1818. 

200.  Landratsam 
Löbau,  seit  1818. 

201.  Landratsam 
Marienwerder,  seit  1818. 

202.  Landratsam 
Rosenberg,  seit  1818. 

203.  Landratsam 
Schlochau,  seit  1818. 

204.  Landratsam 
Schwetz,  seit  1818. 

205.  Landratsam 
Strasburg,  seit  1818. 

206.  Land  ratsam 
Stuhm,  seit  1818. 

207.  Landratsam 
Thorn  Land,  seit  1818. 

208.  Landratsam 
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und     Kreisausschuß     des     Kreises 


und  Kreisausschuß  des  Kreises 

und  Kreisausschuß  des  Kreises 

und  Kreisausschuß  des  Kreises 

und  Kreisausschuß  des  Kreises 

und  Kreisausschuß  des  Kreises 

und  Kreisausschuß  des  Kreises 

und  Kreisausschuß  des  Kreises 

und  Kreisausschuß  des  Kreises 

und  Kreisausschuß  des  Kreises 

und  Kreisausschuß  des  Kreises 

und  Kreisausschuß  des  Kreises 

und  Kreisausschuß  des  Kreises 

und  Kreisausschuß  des  Kreises 

und  Kreisausschuß  des  Kreises 

und  Kreisausschuß  des  Kreises 

und  Kreisausschuß  des  Kreises 


Tuchel,  seit  1875. 

(Von  sämtlichen  Landratsämtern  mit  Ausnahme  derer  zu  Briesen, 
Graudenz  und  Tuchel  sind,  und  zwar  zum  Teil  sehr  umfangreiche 
Registraturen  abgegeben.    Ebenso  von  einer  größeren  Anzahl  von 
Kreisausschüssen.) 
209.   Polizei-Direktion    in    Danzig    (zugleich    Hafenpolizei, 
Hafenamt  und  Lotsenamt  in  Neufahrwasser),  seit  1793.    (Gegen  800  Akten- 
stücke.) 

6* 
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210.  Ländliche  Polizeiämter:  Kgl.  Ländliches  Polizeiamt  in 
Danzig  von  1857 — 1874  und  andere.  (Es  sind  Akten  vorhanden  vom  Länd- 
lichen Polizeiamt  zu  Danzig  und  den  Polizeiämtern  zu  Hagenort,  Pelplin, 
Schönberg  und  Wilhelmswalde.) 

211.  Oberfischmeisterämter  für  das  Frische  Haff  in  Pillau 
und  für  das  Putziger  Wiek  und  die  Danziger  Bucht  in  Neufahrwasser. 

213.  Grenzkommissariate,  von  1845 — 1855.  (Akten  des 
Grenzkommissariates  Gollub  von  1830 — 1869.) 

214.  Strafanstalten:  Graudenz  (früher  Armen-,  Besserungs- 
und Strafanstalt)  und  Mewe.    (Akten  beider  Strafanstalten  von  1803 — 1900.) 

215.  Kreisärzte  seit  1899,  vorher  Kreisphysiker,  Kreiswundärzte. 

216.  Kreistierärzte. 

217.  Baubeamte  und  Baukreise.  (Akten  der  Baukreise 
Danzig,  Konitz  und  Marienwerder  18.  bis  19.  Jahrh.) 

218.  Gewerbe-Inspektionsbezirke  und  Inspektoren, 
seit  1891. 

219.  Deich  ämter,  Deich  verbände,  seit  etwa  1853  bezw. 
1857,  und  Deichbeamte.  (Die  umfangreiche  Registratur  des  Danziger 
Deichverbandes  als  Depositum.) 

220.  Kaufmännische  Korporationen  und  Handels- 
kammern: 

Vorsteheramt  der  Kaufmannschaft  in  Danzig,  seit  1822. 

Die  Korporation  der  Ältesten  der  Kaufmannschaft  zu  Elbing, 

seit  1824. 
Die  Handelskammer  zu  Thorn,  seit  1852. 
Die  Handelskammer  zu  Graudenz,  seit  1899. 

221.  Handwerkskammer  für  die  Provinz  Westpreußen  in 
Danzig,  seit  1900. 

222.  Schiffahrtskommissionen  in  Danzig. 
223 a.   Strandämter. 

223 b.   Seemannsämter. 

224.  Kreisschulinspektoren,  O  r  t  s  schu  linspektoren. 
(Akten  der  Kreis-  und  Ortsschulinspektoren  aus  einer  großen  Anzahl  von 
Kreisen  sind  abgegeben.) 

225.  Schulen  (der  Regierung  unterstellte).  (Akten  der 
Provinzial-Gowerbeschule  in  Graudenz  und  der  Militärwerkanstalt  und 
Militär-Blinden-Unterrichtsanstalt  in  Marienwerder.) 

226a.  Einkommensteuer  -  Veranlagungskommissionen. 
(Es  sind  einige  Akten  von  einigen  Veranlagungskommissionen  und  einige 
Akten  der  Berufungskommissionen  für  den  Regierungsbezirk  Danzig  und 
für  den  Regierungsbezirk  Marienwerder  übernommen.) 

226  b.  Einkommensteuer-Berufungskommissionen. 
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227.  K  a  t  a  s  t  e  r  ä  m  t  e  r.  (Es  sind  Grund-  und  Gebäudesteuerrollen 
der  ersten  Veranlagungsperiode  von  1865—1880  nebst  Renten-  und  Lasten- 
verteilungsakten und  Dismembrations-  und  Besitzveränderungslisten  in 
großem  Umfange  von  sämtlichen  Katasterämtern  des  Regierungsbezirkes 
Marienwerder  hierher  abgegeben  und  die  gleichartigen  Akten  des  Danziger 
Regierungsbezirkes  zur  Abgabe  angemeldet  worden.  Die  Grund-  und  Ge- 
bäudesteuerrollen der  folgenden  Veranlagungsperioden  werden  als  nach 
Umfang  und  Inhalt  zur  dauernden  Aufbewahrung  nicht  geeignet  keine 
Aufnahme  im  Staatsarchiv  finden.) 

228.  Kreiskassen  und  Kreiskommunalkassen.  (Akten 
einer  größeren  Zahl  von  Kreiskassen.) 

229.  Oberförstereien  (Forstämter,  Forstinspek- 
tionen) und  Forstkassen,  seit  1772.  (Akten  von  22  Oberförstereien 
aus  dem  18.  und  19.  Jahrh.) 

230.  Verwaltung   des   Kgl.    Schlosses    in    Oliva,    seit 

1838. 

231.  Weichselstrombauverwaltung,  seit  1884  und  er- 
weitert seit  1889.  (Nur  wenige  bei  der  Weichselstrombauverwaltung  selbst 
erwachsene  Akten  sind  abgegeben;  die  Mehrzahl  der  abgegebenen  Akten 
war  bei  den  Regierungen  entstanden.) 

232.  Lokal-Baubeamte  der  Weichselstrombauver- 
waltung. 

233.  Ausführungskommission  für  die  Regulierung 
der  Weichselmündung  in  Danzig,  seit  1889. 

234.  Meliorationsbauämter  und  -Kassen;  für  West- 
preußen gesondert  erst  seit  1880.  (Nur  einige  Akten  der  Meliorationsbau- 
kasse zu  Czersk.) 

235a.   Ärztekammer,  seit  1887. 

235 b.  Apothekerkammer,  seit  1901. 

236.  Provinzial-Eichungskommissionen  in  Danzig 
und  in  Marienwerder;  Eichungsämter  der  Städte;  die  E  i  c  h  u  n  g  s  - 
Inspektion  für  die  Provinzen  Ost-  und  Westpreußen  in  Königsberg. 

237.  Standesämter,  seit.  1874.  (Von  den  bei  den  Standesämtern 
entstehenden  drei  Aktengruppen  der  Standesregister,  der  Nebenregister  und 
der  Sammelakten  werden  die  ersten  bei  den  Standesämtern  selbst,  die 
Nebenregister  bei  den  Gerichten  erster  Instanz  aufbewahrt.  Die  Sammel- 
akten aber  sind  zur  dauernden  Aufbewahrung  nicht  geeignet.  Es  werden 
daher  die  Standesregister  und  Nebenregister  erst  nach  Überfüllung  der 
jetzigen  Aufbewahrungsstellen  und  entsprechender  gesetzlicher  Regelung 
in  das  Staatsarchiv  gelangen.) 

238.  Eisenbahnkommissariat   in    Bromberg,   seit    1876   in 
Breslau,  von   1884—1894  in  Berlin.     Direktion  der  Ostbahn  in 
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Bromberg  von  1849 — 1880;  Eisenbahnkommissionen  bis  1880. 
Eisenbahndirektion  zu  Bromberg  1880 — 1895  und  zu  Danzig  seit 
1895.  Eisenbahnbetriebsämter  1880—1895;  Eisenbahn- 
betriebs-, Maschinen-,  Werkstätten-,  Verkehrs-Inspek- 
t  i  o  n  e  n ,  seit  1895,  seit  1910  als  Ämter  bezeichnet.  (Akten  der  Eisen- 
bahndirektionen zu  Bromberg  und  Danzig  und  des  Eisenbahnbetriebsamtes 
in  Thorn.) 

239.   Schauspielhauskommission  in  Danzig. 

242.  Kgl.  General-Postamt  in  Berlin.  (Akten  von  1789 
bis  1850.) 

243.  Kgl.  Oberpostamt,  seit  1772  in  Stolzenberg,  seit  1793  in 
Danzig  bis  1850;  Postämter.    (Akten  von  1814—1850.) 

244.  Kgl.  Oberpostdirektionen  in  Danzig  1850—76  und 
Marienwerder  1850—1871.     (Akten  von  1815  bezw.  1850—1870.) 

245.  Kaiser  1.  Oberpostdirektionen  in  Danzig,  seit  1876 
und  in  Bromberg  seit  1876.  (Akten  der  Oberpostdirektion  zu  Danzig  von 
1810—1904.) 

246.  Hauptpostämter,  Postämter,  Telegraphen- 
ämter. 

248.  Amtsvorsteher,  seit  1873.  (Akten  einiger  Amtsvorsteher 
und  von  ihnen  fortgeführte  Schulzenamtsakten.) 

249.  Technische  Hochschule  in  Danzig,  seit  1904. 

Ständische  Behörden  und  Anstalten. 

261.  Provinzial verband  des  Königreichs  Preußen 
1823 — 1878;  der  Landtag;  der  Provinzialausschuß. 

262.  Der  Provinzialverband  der  Provinz  West- 
preußen, seit  1878;  Provinziallandtag;  Provinzialaus- 
schuß;  Landesdirektorium    (Landeshauptmann). 

263.  Die  der  Pro vinzial Verwaltung  unterstehenden 
Anstalten: 

1.  Die  Westpreußische  Provinzialhilfskasse. 

2.  Die  Unfall-  und  Krankenversicherung  der  bei  Bauten  be- 
schäftigten Personen. 

3.  Dio    Westpreußische    Landwirtschaftliche    Berufsgenossen- 
schaft. 

4.  Die  Westpreußische  Provinzial-Witwen-  und  Waisenkasse. 

5.  Die  Provinzial-Irrenanstalten  (Provinzial-Heilanstalten). 

6.  Die  Provinzial-Besserungs-  und  Landarmcnanstalt  zu  Konitz. 

7.  Die   Provinzial-Taubstummenanstalten   zu   Marienburg   und 
Schlochau. 
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8.  Die  Wilhelm-Augusta-Blindenanstalt  zu  Königstal  bei  Danzig. 

9.  Die  Provinzial-Zwangs-  und  Erziehungsanstalt  zu  Tempel- 
burg bei  Danzig. 

10.  Die  Provinzial-Hebammenlehranstalt  in  Danzig. 

11.  Die  Provinzialkommission  zur  Verwaltung  des  Westpreußi- 
schen Provinzialmuseums  und  zur  Erhaltung  provinzieller 
Denkmäler  (Provinzialkonservator). 

12.  Die  Invaliditäts-  und  Altersversicherungsanstalt  bezw.  die 
Landesversicherungsanstalt  Westpreußen  in  Danzig. 

13.  Die  Westpreußische  Feuersozietät,  früher  Immobiliar-Feuer- 
sozietät,  seit  1775. 

264.  WT estpreußische  General-Landschaftsdirek- 
tion in  Marienwerder,  früher  zu  Graudenz,  seit  1787. 

265.  Die  Provinzial-Landschaftsdirektionen  in 
Marienwerder,  Danzig,  Bromberg  und  Schneidemühl. 

266.  Westpreußische  Landschaftliche  Darlehns- 
kasse,  1878  errichtet,  seit  1907  als  Landschaftliche  Bank  der 
Provinz  Westpreußen  in  Danzig. 

267.  Neue  Westpreußische  Landschaft,  seit  1861. 

268.  Die  Landschaftliche  Feuersozietät,  seit  1789, 
und  deren  Generaldirektion  in  Marienwerder. 

269.  Die  Landschaftlichen  Provinzialfeuersozie- 
tätsdirektionen  zu  Marienwerder,  Danzig,  Bromberg,  Schneidemühl. 

Kreisausschüsse  s.  184  ff. 

Kreiskommunalkassen  s.  228. 

280.  Kreisständische  Beamte  (Wegekommissare),  Bezirks- 
vorsteher u.  a. 

(Von  den  Registraturen  261—280  sind  nur  ganz  vereinzelte  Akten- 
stücke ins  Staatsarchiv  gelangt.) 


Das  Archiv  der  Stadt  Danzig. 

300.   Amtsbücher  und  Akten  bis  1793  und  1807—1814. 

Die  Verfassung  und  Verwaltung  der  Stadt  im  allgemeinen  (Rats- 
denkbücher, Stadtbücher;  Ratschlüsse;  Edikte  und  Verord- 
nungen; Stadtrecht  und  Stadtverfassung;  Bürgerrecht, 
Bürgerbücher  und  Geburtsbriefe;  der  Rat  und  die  Rats- 
ordnung; die  Ordnungen  betreffend;  Ordnungsrezesse  des 
Rates;  Akten  und  Rezesse  der  Zweiten  Ordnung;  Akten  und 
Rezesse  der  Dritten  Ordnung;  Beamte). 
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Akten  der  Ratsämter  (Präsidierendes  Amt;  Vizepräsidierendes 
Amt;  Oberwachtherrenamt;  Kriegspräsidierendes  Amt;  Burg- 
gräfliches  Amt;  der  Richter  der  Rechtstadt). 

Akten  des  Rates  und  der  Deputationen  und  Funktionen  über  die 
einzelnen  Verwaltungszweige  (etwa  80  Unterabteilungen  in 
ABC-Folge). 

Auswärtige  Beziehungen  (Internuntien,  Residenten,  Agenten  der 
Stadt;  Missive;  Preußische  Landesangelegenheiten  und 
Stände;  Hanse;  Kriegsachen;  Beziehungen  zum  Adel;  Be- 
ziehungen zu  Polen  und  anderen  Staaten  und  deren  Unter- 
tanen einschließlich  der  westpreußischen  Städte,  Geistlich- 
keit und  Klöster). 

Zugänge  zum  Archive  (Akten  der  Komturei  Danzig;  Akten  der 
Jungstadt  Danzig;  Akten  der  Altstadt  Danzig;  Akten  von 
katholischen  Geistlichen,  geistlichen  Genossenschaften  und 
Kirchen;  Akten  der  Gewerke  (300  G);  Akten  der  Intendantur 
Oliva;  Nachlässe  (300  N);  Lazarett  oder  Pockenhaus;  Akten 
der  Notarien). 
300  U.   Urkunden    und   bis    1525    auch    Briefe.     Der    Be- 
stand ist  in  zahlreiche  Unterabteilungen  gegliedert;  die  zusammengefaßten 
Hauptgruppen  lassen  sich  wie  folgt  in  ABC-Folge  darstellen: 

Bistümer;  Böhmen;  Brandenburg  (Mark  und  Kurfürstentum); 
Braunschweig  -  Lüneburg;  Bremen;  Brügge  (Hansisches 
Kontor). 

Dänemark;  Danzig  (Altstadt,  Gewerke,  Handel,  Jungstadt, 
Jesuiten,  Kirchen  und  Hospitäler,  Klöster,  Komturei,  Rat  und 
Gemeinde,  Ratsendeboten  und  Kriegshauptleute,  Privatleute, 
Territorium,  Wissenschaft  und  Kunst);  Deutschland,  Kaiser 
und  Fürsten;  Deutscher  Orden,  Hochmeister  und  Beamte; 
Deutsche  Städte. 

England  und  Hanseatisches  Kontor  in  London. 

Finnland;  Frankreich. 

Geistliche  Verhältnisse  überhaupt. 

Hamburg;  Hannover  (Kurfürstentum);  Hanse  und  Hansische 
Städte;  Hanseaten,  lief  ländische,  pommersche,  sächsische, 
rheinische,  westfälische. 

Johannitcrorden;  Italien. 

Klöster;  Köln;  Kunst  und  Wissenschaft;  Kurland. 

Liefland  (Orden  und  Stände  und  Städte);  Litauen;  Lübeck; 
Lüneburg. 

Mecklenburg  (Herzöge  und  Städte). 

Niederlande;  Norwegen. 
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Polen  (Könige,  Reich  und  polnische  Städte) ;  Pommern  (Herzöge 
und  pommersche   Städte);   Portugal;   Preußen    (Herzogtum 
und  Königreich) ;  Preußische  Stände  und  Städte,  Gubernator, 
Kriegshauptleute  und  Söldner;  Putziger  Gebiet. 
Rheinland;  Rußland. 

Sachsen   (Kurfürstentum  und  Königreich);   Schlesien;   Schott- 
land; Schweden;  Schweiz;  Spanien;  Süddeutsche  Städte. 
Türkei. 
Ungarn. 

Wendische  Städte;  Westfalen;  Wissenschaft  und  Kunst;  Woi- 
wodschaften in  Preußen. 
300  H.  Handschriften.     (Diese   Sammlung  umfaßt  etwa   1700 
Handschriften,  welche  sich  auf  die  Geschichte  von  Danzig,  Preußen  und 
Polen  beziehen.) 

300  PK.  Plankammer.  (Sie  enthält  2000  Einzelkarten,  Pläne  und 
Zeichnungen  und  mehrere  Hundert  gruppenweise  gebundene  Karten  über 
die  Stadt  Danzig  und  ihr  Gebiet  aus  dem  16.  bis  18.  Jahrh.;  auch  einige 
Karten  nichtdanziger  Herkunft  über  andere  Städte  und  örtlichkeiten  finden 
sich  darunter.) 

300 S.  Siegelsammlung  und  Siegelstempelsamm- 
lung. (Die  im  19.  Jahrhundert  zusammengestellte  Sammlung  enthält 
etwa  7000  mit  den  Namen  bezeichnete  fürstliche,  Amts-,  Stadt-  und 
Familiensiegel,  aber  ohne  Nachweis  ihrer  Herkunft  und  daher  nur  von 
beschränktem  Werte.) 

300 KS.  Akten  des  Danziger  Kirchen-  und  Schul- 
kollegs von  1800—1807.  (Die  etwa  500  Nummern  umfassende  kleine 
Registratur  enthält  wichtige  Akten  mit  rückschauenden  Darlegungen  über 
die  Verfassung  der  Kirchen-,  Schul-,  Stipendien-,  Stiftungs-  und  Armen- 
sachen.) 

300 RA.  Registratur  des  Stadtarchives.  (Enthält  die 
durch  die  Verwaltung  und  Ordnung  des  städtischen  Archives  bei  diesem 
selbst  bis  zum  Jahre  1900  entstandenen  Akten  und  Verzeichnisse.) 

300 RR.  Die  reponierten  Registraturen  des  Magi- 
strats der  Stadt  Danzig  von  1793  bis  1807  und  seit  1814.  (Etwa 
6000  Aktenstücke.) 

300  G.  Die  Danziger  Gewerksarchive.  (Die  Abteilung 
enthält  die  den  Laden  von  50  Danziger  Gewerken  entstammenden  Ur- 
kunden, Akten  und  Handschriften,  soweit  sie  dem  Danziger  Stadtarchive 
nach  Aufhebung  oder  Umwandlung  der  betreffenden  Gewerke  und  nach 
ihrer  Abgabe  an  den  Magistrat  einverleibt  oder  von  noch  bestehenden 
Innungen  im  Archive  hinterlegt  worden  sind.) 

300 N.   Nachlässe.    (In  der  Entstehung.) 
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300 A.1)  Dem  Staatsarchive  eigentümlich  gehörige 
Akten  des  Danziger  Stadtarchives.  (Es  sind  Akten,  welche 
gelegentlich  der  Aufhebung  der  Städtischen  Gerichtsbarkeit  an  den  Staat 
übergegangen  sind.) 


Städte1)  außer  Danzig,  Dorfgemeinden  und  Gutsverwaltungen. 

301.  StadtBaldenburg  (301  A). 

302.  Stadt  Berent  (Depositum  und  302 A). 

303.  Stadt  Bischofswerder. 

304.  Stadt  Briesen  (Depositum). 

305.  Stadt  Christburg  (Depositum  und  305 A). 

306.  Stadt  Deutsch-Eylau  (Depositum). 

307.  Stadt  Deutsch -Krone  (307  A). 

308.  Stadt  Dirschau  (308 A). 

309.  Stadt  Elbing  (309 A). 

310.  Stadt  Flatow  (Depositum). 

311.  Stadt  Freystadt  (Depositum). 

312.  Stadt  Garnsee. 

313.  Stadt  G  oll  üb  (313  A). 

314.  Stadt  Gorzno. 

315.  Stadt  Graudenz  (315 A). 

316.  Stadt  Hammerstein  (316 A). 

317.  Stadt  Jastrow. 

318.  Stadt  Kamin. 

319.  Stadt  Kauer nik. 

320.  Stadt  K  o  n  i  t  z  (Depositum  und  320  A). 

321.  Stadt  Krojanke. 

322.  Stadt  Kulm  (Depositum  und  322 A). 

323.  Stadt  Kulmsee  (Depositum). 

324.  Stadt  Landeck. 

325.  Stadt  Lautenburg  (Depositum). 

326.  Stadt  Lessen. 

327.  Stadt  Löbau  (Depositum  und  327 A). 

328.  Stadt  Märkisch -Friedland. 

329.  Stadt  Marienburg  (Depositum  und  329 A). 

330.  Stadt  Marien werder  (Depositum  und  330 A). 

331.  Stadt  M  e  w  e  (Depositum). 

332.  Stadt  Neuenburg  (Depositum  und  332 A). 


1)  Mit  300  A,  301  A,  302  A  usw.  sind  die  dem  Staatsarchive  eigentümlich 
gehörigen  Bestandteile  von  Stadtarchiven  bezeichnet  worden. 
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333.  Stadt  Neumark  (Depositum). 

334.  Stadt  Neustadt  (Depositum). 

335.  St  adt  Neuteich  (Depositum). 

336.  StadtPodgorz  (336 A). 

337.  Stadt  Preußisch -Friedland  (Depositum). 

338.  Stadt  Putzig  (Depositum  und  338  A). 

339.  Stadt  Rehden  (Depositum  und  339  A). 

340.  StadtRiesenburg  (340 A). 

341.  Stadt  Rosenberg. 

342.  Stadt  Schlochau  (Depositum  und  342 A). 

343.  Stadt  Seh  loppe.  (Depositum). 

344.  Stadt  Schöneck  (Depositum). 

345.  Stadt  Schönsee. 

346.  Stadt  Seh  wetz  (Depositum  und  346  A). 

347.  Stadt  Stargard  (Depositum  und  347 A). 

348.  Stadt  Strasburg  (Depositum). 

349.  Stadt  S  t  u  h  m  (349  A). 

350.  Stadt  Thor n  (350 A). 

351.  Stadt  Tiogenhof  (Depositum). 

352.  Stadt  Tolkemit  (Depositum). 

353.  Stadt  Tuchel  (353 A). 

354.  Stadt  Tütz  (Depositum). 

355.  Stadt  Vandsburg  (Depositum). 

356.  Stadt  Zempelburg. 

357.  Stadt  Zoppot. 

358.  Dörfer  und  Höfe.  (Es  sind  teils  dem  Staatsarchive  eigen- 
tümlich gehörige,  teils  von  den  Dorfgemeinden  und  Einzelhöfen  deponierte 
Akten.) 

359.  Güter  und  Herrschaften.  (Es  sind  teils  dem  Staats- 
archive eigentümlich  gehörige,  teils  von  Gutsbesitzern  deponierte  Haus- 
archive.) 


Stifter  und   Klöster;    Religiöse  Genossenschaften,   Milde  Stiftungen; 

Weltliche  Verbände,  Genossenschaften  und  Vereine,  Gewerke;  Private; 

Nachlässe;  Handschriften  und  Karten  und  Sammlungen. 

360.  Domkapitel:  A.  Marienwerder.     (Einige  50  Original- 
urkunden und  Kopialbücher  von  1236 — 1523.)   B.  Kulms ee.  C.  Pelplin. 

361.  St.  A 1  b  r  e  c  h  t  bei  Danzig,  Missionarienkongregation. 

362  a.    Alt-Schottland    bei    Danzig ,    Augustiner  -  Barmherzige 
Brüder. 
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362 b.    Alt-Schottland  bei  Danzig,  Jesuitenkollegium. 

363.  Christburg,  Franziskaner-Ref ormaten. 

364.  Deutsch-Krone,  Jesuiten. 

365.  Danzig,  Dominikaner.    (Eine  Urkunde.) 

366.  Danzig,  Minoriten-Franziskaner. 

367.  Danzig,  Brigittiner.  (Urkunden  und  Akten  vom  14.  bis 
18.  Jahrh.) 

368.  Danzig,  Karmeliter.    (Urkunden  des  16.  bis  18.  Jahrh.) 

369.  Dirschau,  Dominikaner.     (Eine  Urkunde.) 

370.  E 1  b  i  n  g ,  Dominikaner.    (Urkunden  des  13.  bis  15.  Jahrh.) 
370  a.  E  1  b  i  n  g ,  Brigittenkloster.     (Ein  Kopialbuch  mit  Urkunden 

von  1458—1518.) 

371.  Graudenz,  Franziskaner-Reformaten. 

372.  Graudenz,  Benediktiner-Reformaten,  Nonnen. 

373.  Graudenz,  Jesuitenkollegium. 

374.  Jakobsdorf  bei  Kamin,  Franziskaner-Bernhardiner.  (Akten 
des  18.  bis  19.  Jahrh.) 

375.  K  a  d  i  n  e  n  bei  Tolkemit,  Franziskaner-Reformaten.  (Hand- 
schriften des  17.  bis  19.  Jahrh.) 

376.  Karthaus,  Marien-Paradies,  Karthäuser.  (Einzelurkunden, 
Kopialbücher  und  Akten  vom  13.  bis  18.  Jahrh.) 

377.  K  o  n  i  t  z  ,  Augustiner.  (Urkunden  und  Akten  des  14.  bis 
18.  Jahrh.) 

378.  K  o  n  i  t  z  ,  Jesuitenkollegium. 

379.  Kulm,  Dominikaner. 

380.  Kulm,  Franziskaner. 

381.  Kulm,  Augustiner,  Barmherzige  Schwestern. 

382.  Kulm,  Benediktiner  Nonnen,  mit  Filiale  Bislawek. 

383.  Kulm,  Missionare. 

384.  Kulm,  Jesuiten-Mission. 

385.  K  u  1  m  s  e  e ,  Franziskaner. 

386.  Lob  au,  Franziskaner-Bernhardiner.  (Urkunden  des  15.  bis 
18.  Jahrh.) 

387.  Lonk  bei  Neumark,  Franziskaner-Reformaten. 

388.  Marienburg,  Jesuitenresidenz.  (Nur  wenige  Urkunden  des 
17.  und  18.  Jahrh.) 

389.  Neuenburg,  Franziskaner-Bernhardiner.    (Eine  Urkunde.) 
Noumark  s.  Lonk. 

390.  Neustadt,  Franziskaner-Reformaten. 

391.  Oliva,  Zisterzienser.  (Gegen  300  Urkunden  von  1178—1779; 
Kopialbücher  und  Handschriften  des  12.  bis  18.  Jahrh.;  sie  betreffen  den 
Zisterzienserorden  im  allgemeinen,  die  Visitationen  des  Klosters,  Privi- 
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legien-,  Brief-  und  Formelbücher,  Geschichte  des  Klosters,  Chroniken, 
Annalen,  den  Klosterbesitz  und  dessen  Verwaltung,  Gebet-,  Erbauungs-, 
Exerzitienbücher  und  theologische  Untersuchungen;  Akten  des  19.  Jahrh.) 

392.  Pelplin,  Zisterzienser.     (Rund   125   Urkunden   des   13.   bis 

18.  Jahrh.;  Handschriften  und  Akten  des  14.  bis  18.  Jahrh.) 

402.  P  o  d  g  o  r  z ,  Reformatenkloster. 

393.  Rehwalde,  Franziskaner-Kapuziner. 

394.  S  c  h  w  e  t  z ,  Franziskaner-Bernhardiner. 

394  A.   S  c  h  w  o  r  n  i  g  a  t  z  bei  Konitz,  Augustiner.    (7  Urkunden  des 

13.  Jahrh.) 

395.  Strasburg,  Franziskaner-Reformaten. 

396.  Stolzenberg,  Franziskaner-Reformaten. 

397.  Thorn,   Dominikaner.     (Urkunden   und   Akten   des    13.   bis 

19.  Jahrh.) 

398.  Thorn,  Franziskaner-Bernhardiner.     (Wenige  Urkunden  des 

14.  und  15.  Jahrh.) 

399.  Thorn,  Benediktiner-Nonnen,    vorher    Zisterzienser.      (Eine 

Urkunde.) 

400.  Thorn,  Jesuitenkollegium.    (Urkunden  und  Akten  des  15.  bis 

18.  Jahrh.) 

401.  Topolno    bei    Schwetz,    Pauliner.      (Akten    des    17.    bis 

18.  Jahrh.) 

403.  Zarnowitz,  Benediktiner-Nonnen.  (Urkunden, Handschriften 

und  Akten  des  13.  bis  18.  Jahrh.) 

404.  Zuckau,    Augustiner-Prämonstratenser-Nonnen.      (Urkunden 

des  13.  und  14.  Jahrh.) 

405.  Auswärtige  Klöster.  (Urkunden  der  Klöster  Byszewo, 
Lande,  Lekno,  Lobsens,  Mogilno  aus  dem  13.  bis  16.  Jahrh.) 

408.  Private.  (Dem  Staatsarchiv  eigentümlich  gehörige  Akten 
und  einige  Deposita,  namentlich  die  der  Familien  Arnold  (-Labes),  v.  Biber- 
Palubicki  und  Stobbe.) 

409.  Nachlässe. 

410.  Handschriften,  welche  nicht  nachweisbar  aus  bestimmten 
Archiven  stammen  oder  nicht  im  Verwaltungswege  erwachsen  sind.  (Die 
Handschriften  sind  in  ihrem  älteren  Bestände  Zinsregister,  Kopialbücher 
und  Handfestensammlungen  und  Rechtsbücher  und  betreffen  Preußen, 
Danzig  und  andere  westpreußische  Städte,  Polen  und  die  Hanse.  In  das 
über  diese  Abteilung  aufgestellte  Verzeichnis  sind  auch  Verweise  auf 
die  in  anderen  Abteilungen  befindlichen  wichtigen  Handschriften  auf- 
genommen worden.) 

411.  Aichivalische  Karten  und  Pläne  unbestimmter 
Herkunft.    (Eine  Abteilung  von  mäßigem  Umfange.) 
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415.  Religi  ose  Genossenschaften,  Hospitäler,  milde 
Stiftungen  und  dergl.  (Umfangreiche  Deposita  der  Danziger  Hospi- 
täler zum  Heiligen  Geist  und  St.  Elisabeth,  St.  Jakob,  Aller  Engel  und 
St.  Barbara.) 

416.  Weltliche  Verbände,  Genossenschaften,  Ver- 
eine, Gewerke.  (Hierin  zahlreiche  Deposita,  darunter  die  der  Banken 
des  Danziger  Artushofes.) 

420.  Deposita,  die  nicht  unter  den  übrigen  Abtei- 
lungen aufgestellt  sind.  (Hierin  das  Depositum  des  Historischen 
Vereins  für  den  Regierungsbezirk  Marienwerder,  eine  Sammlung  von  Ur- 
kunden, Akten  und  Schriftstücken  zur  Geschichte  Westpreußens.) 


Druck:  Otto  Wigand  m.b.H.,  Leipzig. 
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